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Zum 1. Juli 2012 sind in Deutschland umfangreiche Änderungen des Wertpapierprospektrechts in Kraft
getreten. Um die europäische Änderungsrichtlinie zur Prospektrichtlinie in Deutschland umzusetzen, hat der
Gesetzgeber das Wertpapierprospektgesetz (WpPG) überarbeitet. Die Änderungen wurden am 29. Juni 2012 
im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. Daneben erfolgten auf europäischer Ebene Änderungen an der Prospekt-
verordnung (ProspektVO). Nach diesen Bestimmungen sind ab dem 1. Juli 2012 die Form und Inhaltsbestand-
teile der Einleitung des Wertpapierprospekts unter der Rubrik »Zusammenfassung« zwingend vorgeschrieben. 
Die nachfolgenden Übersichten der Zusammenfassung bestehen aus Erläuterungserfordernissen des Anhangs
XXII der delegierten Verordnung (EU) Nr. 486/2012 vom 30. März 2012, die als »Schlüsselinformationen« 
bezeichnet werden. Diese Schlüsselinformationen werden in die Abschnitte A–E (Numerische Abfolge A.1– E.7)
unterteilt. Die Bezeichnung der Schlüsselinformationen ist durch den Anhang XXII der Verordnung
vorgegeben.
Diese Übersicht in der Zusammenfassung enthält nach Maßgabe der Verordnung alle Schlüsselinformationen,
die notwendigerweise in einer Übersicht für diese Art von Wertpapier und Emittentin aufgeführt werden
müssen. Weil manche Schlüsselinformationen, die von der EU-Verordnung für andere Wertpapier-Kategorien
vorgegeben werden, nicht notwendigerweise angesprochen werden müssen, können »Lücken« in der von der
EU-Verordnung vorgegebenen numerischen Abfolge der Schlüsselinformationen auftreten. Die »Lücken« in 
der numerischen Abfolge der nachfolgenden Übersichten sind daher den Anforderungen der EU-Verordnung
geschuldet.
Obwohl eine Schlüsselinformation wegen der Art des Wertpapiers oder der Emittentin eigentlich in die Über-
sicht eingefügt werden müsste, kann es doch sein, dass keine relevante Information zu dieser Schlüsselinfor-
mation gegeben werden kann. In diesem Fall wird nach Maßgabe der Ausführungsbestimmungen zu der EU-
Verordnung eine kurze Beschreibung der Schlüsselinformationen mit der Bemerkung »nicht anwendbar« in 
die Übersicht eingefügt. 
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Abschnitt A – Einleitung und Warnhinweise

A.1 Warnhinweise Die nachfolgende Zusammenfassung dient lediglich als Einleitung zum Emissions-
prospekt. Die Zusammenfassung fasst ausgewählte Informationen des Prospektes
zusammen und wird durch die in den jeweiligen Kapiteln dargestellten ausführ-
lichen Informationen ergänzt und ist im Zusammenhang mit diesen weiteren
Informationen zu lesen. Potenzielle Anleger sollten daher den gesamten Prospekt
aufmerksam lesen und ihre Entscheidung zum Erwerb der angebotenen Anleihe auf
die Prüfung des gesamten Prospektes stützen. Es empfiehlt sich, wirtschaftliche,
steuerliche und rechtliche Zusammenhänge, die nicht hinreichend klar geworden
sind, durch Hinzuziehung eines Rechts-, Steuer-, Finanz- oder sonstigen fach-
kundigen Beraters klären zu lassen.
Für den Fall, dass vor einem Gericht Ansprüche aufgrund der in diesem Prospekt
enthaltenen Informationen geltend gemacht werden, könnte ein als Kläger auf-
tretender Anleger in Anwendung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften der
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums die Kosten für die Übersetzung des
Prospekts vor Prozessbeginn zu tragen haben.
Diejenigen Personen, die die Verantwortung für die Zusammenfassung ein-
schließlich einer Übersetzung hiervon übernommen haben, oder von denen deren
Erlass ausgeht, können haftbar gemacht werden, jedoch nur für den Fall, dass die
Zusammenfassung irreführend, unrichtig oder widersprüchlich ist, wenn sie zusam-
men mit den anderen Teilen des Prospekts gelesen wird.

Zusammenfassung

Zusammenfassung



Zusammenfassung

Abschnitt B – Emittentin

Emittentin der Anleihe ist die Energiekontor AG. Die Energiekontor AG wurde 1990
von den heutigen Aufsichtsratsmitgliedern Dr. Bodo Wilkens und Günter Lammers
als Projektentwickler für regenerative Energien mit Schwerpunkt Windkraft
gegründet. 

Die Emittentin mit Sitz in der Mary-Somerville-Straße 5, 28359 Bremen ist eine
Aktiengesellschaft nach deutschem Recht, die in Deutschland gegründet worden
ist.

Bekannte Trends und Wettbewerbsstärken
Die Unternehmensgruppe deckt die komplette Wertschöpfungskette der Projekt-
realisierung ab. Mit dem weiteren Ausbau der Windenergie in Europa eröffnet sich
für die Energiekontor-Gruppe ein enormes Marktpotenzial. Die Energiekontor-
Gruppe hat mit 79 realisierten Windparks und einem Gesamtinvestitionsvolumen
von ca. Mio. € 760 ihre Wettbewerbsfähigkeit bewiesen. Sie ist durch ihre lang-
jährige Erfahrung in der Projektentwicklung und Projektfinanzierung in mehreren
europäischen Ländern im Markt nach eigener Einschätzung gut positioniert.
Gerade dem Bereich der Finanzierung kommt in der aktuellen volkswirtschaftlichen
Lage eine verstärkte Bedeutung zu. 

Als langjähriger Projektierer der Windkraftbranche deckt die Emittentin als Mutter-
gesellschaft über Tochterunternehmen alle Leistungen der Wertschöpfungskette
von der Standortbeschaffung (Akquisition) bis zur Übernahme von Windparks in
den eigenen Bestand ab. Die jeweiligen Projekte werden in separaten Tochterunter-
nehmen, in der Regel in der Rechtsform der GmbH & Co. KG geführt. Die Finanzie-
rung der Windparks erfolgt ebenfalls teilweise über ein Tochterunternehmen.
Neben Projekten in Deutschland hat die Energiekontor-Gruppe über Projektie-
rungsgesellschaften in Großbritannien, Griechenland und Portugal Windparks
realisiert. Für zwei Windparks in der Nordsee liegen die Projektrechte in Projektge-
sellschaften, an denen die Emittentin zu 100 % beteiligt ist. Darüber hinaus pro-
duziert und verkauft die Emittentin Strom aus konzerneigenen Betreibergesell-
schaften für Windparks, an denen sie fast ausnahmslos zu 100 % beteiligt ist.

Gewinnprognosen oder Schätzungen für die Emittentin liegen nicht vor. Die Ergeb-
nislage beurteilt die Emittentin wie in den Vorjahren weiterhin als sehr stabil.

Beschränkungen in den Bestätigungsvermerken zu den historischen Finanzinforma-
tionen liegen nicht vor.

Ausgewählte historische Finanzinformationen
Die Emittentin hat das Geschäftsjahr 2011 mit einem positiven Ergebnis der
gewöhnlichen Geschäftstätigkeit (T€ 11.341) abgeschlossen. Das gegenüber dem
Vorjahr (T€ 436) sehr viel höher ausfallende Ergebnis ist u.a. auf den Verkauf der
Projektrechte an dem Offshore-Projekt Borkum Riffgrund West (Pilotphase) 
zurückzuführen. 5

B.1 Gesetzliche und kom-
merzielle Bezeichnung 

B.2 Sitz, Rechtsform, Recht
und Land der Gründung

B.4.b Bekannte Trends

B.5 Stellung der Emittentin
in der Gruppe

B.9 Gewinnprognosen oder
Schätzungen

B.10 Beschränkungen im
Bestätigungsvermerk 

B.12 (B.7 Absatz 1) Ausge-
wählte historische
Finanzinformationen
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Zusammenfassung

B.12 Erklärung zu den Aus-
sichten der Emittentin;
und zu wesentlichen
Veränderungen der
Finanzlage

B.13 Ereignisse aus der
jüngsten Zeit der
Geschäftstätigkeit 
der Emittentin

B.14 (B.5) Abhängigkeit von
anderen Unternehmen 
in der Gruppe

B.15 Haupttätigkeiten der
Emittentin

Die ausgewählten Finanzinformationen in nachfolgender Tabelle sind den geprüf-
ten Jahresfinanz berichten zum 31. 12. 2010 und 31. 12. 2011 der Emittentin ent-
nommen.

Zahlen AG (HGB)  2011 2010
T€ T€

Umsatzerlöse 35.176 4.406
Rohergebnis 26.367 6.432
Bilanzgewinn 4.433 1.181
Summe Aktiva / Passiva 124.887 103.500

Zahlen Konzern (IFRS)
Umsatzerlöse 63.291 35.101
Jahresergebnis 6.583 -2.910
Langfristige Vermögenswerte 93.312 100.940
Kurzfristige Vermögenswerte 123.164 77.414
Langfristige Verbindlichkeiten 136.499 111.818
Kurzfristige Verbindlichkeiten 47.751 38.283
Summe Eigenkapital und Schulden 216.477 178.354

Mit dem Datum des letzten veröffentlichten geprüften Jahresabschlusses haben
sich die Aussichten der Emittentin nicht wesentlich verschlechtert. 
Eine wesentliche Veränderung der Finanzlage oder Handelsposition der Emittentin
ist nach dem von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraum
nicht eingetreten. 

Es gibt keine Ereignisse aus der jüngsten Zeit der Geschäftstätigkeit, die für die
Bewertung ihrer Zahlungsfähigkeit in hohem Maße relevant sind. 

Die Energiekontor AG ist innerhalb der Unternehmensgruppe die Muttergesell-
schaft. Es bestehen daher keinerlei Abhängigkeiten von anderen Unternehmen
innerhalb der Unternehmensgruppe im Sinne von § 17 AktG. 

Haupttätigkeiten der Energiekontor AG 
Als langjähriger Projektierer der Windkraftbranche deckt die Emittentin selbst und
über Tochterunternehmen alle Leistungen der Wertschöpfungskette von der Stand-
ortbeschaffung (Akquisition) über die Planung, Finanzierung und Errichtung bis
hin zur technischen und kaufmännischen Betriebsführung von Windparks und 
der Übernahme von Windparks in den eigenen Bestand ab. Neben Projekten in
Deutschland hat die Energiekontor-Gruppe bisher u.a. in Großbritannien und
Portugal Windparks realisiert. Die Energiekontor-Gruppe hat auch für zwei Wind-
parks in der Nordsee (Offshore) wesentliche Genehmigungen erwirkt. 
Darüber hinaus produziert und verkauft die Emittentin Strom aus konzerneigenen
Windparks.
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Zusammenfassung

B.16 Beteiligungen und
Beherrschungsverhält-
nisse (B.6 Absatz 1)

B.17 Ratingverfahren

Die Emittentin ist eine Aktiengesellschaft, deren Aktien am geregelten Markt/
General Standard gehandelt werden. Hauptaktionäre mit jeweils ca. 35 % der
Aktien sind die Aufsichtsratsmitglieder der Emittentin, Herr Dr. Wilkens und 
Herr Lammers.

Im Auftrag der Emittentin oder in Zusammenarbeit mit ihr sind keine Rating-
verfahren für die Emittentin oder ihre Schuldtitel erstellt worden.

C.1 Beschreibung der Art
und Gattung der Wert-
papiere einschließlich
der Kennung

C.2 Währung

C.5 Etwaige Beschrän-
kungen der freien Über-
tragbarkeit

C.8 (C4) Beschreibung der 
mit den Wertpapieren
verbundenen Rechte,
einschließlich der
Rangordnung und
Beschränkungen dieser
Rechte 

C.9 Nominalzinssatz, Zins-
fälligkeitstermine, 
Rendite, Rückzahlungs-
verfahren und Vertre-
tung der Schuldtitel-
inhaber 

Angeboten wird ein festverzinsliches Wertpapier zur Unternehmensfinanzierung in
global verbriefter Form. Es handelt sich um eine Anleihe, auch Inhaber-Teilschuld-
verschreibung genannt. 
Für das Wertpapier ist sowohl eine in Deutschland gebräuchliche Wertpapierkenn-
nummer (WKN A1PGX7) als auch die Kennnummer nach internationalem Standard
(ISIN DE000A1PGX7 6) vergeben worden.

Die Anleihe wird in Euro mit einem Ausgabevolumen von Mio. € 6,0 begeben.

Es liegen keine Beschränkungen für die freie Übertragbarkeit der Anleihe vor. Eine
vorzeitige Weiterveräußerung bzw. Vererbung auf privater Ebene ist jederzeit mög-
lich. Die Übertragung von Inhaber-Teilschuldverschreibungen erfolgt durch Über-
tragung von Miteigentumsanteilen an der Globalurkunde gemäß dem hierfür vor-
gesehenen Verfahren der Clearstream Banking AG.

Anders als bei Aktien erhält der Anleger bei Anleihen keine gewinnabhängige Divi-
dende. Stattdessen wird über die Laufzeit ein fester Zinssatz gezahlt. Die Anleihe
ist von der Anleiheschuldnerin an den Anleihegläubiger zum Ende der Laufzeit zum
Nennwert zurückzuzahlen. 
Dabei stehen die aus der Anleihe entstehenden Verpflichtungen mit allen anderen
nicht dinglich besicherten Verpflichtungen der Anleiheschuldnerin im gleichen
Rang; mit Ausnahme der Verpflichtungen, die gemäß gesetzlicher Verpflichtungen
Vorrang haben. 
Teilnahme-, Mitwirkungs- oder Stimmrechte gewähren die angebotenen Wert-
papiere nicht. 

Der Nominalzinssatz des eingesetzten Kapitals beträgt sieben Prozent p. a. und die
Laufzeit der Anleihe beträgt fünf Jahre. Die Rückzahlung erfolgt endfällig am 
30. 09. 2017.
Die Auszahlung der Zinsen erfolgt nachträglich jeweils am ersten Bankarbeitstag
nach Ende eines entsprechenden Zinslaufes. Der erste Zinslauf beginnt am 
01. 10. 2012 und endet am 30. 09. 2013. Der letzte Zinslauf beginnt am 
01. 10. 2016 und endet am 30. 09. 2017. Die Rückzahlung des Anleihekapitals
erfolgt am 30. 09. 2017. 

Abschnitt C – Wertpapiere
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C.10 Derivative Komponente

C.11 Handelszulassung

Die individuelle Rendite lässt sich erst am Ende der Laufzeit bestimmen, da sie 
von den eventuell zu zahlenden individuellen Transaktionskosten in Abzug von 
den gezahlten Zinsen auf den gezahlten Nennbetrag abhängt. 

Die Zinszahlungen und die Rückzahlungen der Anleihe werden über eine Zahlstelle,
das Bankhaus Neelmeyer, Bremen, abgewickelt. Die Emittentin überweist die Zinsen
nach Ablauf des jeweiligen Zinslaufes und den Rückzahlungsbetrag der Anleihe 
am Ende der Laufzeiten mit befreiender Wirkung an die Zahlstelle. Diese über-
nimmt die Auszahlung der jährlichen Zinsen sowie die Rückzahlung des Anleihe-
kapitals an die jeweils depotführenden Banken zur Gutschrift auf dem jeweiligen
Anlegerkonto. 
Ein Vertreter der Schuldtitelinhaber ist nicht bestimmt. 

Die angebotene Anleihe enthält keine derivativen Komponenten bei der
Zinszahlung. 

Ein Antrag auf Zulassung der angebotenen Anleihe zum Handel ist an einem
geregelten Markt oder anderen gleichwertigen Märkten weder gestellt, noch soll
ein solcher gestellt werden.

D.2 Zentrale Risiken der
Emittentin

Mit dem Kauf der Anleihe werden Sie Gläubiger der Anleiheschuldnerin. Dies 
entspricht damit einer Darlehensgewährung an die Energiekontor AG. 
Sie haben als Anleihegläubiger einen schuldrechtlichen Anspruch gegen die
Anleiheschuldnerin bei Fälligkeit auf Rückzahlung des eingesetzten Kapitals bzw.
der Zinszahlung. Die Erfüllung der Zinsverpflichtungen und der Rückzahlung der
Anleihe ist insofern abhängig von der Geschäftstätigkeit und dem Erfolg des
Unternehmens. 
Anleger sind im Zusammenhang mit der Anleihe unternehmensbezogenen Risiken
ausgesetzt. In Zukunft könnte es durch wirtschaftliche Risiken, gesetzgeberische
Risiken, steuerliche Risiken oder Insolvenz zu einer Beeinträchtigung der Fähigkeit
zur Zahlung von Zinsen und/oder zur Rückzahlung der Inhaberschuldverschreibung
kommen. Der Eintritt eines oder mehrerer Risiken kann sich möglicherweise nach-
teilig auf die  Emittentin und damit auf den Wert der Inhaberschuldverschreibung
und die Fähigkeit der Emittentin zur Zahlung von Zinsen und/oder zur Rückzah-
lung der Inhaberschuldverschreibung auswirken. Unter Umständen könnten
Anleger hierdurch das in die Anleihe investierte Kapital ganz oder teilweise ver-
lieren. 

Abschnitt D – Risiken
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D.3 Zentrale Risiken des
Wertpapiers

Unternehmensbezogene Risiken
Gesetzgeberische Risiken: Es besteht das Risiko der Änderung der gesetzlichen

Grundlagen, insbesondere in den gesetzlichen Grundlagen der Erneuerbaren
Energien, mit nachteiligen Folgen für Genehmigungserteilungen, den Betrieb und
die Höhe der Einspeisevergütung von Windparks und Solaranlagen.

Platzierungsrisiko: Es besteht das Risiko, dass die Anleihe nicht vollständig
platziert werden kann. 

Insolvenzrisiko: Es besteht das Risiko der Insolvenz der Emittentin. 
Fehlinvestitionsrisiko: Es besteht das Risiko, dass die Energiekontor AG in

Projektplanungen investiert, die nicht realisiert werden können.
Wirtschaftliche Risiken: Sollten unternehmerische Ziele nicht wie geplant

realisiert werden können, könnte dieses zu Zahlungsengpässen führen.

Wertpapierbezogene Risiken
Bonitätsrisiko: Es besteht das Risiko, dass die Zins- und Rückzahlung der

angebotenen Anleihe aufgrund fehlender Solvenz der Emittentin nicht erfolgen
kann.

Veräußerung der Anleihe: Die Veräußerung der angebotenen Anleihe ist
dadurch beschränkt, dass sich ein Käufer findet und ob sich insoweit ein Sekun-
därmarkt entwickelt. 

Steuerliche Risiken: Es besteht das Risiko, dass sich für die angebotene Anleihe
das Steuerrecht nachteilig ändern könnte. 

Inflationsrisiko: Eine erhöhte Inflation oder eine Erhöhung des allgemeinen
Zinsniveaus könnten dazu führen, dass der Inhaber einen Wertverlust erleiden
kann.

Fremdfinanzierung der Anleihe: Bei einer Fremd finan zierung des Erwerbs der
Anleihe durch den Anleger wird für den Anleger die Risikostruktur erhöht.

Wir empfehlen Ihnen, den gesamten Prospekt genau zu lesen und gegebenenfalls
den Rat unabhängiger Dritter (z. B. Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Rechts-
anwälte) einzuholen.

Abschnitt E – Angebot

E.2b Gründe für das Angebot
und Zweckbestimmung
der Erlöse

Der Nettoerlös der Unternehmensanleihe 2012 wird im Rahmen der Geschäfts-
zwecke der Emittentin verwendet. Die Energiekontor AG beabsichtigt insbesondere,
den Nettoerlös ganz oder teilweise für folgende Geschäftszwecke zu verwenden:
– die Zwischenfinanzierung von Solar- und Windkraftprojekten (On- und Offshore)
– die Zwischenfinanzierung der Projektentwicklung von Solar- und
Windkraftprojekten (On- und Offshore)
– die Finanzierung des Kaufs von Gesellschaftsanteilen an Windkraftprojekten
und/oder des Kaufs ganzer Windparks 
– die Vor-, Zwischen- und Refinanzierung von Eigenmitteln in Solar- und
Windkraftprojekten (On- und Offshore)
– die Ablösung bestehender Kredite, die zur Zwischenfinanzierung von Solar- und
Windkraftprojekten (On- und Offshore) aufgenommen wurden 
– die Zwischenfinanzierung von Repowering-Projekten
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E.3 Beschreibung der
Angebotskonditionen

Die Verwendung der Anleihemittel erfolgt dabei entweder durch die Energiekontor
AG direkt oder über Tochtergesellschaften der Energiekontor AG und/oder anderer
Konzerngesellschaften der Energiekontor-Gruppe, denen die Mittel im Darlehens-
wege für die o. g. Verwendungszwecke zur Verfügung gestellt werden.

Das Wertpapier
Angeboten wird ein festverzinsliches Wertpapier zur Unternehmensfinanzierung 
in globaler verbriefter Form. Es handelt sich um eine Anleihe, auch Inhaber-Teil-
schuldverschreibung genannt, mit einem Ausgabevolumen von Mio. € 6,0.
Im Gegensatz zu Aktien wird bei Anleihen keine gewinnabhängige Dividende,
sondern ein fester Zinssatz über die gesamte Laufzeit gezahlt. Der Anspruch auf
Rückzahlung des Kapitals in voller Höhe, d. h. dem Nennwert, unterliegt auch
keinem Kursrisiko.
Die Energiekontor AG ist Emittentin (Anleiheschuldnerin); der Inhaber der Wert-
papiere ist Anleihegläubiger.
Diese Inhaber-Teilschuldverschreibung wird ausschließlich in der Bundesrepublik
Deutschland angeboten.

Stückelung der Anleihe/Mindestzeichnung
Die Anleihe ist eingeteilt in 6.000 Teilschuldverschreibungen im Nennbetrag von 
je € 1.000, die auf den Inhaber lauten und untereinander gleichberechtigt sind. Die
Anleihe wird in einer Globalurkunde verbrieft, die bei der Clearstream Banking AG,
Frankfurt, hinterlegt wird. Einzelurkunden und Zinsscheine werden nicht ausge-
geben. Es besteht eine Mindestzeichnungshöhe im Nennbetrag von € 3.000.
Höhere Beträge erfolgen in 1.000 Euro-Schritten. Die Teilschuldverschreibungen
werden von der Energiekontor AG zum Ausgabepreis von 100 % des Nennwertes
zum Kauf angeboten. Ein Agio wird nicht erhoben.

Zeichnungsfrist
Die Zeichnungsfrist für die angebotenen Schuldverschreibungen beginnt einen
Werktag nach Veröffentlichung des Wertpapierprospekts, voraussichtlich am 
30. 07. 2012. Die Zeichnungsfrist läuft bis zur Vollplatzierung, längstens für die
Dauer von einem Jahr ab Billigung des Wertpapierprospekts. Da der Zinslauf zum
01. 10. 2012 beginnt, erhalten Zeichner, die die angebotene Unternehmensanleihe
vor diesem Zeitpunkt erwerben, für den Zeitraum bis zum Beginn des Zinslaufes
am 01. 10. 2012 keine Zinsen.

Kündigung
Die Inhaber-Teilschuldverschreibungen sind für die Anleihegläubiger nicht
ordentlich kündbar.

Anwendbares Recht
Form und Inhalt der Teilschuldverschreibung sowie alle sich daraus ergebenden
Rechte und Pflichten der Anleihegläubiger, der Anleiheschuldnerin und der Zahl-
stelle bestimmen sich ausschließlich nach dem Recht der Bundesrepublik
Deutschland. 
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E.4 Wesentliche
Interessenkonflikte

E.7 Schätzung der Ausga-
ben, die dem Anlieger
von der Emittentin 
oder dem Anbieter in
Rechnung gestellt
werden

Die Zielgruppe
Das Angebot richtet sich an mittelfristig orientierte Anleger, die Wert auf einen
festen Zinssatz legen. Es handelt sich um ein Angebot für verantwortungsbewusste
Anleger, die neben Renditeaspekten auch die ökologische Nachhaltigkeit ihrer
Kapitalanlage berücksichtigen.

Überblick
Name Unternehmensanleihe 2012
Laufzeit 5 Jahre
Anleihevolumen Mio. € 6,0 
Zins 7 % p. a.
Übertragbarkeit Übertragbarkeit jederzeit möglich
WKN A1PGX7, (ISIN DE000A1PGX7 6)
Einzahlungskonto Bankhaus Neelmeyer, BLZ 290 200 00, Konto-Nr. 1000672152

Steuerlicher Hinweis/Freistellungsauftrag
Erhaltene Zinsen sind nach derzeit in der Bundesrepublik Deutschland gültigem
Steuerrecht grundsätzlich abgeltungsteuerpflichtig. Ausgenommen hiervon sind
Fälle, in denen der Anleihegläubiger seiner Depotbank eine Nichtveranlagungs-
bescheinigung vorgelegt hat oder wenn und soweit im Rahmen eines Freistel-
lungsauftrages zu berücksichtigende Beträge nicht überschritten werden. 

Bekanntmachungen
Bekanntmachungen erfolgen ausschließlich im Elektronischen Bundesanzeiger,
soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist.

Anforderung von Prospekten
Der Wertpapierprospekt wird zur kostenlosen Ausgabe bereitgehalten bei der: 

Energiekontor AG Telefon +49 421 3304-0 
Mary-Somerville-Straße 5 Telefax +49 421 3304-444
28359 Bremen vertrieb@energiekontor.de

www.energiekontor.de

Die Aufsichtsratsmitglieder der Emittentin, Herr Dr. Wilkens und Herr Lammers,
sind zugleich mit jeweils mehr als einem Drittel des Aktienkapitals Hauptaktionäre
der Emittentin; somit sind mögliche Interessenkonflikte prinzipiell nicht ausge-
schlossen. Weiterhin gibt es keine für diese Emission oder das Angebot wesent-
lichen, möglichen Interessenkonflikte. 

Neben dem Kaufpreis für das Wertpapier werden dem Anleger von der Emittentin
oder dem Anbieter keine weiteren Ausgaben in Rechnung gestellt. Der Kaufpreis
für die Anleihe setzt sich aus dem Nennbetrag und, sofern die Zeichnung nach
dem 01. 10. 2012 erfolgt, den Stückzinsen zusammen.
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Die Anlage in Inhaberschuldverschreibungen der
Emittentin ist, wie jede Investition in oder Beteili gung
an Unternehmen, mit Risiken verbunden. Der Erwerb
von Anleihen erfordert deshalb eine wohlüberlegte
und abgewogene Entscheidung. Die nachfolgenden
Risikobelehrungen, in denen alle wesentlichen Risiken
genannt werden, sollten vor dem Hintergrund der
übrigen Prospektangaben aufmerksam gelesen und
bei einer Kaufentscheidung berück sichtigt werden.

Mit dem Kauf der Anleihe werden Sie Gläubiger 
der Anleiheschuldnerin. Dies entspricht damit einer
Darlehensgewährung an die Energiekontor AG. Sie
haben als Anleihegläubiger einen schuldrechtlichen
Anspruch gegen die Anleiheschuldnerin bei Fälligkeit
auf Rückzahlung des eingesetzten Kapitals bzw. der
Zinszahlung. Die Erfüllung der Zinsverpflichtungen
und die Rückzahlung der Anleihe ist insofern ab-
hängig von der Geschäftstätigkeit und dem Erfolg
des Unternehmens. 

Anleger sind im Zusammenhang mit der Anleihe ver-
schiedenen Risiken ausgesetzt. Insbesondere ein
kumulatives Zusammenwirken verschiedener Risiken
kann erhebliche nachteilige Aus wirkungen – bis hin
zu einem Totalverlust – auf die Erfüllung der vertrag-
lich vereinbarten Verpflich tun gen gegenüber den
Anlegern zur Zins- und Rück zahlung aus der Anleihe
haben. 

Potenzielle Anleger sollten deshalb vor einer Kauf -
entscheidung den Rat eines Sachverständigen ihres
Vertrauens, beispielsweise eines Steuerberaters, Wirt -
schaftsprüfers oder Rechtsanwalts einholen.

1. Wertpapierbezogene Risiken

Bonitätsrisiko
Die Einhaltung der Zinszahlungs- und Rückzahlungs -
 verpflichtungen für die Inhaber-Teilschuld ver   schrei -
bungen ist stark von der Bonität der Anleihe schuld -
nerin abhängig. Da sich aus der Geschäftsentwicklung
der Vergangenheit für die Anleiheschuldnerin keine
sicheren Schlüsse für zukünf tige Erträge ableiten

lassen und somit keine Gewähr für den Eintritt der
wirtschaftlichen Ziele und Erwartungen gegeben
werden kann, verbindet sich mit dem Erwerb von
Inhaber-Teilschuldverschrei bungen generell das Risiko
des Teil- oder sogar Total verlustes der Kapitalanlage
und der Zinsansprüche.

Verkauf der Anleihe/Handelbarkeit
Die Anleihe kann jederzeit ohne Zustimmung der
Gesellschaft oder der Geschäftsführung und ohne
ent sprechende Anzeige veräußert oder übertragen
werden. Die Veräußerung hängt aber im Wesentlichen
davon ab, ob sich ein Käufer findet und ob sich ein
Sekundärmarkt zum Kauf der Anleihe entwickelt. Ob
und inwieweit sich jedoch in diesem Fall für die
Anleihe 2012 der Energiekontor AG ein Sekundär -
markt entwickelt, und zu welchem Preis die Anleihen
gehandelt werden, lässt sich nicht vorhersagen.
Schuldverschreibungen im freien Verkauf unterliegen
einem Wert- und Kursrisiko, so dass Anleger im Falle
einer Veräußerung möglicherweise auch nur einen
geringeren Betrag als den Nominal- und Einstands -
wert erzielen kann. Es besteht damit das Risiko der
Unver käuflichkeit der Anleihe oder der Erzielung
eines unter dem Nennwert liegenden Verkaufspreises. 
Die Erhöhung des allgemeinen Marktzinses kann den
Verkaufspreis der Anleihe negativ beeinflussen.

Inflationsrisiko
Ein Inflationsrisiko kann auch bei fünfjährigen Lauf -
zeiten der Anleihe nicht ausgeschlossen werden, 
so dass der Inhaber möglicherweise hierdurch einen
Wertverlust erleiden kann. 

Steuerliche Risiken 
Es muss darauf hingewiesen werden, dass das Steuer -
recht in ständiger Veränderung begriffen ist. So
können sich Gesetzgebung, Rechtsprechung und die
Auffassung der Finanzverwaltung zu einzelnen
Besteue rungsfragen jederzeit ändern. Die dem Pros -
pekt zugrunde liegenden steuerlichen Angaben geben
ausschließlich die derzeitige Rechtslage wieder. Die
Änderung der steuerlichen Grundlagen kann zu einer
Ergebnisverschlechterung der Anlage führen. Die 
vom Anleihegläubiger beabsichtigten oder geplanten

Risikofaktoren

Risikofaktoren 
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steuerlichen Ziele liegen allein in seinem Verant wor -
tungsbereich. 

Fehlende Mitwirkungsrechte
Die Anleihe begründet ausschließlich schuldrechtliche
Ansprüche auf Zinszahlung und Rückzahlung des
Nominalbetrages gegen die Emittentin. Sie begründet
keine Teilnahme-, Mitwirkungs- oder Stimmrechte in
Bezug auf das Unternehmen der Emittentin. Auf eine
konkrete Verwendung der eingezahlten Gelder haben
die Anleihegläubiger keinen Anspruch.

Kündigungsrecht
Die Inhaber-Teilschuldverschreibungen können von
der Emittentin entsprechend den Anleihebedin gun gen
vorzeitig gekündigt werden. Wenn der Anleger den
aus der vorzeitigen Rückzahlung der Anleihe verein-
nahmten Betrag nur zu schlechteren Konditionen in
andere Anlageformen investieren kann, könnte dies
zu einer geringeren Rendite führen. 

Fremdfinanzierung der Anleihe
Dem Anleger steht es frei den Erwerb der Anleihe
ganz oder teilweise mit einem Kredit zu finanzieren.
Doch wird darauf hingewiesen, dass sich dadurch die
Risikostruktur der Anleihe erhöht. Die Rückführung
der Fremdmittel und die mit einer Finanzierung 
verbundenen Zinszahlungen sind vom Anleger zu
bedie nen, unabhängig von der Rückzahlung des
Anleihe kapitals zum Nennbetrag sowie etwaiger Zins -
zah lungen durch die Emittentin. Anleger sollten sich
nur zu einer Fremdfinanzierung der Anleihe ent-
schließen, wenn die Verpflichtungen der Fremd finan -
zierung unabhängig von der Entwicklung der Teil -
schuldverschreibung wirtschaftlich getragen werden
können. Von einem kreditfinanzierten Erwerb der
Anleihe ist daher in der Regel abzuraten.

2. Unternehmensbezogene Risiken

Gesetzgeberische Risiken
Es besteht das Risiko der Änderung der gesetzlichen
Grundlagen mit nachteiligen Folgen für die Geneh -
 mi gungserteilungen, den Betrieb von Projekten und

die Höhe der Einspeisevergütung. Die Gesetz gebung
unterliegt einem ständigen Wan del. So können 
Maß nahmen der Gesetz- und Verord nungsgeber 
auf Bundes- und/oder Landes- bis hin zur Kommu-
 nal ebene die Markt- und Wettbewerbs ver hältnisse
beeinflussen und sich negativ auf die wirtschaftliche
Situation der Emittentin auswirken. Hinzuweisen 
ist insbesondere auf das Risiko der Änderung des
Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer Energien, 
kurz »EEG«. Es besteht grundsätzlich die Möglich-
keit, dass aufgrund derartiger gesetzgeberischer
Maßnahmen das Unter nehmen zur Umstellung, 
Reduzierung oder auch zur Einstellung einzelner
geschäftlicher Aktivitäten gezwungen ist. Das Risiko
besteht in einer Ergebnis verschlechterung für den
Anleger.

Platzierungsrisiko
Sollte die Anleihe nicht vollständig platziert werden,
kann nicht ausgeschlossen werden, dass der ange -
strebte wirtschaftliche Erfolg nur verzögert oder im
geringeren Umfang realisiert werden kann. Auch
könnte der wirtschaftliche Erfolg unter Umständen
insgesamt nicht eintreten.

Insolvenzrisiko
Die Anleihegläubiger sind nach Maßgabe der insol -
venz rechtlichen Vorschriften mit den sonstigen nicht
bevorrechtigten Gläubigern der Gesellschaft gleich-
gestellt. In diesem Fall wird das Vermögen der 
Gesell schaft verwertet und nach Befriedigung der
bevorrechtigten Gläubiger zur Befriedigung der nicht
be vor rechtigten Gläubiger im Verhältnis zu den
Gesamt verbindlichkeiten an diese verteilt. Es könnte
daher sein, dass bei Verwertung des Vermögens der
Gesellschaft im Insolvenzfall die Anleihegläubiger
nicht oder nur anteilig befriedigt werden. Es besteht
das Risiko des Teil- oder Totalverlustes der Anlage.
Ein Garantiefonds oder andere Entschädigungs rege -
lungen für diese Anleihe bestehen nicht. 

Fehlinvestitionsrisiko
Die Anleihe der Energiekontor AG hat wegen der
freien Verwendbarkeit des Kapitals wie eine Unter -
nehmensbeteiligung Blind-Pool-Charakter. Darunter
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ist eine Anlageform zu verstehen, bei der einzelne
Investitionsvorhaben bzw. deren Bedingungen zum
Zeitpunkt des Beitritts des Anlegers noch nicht 
end gültig feststehen. Risiken ergeben sich für den
Anle ger daraus, dass trotz Beachtung aller relevanten
Auswahlkriterien und Marktstrategien bzw. -analysen
zukünftige Investitionsprojekte wegen nicht vorher-
sehbarer Entwicklungen dauerhaft zu Verlusten
führen können.

Personalrisiko
Die Emittentin ist der Auffassung, dass der zukünf tige
Erfolg ihrer Geschäftstätigkeit von der fachlichen
Kompetenz des Personals bestimmt wird. Der Verlust
unternehmenstragender Personen sowie der Verlust
von qualifiziertem Personal oder Schwierigkeiten bei
der Einstellung von qualifizierten Personen für die
jeweiligen Geschäftsbereiche könnte sich nachteilig
auf die Geschäftsentwicklung auswirken. Dadurch
könnte eine Ergebnisverschlechterung der Anlage
eintreten.

Wirtschaftliche Risiken
Sollten unternehmerische Ziele nicht wie geplant
realisiert werden können, könnte dieses zu Zahlungs -
engpässen führen.

Anhängige Gerichtsverfahren
Die Emittentin führt Gerichtsverfahren im normalen
Geschäftsbetrieb. Es ist auch ein Verfahren wegen
Pros pekt haftungsansprüchen anhängig, welches einen
Windpark betrifft, der 2001 in Betrieb gegangen ist.
Ein negativer Ausgang der Verfahren kann sich nega-
tiv auf die wirt schaftliche Situation der Emittentin
auswirken, obwohl diesbezügliche finanzielle Risiken
im Rahmen von Rückstellungen bei der Bilanzierung
berücksichtigt werden.

Spezielle unternehmerische Risiken der Emittentin
Die geschäftstypischen Risiken der Emittentin erge ben
sich aus der Projektierung, Errichtung und dem
Betrieb von Windkraftanlagen in eigener Regie oder
über Projektgesellschaften, an denen die Emittentin
beteiligt ist. Bei Realisierung einzelner oder mehrerer
dieser Risiken können sich wesentliche nachteilige
Auswirkungen auf die Geschäfts-, Finanz-,
Vermögens- und Ertragslage der Gesellschaft ergeben,
wodurch sowohl die Zins- als auch die Rückzahlung
des investierten Kapitals der Anleger gefährdet
werden können.

Das politische Umfeld an den Standorten kann unvor -
hersehbaren Schwankungen (insbesondere aus
Umweltschutzgründen) unterliegen, die die Reali sie -
rung der Windkraftanlagen in jeder Phase der Pro-
jektentwicklung behindern oder zeitliche Verzö  ge -
rungen zur Folge haben können. Die Standort ent wick-
lung von Windkraftanlagen kann durch behörd liche
und gerichtliche Einspruchsmöglichkeiten von
Anliegern oder durch die Berücksichtigung von
öffentlichen Belangen zeitlich verzögert oder gar
abgebrochen werden.
Dies gilt insbesondere für den Bereich der jungen
Offshore-Technologie. Dieser Bereich stellt große
Herausforderungen an neue technische
Entwicklungen. 

Für die Projektierung entscheidend ist ferner die
Prog nose über den Energieertrag. Dieser hängt so -
wohl von dem Windpotenzial am geplanten Standort
als auch von der technischen Leistungsfähigkeit der
geplanten Windkraftanlagen ab. Zur Einschätzung des
Windpotenzials werden daher Gutachten von aner-
kannten Instituten eingeholt.

Risikofaktoren
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Das Risiko liegt darin, dass Prognoseverfahren sys -
tem bedingte Unzulänglichkeiten auf weisen, da die
komplexen Windverhältnisse mit den com puter-
gestützten Modellen nur unvollkommen abgebildet
werden können. Auch sind die zugrunde gelegten
Eingabe daten, z. B. Windmessungen und Wetterdaten,
mit Ungenauigkeiten behaftet.
Darüber hinaus schreiben die Gutachten die in der
Vergangenheit gemessenen Windverhältnisse in die
Zukunft fort.
Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, dass die
zukünftigen Verhältnisse aufgrund von Klimaverän -
derungen von den Vergangenheitswerten nachhaltig
abweichen.

Die mit der technischen Leistungsfähigkeit der Wind -
kraftanlagen verbundenen Risiken können sich 
dahingehend realisieren, dass die technischen Kom -
ponenten über die geplante Gesamtlaufzeit nur eine
verminderte Leistung erbringen und dass die dann
notwendigen Aufwendungen und die dadurch
beding ten Ertragsausfälle nicht über Zusatzver siche -
rungen abgedeckt sind.

Die Emittentin ist berechtigt, ihre Windkraftprojekte
über Tochtergesellschaften als Projektgesellschaften
zu realisieren. Hierzu kann die Emittentin den
Tochter gesellschaften Darlehen zur Finanzierung der
Projekte im Bereich der Windenergie (On-/Offshore)
oder der Solar energie durchreichen. Die Emittentin
wird zwar nur solche Darlehensver träge abschließen,
wenn zum Zeitpunkt der Dar lehens hingabe durch
hinreichende Prüfung gewährleistet ist, dass die Dar-
lehensnehmer die Darlehen im Rahmen der Darle-
hensverträge bedienen. Dennoch ist die Rückzahlung
der Dar le hens summen nicht garantiert. Der Ausfall
einer Rückzahlung kann zu einer Ergebnisverschlech-
terung der Emittentin führen.
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Informationen über das angebotene Wertpapier

Das Angebot – die Unternehmensanleihe 2012
Mit der Unternehmensanleihe der Energiekontor AG
eröffnet sich für Anleger die Möglichkeit, am Erfolg
der zukunftsweisenden Technologie der erneuerbaren
Energien zu partizipieren. Die Energiekontor AG
bietet als Anleiheschuldnerin eine Kapitalanlage mit
einem festen Zinssatz von 7 % für eine Laufzeit von 
5 Jahren. 

Das Gesamtvolumen der Anleihe beträgt Mio. € 6,0.

Inhaber-Teilschuldverschreibungen – auch Unterneh -
mensanleihen genannt – sind festverzinsliche Wert -
papiere zur Unternehmensfinanzierung.

Anders als bei Aktien erhält der Anleger bei Anleihen
keine gewinnabhängige Dividende. Stattdessen wird
über die gesamte Laufzeit ein fester Zinssatz gezahlt.
Die Anleihe wird vom Anleiheschuldner an den
Anleihegläubiger zum Nennwert zurückgezahlt, so
dass kein Kursrisiko besteht.

Das Angebot richtet sich an mittelfristig orientierte
Anleger, die Wert auf einen festen Zinssatz legen.
Gleichzeitig handelt es sich um ein Angebot für öko-
logisch verantwortungsbewusste Anleger, die neben
Renditeaspekten auch die ökologische Nachhaltigkeit
ihrer Kapitalanlage berücksichtigen.

Gründe für das Angebot/Verwendungszweck der
Anleihe
Der Nettoerlös der Teilschuldverschreibungen wird im
Rahmen der Geschäftszwecke der Anleiheschuldnerin
verwendet. Die Anleiheschuldnerin beabsichtigt 
insbesondere, den Nettoerlös ganz oder teilweise
Tochter- und anderen Konzerngesellschaften der
Energiekontor AG bzw. Windpark-Betreibergesell -
schaf ten für Vor-, Zwischen- und Refinanzierungen

von Windparkprojekten (On-/Offshore) sowie
Solarprojekten zur Verfügung zu stellen. Hierbei
sollen durch den Einsatz von Anleihegeldern auch
Kredite aus Projekten zurückgeführt werden. Dies
betrifft Vertriebsprojekte und Projekte für den
Eigenbestand der Emittentin.
Darüber hinaus ist der Nettoerlös zur Zwischenfinan -
zierung von Projektentwicklungen der Windkraft -
projekte und von Windparks in Deutschland im
Onshore/Offshore-Bereich sowie von Solarprojekten
zu verwenden. Aufgrund der durchzuführenden
Genehmigungsverfahren und der langen Lieferfristen
der Hersteller und der daraus resultierenden Verzö-
gerungen bei der Errichtung der Projekte, können die
schon gegründeten oder noch zu gründenden Pro-
jektgesellschaften sowie Tochter gesellschaften der AG
mit Kapital für die Projektent wicklung sowie für die
Bauzeit ausgestattet werden. Durch die Veräußerung
der Projekte an Investoren bzw. durch den Betrieb der
Eigenparks fließt das Kapital an die Energiekontor AG
zurück. 

Neben der Finanzierung der Verwendungszwecke aus
der Anleihe 2012 ist der Einsatz weiteren Eigen- und
Fremdkapitals notwendig. Zur Finanzierung der
Onshore/Offshore-Projekte setzt die Emittentin neben
dem Kapital aus der Anleihe 2012 weiterhin auf einen
angemessenen Mix aus Eigen- und Fremdkapital. 
Das Gesamtinvestitionsvolumen für Windpark pro jekte,
welche sich im Geschäftsjahr 2012 im Bau befinden,
wird bis zu Mio. € 120 betragen (siehe auch Tabelle
auf S. 43). Dabei werden für die Projekte regelmäßig
ca. 1/3 Eigenmitteln und ca. 2/3 Fremdmitteln einge-
setzt. Dies entspricht bei einem Gesamtinvestitions-
volumen von Mio. € 120 Eigenmittel in Höhe von
Mio. € 40 und Fremdmittel in Höhe von Mio. € 80.
Damit wird ein erheblicher Teil des dargestellten
Investitions volu mens, welches für die hier genannten

Informationen über das angebotene Wertpapier
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Verwendungs zwecke benötigt wird, nicht durch die
Anleihe finanziert. Das Fremdkapital wird im Rahmen
von Projektfinanzierungen durch unterschiedliche 
in- und ausländische Banken zur Verfügung gestellt.
In der Mehrzahl der Finanzierungen werden KfW-
Darlehen eingesetzt. Das Eigenkapital wird bis zum
Verkauf der Projekte durch Zwischenfinanzierungs-
kredite und durch Honorarstundungen für Leistungen
der Unternehmen der Energiekontor-Gruppe bereit-
gestellt. Bei Verkauf der Projekte ist das Eigenkapital
durch die kaufenden Investoren in die Projektgesell-
schaften zur Ablösung der Zwischenfinanzierungs-
kredite und gestundeten Honorare einzuzahlen. Bei
Windparks im Eigenbestand der Emit tentin erfolgt 
die Rückführung aus den opera ti ven Erlösen der
Windparks.

Alle genannten Verwendungszwecke haben die
gleiche Priorität. 

Angaben über die Wertpapiere

Rechtsgrundlage und Wertpapiertyp
Bei der Anleihe handelt es sich um eine Inhaber-
Teilschuldverschreibung im Sinne der §§ 793 ff. BGB
und § 1 Abs. 1 Schuldverschreibungsgesetz (SchVG).
Sie wird unter der WKN A1PGX7 und der ISIN
DE000A1PGX7 6 emittiert.

Verbriefung
Die gesamte Anleihe ist in einer Globalurkunde ver-
brieft, die bei der Clearstream Banking AG,
Mergenthalerallee 61, 65760 Eschborn bei Frankfurt,
hinterlegt wird. Die Auslieferung effektiver Teil -
schuld verschreibungen oder Zinsscheine ist aufgrund
der Globalverbriefung während der gesamten Lauf -
zeit der Anleihe ausgeschlossen.

Währung
Die Inhaber-Teilschuldverschreibungen werden in
Euro begeben. Sämtliche Zahlungen werden in Euro
geleistet.

Gleichrang mit Fremdkapital/Vorrang vor
Eigenkapital
Die aus der Anleihe entstehenden Verpflichtungen
stehen gleichrangig mit allen anderen nicht dinglich
besicherten Verpflichtungen der Anleiheschuldnerin
mit Ausnahme von Verbindlichkeiten, die kraft
Gesetzes Vorrang haben, wie Verbindlichkeiten aus
Steuerschulden oder gegenüber Sozialversiche rungs -
trägern.

Nennbetrag und Einteilung
Die Anleihe wird mit einem Gesamtnennbetrag von
Mio. € 6,0 (in Worten: sechsmillionen Euro) heraus-
gegeben. Die Stückelung beträgt € 1.000. Somit
können insgesamt 6.000 Anteile veräußert werden.
Jede Inhaber-Teilschuldverschreibung beinhaltet die
gleichen Rechte und Pflichten für die Anleihe gläu -
bigerin und die Anleiheschuldnerin.

Mindestzeichnung
Es besteht eine Mindestzeichnungshöhe im Nenn -
betrag von € 3.000. Höhere Beteiligungen müssen
durch 1.000 ohne Rest teilbar sein. Ein Höchstbetrag
für eine Zeichnung ist nicht festgelegt, durch das
Anleihevolumen jedoch auf Mio. € 6,0 begrenzt. 

Ausgabekurs
Die Ausgabe der Inhaber-Teilschuldverschreibungen
erfolgt zum Nennwert (jeweils € 1.000) von 100 %.
Dem Käufer werden für den Kauf keine weiteren
Kosten und Steuern durch die Emittentin in Rech -
nung gestellt.

Informationen über das angebotene Wertpapier
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Wertpapierdepot
Voraussetzung für den Kauf der Inhaber-Teilschuld -
verschreibung ist das Vorhandensein eines Wert -
papier depots. Über die diesbezüglich anfallenden
Depotgebühren, deren Höhe von der depotführenden
Bank festgelegt wird, sollte sich der Anleger vorab
bei dem jeweiligen Institut informieren.

Kaufpreis
Der Kaufpreis (Einzahlungsbetrag) setzt sich aus
Nenn wert und, wenn der Kauf nach dem 01. 10. 2012
erfolgt, Stückzinsen (siehe Stückzinstabelle Seite 127)
zusammen. Ein Agio wird nicht erhoben.

Handelbarkeit
Eine Handelbarkeit am geregelten Markt oder sonsti -
gen gleichwertigen Märkten ist nicht vorgesehen. 
Die bisher von der Emittentin begebenen Wertpapiere
sind an geregelten oder sonstigen gleichwertigen
Märkten nicht zum Handel angeboten oder zuge las -
sen worden, da eine Zulassung nicht beantragt
wurde. Die Anleiheschuldnerin ist berechtigt, jeder-
zeit eigene Inhaber-Teilschuldverschreibungen zu
erwerben und wieder zu verkaufen. Institute, die auf-
grund einer festen Zusage als Intermediäre im Sekun -
därhandel tätig sind, gibt es nicht. Ein organi sierter
Sekundärmarkt besteht nicht. 

Stückzinsen
Stückzinsen sind aufgelaufene Zinsteilbeträge, die
vom letzten Zinszahlungstermin bis zum Abrech -
nungs tag berechnet werden. Die Stückzinsen sind
vom Käufer der Schuldverschreibung zu bezahlen, da
dem Käufer am nächsten Zinstermin der Zinsbetrag
für den vollen Zinszahlungszeitraum gutgeschrieben
wird, obwohl ihm nur der Zinsbetrag vom Kaufzeit -
punkt bis zum nächsten Zinstermin zusteht. Die
Vorauszahlung dieser Stückzinsen ist also kein Verlust
für den Käufer der Schuldverschreibung.

Der Tabelle auf Seite 127 können Sie die Höhe der
Stückzinsen für verschiedene Anlagezeitpunkte ent -
nehmen. Stichtag für die Stückzinsberechnung ist
jeweils der 30. eines Monats. 

Grundlage der Emission
Der Vorstand der Energiekontor AG hat mit Beschluss
vom 12. 06. 2012 die Emission einstimmig beschlos -
sen. Der Aufsichtsrat hat mit Beschluss vom
15. 06. 2012 ohne Einwendungen dem Beschluss
zugestimmt.

Platzierung und Emission
Das Angebot zum Kauf der Anleihe oder einzelner
Teile der Anleihe sowie die Platzierung wird von der
Emittentin betrieben. Die Emittentin wird die Anleihe
fast ausschließlich selbst vertreiben. Für die Anleihe
wurde keine Zusage oder Garantie zur Übernahme
von Instituten oder Unternehmen abgegeben.
Gleiches gilt für eine Platzierungszusage. Ein Emis -
sionsübernahmevertrag ist nicht abgeschlossen
worden und ein Abschluss ist auch nicht beabsichtigt. 

Kosten und Vertrieb
Das aus der Emission platzierte Kapital fließt voll-
ständig der Emittentin zu. Durch die Emission der
Anleihe entstehen der Energiekontor AG Kosten von
bis zu 6 % des Emissionserlöses; mithin betragen 
die Gesamtkosten der Emission höchstens € 360.000.
Diese bestehen im Wesentlichen aus Kosten für
Personalaufwendungen, Rechtsberatung, Druckkosten,
Vertriebskosten (inklusive Kosten für Makler provi  -
sio nen in Höhe von bis zu 7 %) sowie Abwicklungs -
kos ten. Somit beläuft sich der Nettowert des Anleihe -
erlöses auf mindestens € 5.640.000,–. 

Emissionstermin/Zeichnungsfrist
Emissionstermin und Beginn der Zeichnungsfrist ist
der erste Werktag nach Veröffentlichung des Wert -

Informationen über das angebotene Wertpapier
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papierprospekts; voraussichtlich der 30. 07. 2012. Die
Zeichnungsfrist läuft bis zur Voll platzierung, längs-
tens für die Dauer von 12 Monaten ab der Billigung
des Wertpapierprospekts. Erwarteter Emissionstermin
ist der 30. 07. 2012. 

Vorzeitige Schließung und Kürzung der Zeichnung
Die Anleiheschuldnerin behält sich die Möglichkeiten
vor, die Zeichnung vorzeitig zu schließen und/oder
Zeichnungen, soweit es zu einer Überzeichnung
kommt, zu kürzen. Im Falle der Kürzung von Zeich -
nungen wird der zu viel gezahlte Betrag zzgl. der zu
viel gezahlten Stückzinsen unverzüglich durch Über-
weisung auf das vom Anleger gesondert mitzutei-
lende Konto erstattet. Die Emittentin meldet dem
Anleger unverzüglich schriftlich die Anzahl der zuge -
teilten Inhaber-Teilschuldverschreibungen.

Offenlegung des Angebotsergebnis 
Vier Wochen nach dem Ende der Zeichnungsfrist 
wird die Emittentin auf der Internetseite 
www.energiekontor.de das Ergebnis des Angebots
bekannt geben.

Zinssatz
Die Anleihe wird mit einem Zinssatz von 7 % p. a. auf
den Nennbetrag verzinst.

Zinszahlungstermine und Kapitalrückfluss
Die Auszahlung der Zinsen erfolgt nachträglich je -
weils am ersten Bankarbeitstag nach Ende des ent-
sprechenden Zinslaufes. Der erste Zinslauf beginnt am
01. 10. 2012 und endet am 30. 09. 2013. Der letzte
Zins lauf der Anleihe beginnt am 01. 10. 2016 und
endet am 30. 09. 2017. Die Rückzahlung des Anlei he -
kapitals erfolgt am 30. 09. 2017.
Der Anspruch auf Zahlung der Zinsen sowie die Rück -
zahlung des Anleihekapitals verjährt jeweils mit
Ablauf von 30 Jahren nach dem jeweiligen Fällig-

keits termin. Begünstigte im Falle der Verjährung ist
die Emittentin. 

Rendite
Die individuelle Rendite über die Gesamtlaufzeit
berechnet sich aus der Differenz zwischen dem Rück -
zahlungsbetrag einschließlich der gezahlten Zinsen
und dem ursprünglich gezahlten Nennbetrag zuzüg-
lich etwaiger Stückzinsen sowie unter Berücksichti -
 gung der Laufzeit der Anleihe und den Trans ak tions -
kosten des Anlegers. Die individuelle Rendite der
Anleihe lässt sich erst am Ende der Laufzeit bestim -
men, da sie von eventuell zu zahlenden individuellen
Transaktionskosten (z. B. Depotgebühren des Anle -
gers) abhängig ist.

Zahlstelle
Die Zinszahlungen und die Rückzahlungen der Anleihe
werden über eine Zahlstelle abgewickelt. Die Energie-
kontor AG überweist die Zinsen nach Ablauf des
jeweiligen Zinslaufes und den Rückzahlungs be trag
der Anleihe am Ende der Laufzeit mit befrei ender
Wirkung an die Zahlstelle. Diese übernimmt die Aus-
zahlung der jährlichen Zinsen sowie die Rück zahlung
des Anleihekapitals an die jeweils depot führenden
Banken zur Gutschrift auf dem jeweiligen Anleger-
konto. Zahlstelle für die Anleihe ist das Bankhaus
Neelmeyer, Am Markt 14–16, 28195 Bremen.
Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland gibt es
für die Anleihe keine Zahlstelle.

Übertragbarkeit der Anleihe
Die Anleihe kann ohne Zustimmung der Energie -
kontor AG in Stücken oder ganz an Dritte verkauft
bzw. vererbt werden. Da es sich um eine Inhaber-
Teilschuldverschreibung handelt, ist auch ein Verkauf
ohne Anzeige bei der Anleiheschuldnerin zulässig. 
Die Anleihebedingungen sehen keine Beschränkungen
für die freie Übertragung der Anleihe vor. 
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Bekanntmachungen
Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im
elektronischen Bundesanzeiger soweit gesetzlich
nicht etwas anderes bestimmt ist.

Mit den Inhaber-Teilschuldverschreibungen 
verbundene Rechte
Teilnahme-, Mitwirkungs- oder Stimmrechte gewäh -
ren Inhaber-Teilschuldverschreibungen den Anlegern
nicht.

Anlegervertretung
Gemäß den Bestimmungen des Schuldverschrei bungs -
gesetzes kann eine Gläubigerversammlung einberufen
werden, die den Anleger vertritt. Die Gläubiger ver -
sammlung wird von der Anleiheschuldnerin, oder auf
Verlangen von Anleihegläubigern, deren Schuldver -
schreibungen mindestens 5 % der ausste henden
Schuldverschreibungen erreichen, einberufen. Die
Gläubigerversammlung kann einen gemeinsamen
Vertreter der Gläubigerversammlung bestimmen. Die
Anleiheschuldnerin hat von dem Recht gemäß den
Bestimmungen des Schuldverschreibungsgesetzes zur
Bestimmung eines Anleihevertreters keinen Gebrauch
gemacht.

Kündigung
Die Anleiheschuldnerin kann die Teilschuldverschrei -
bungen insgesamt oder teilweise mit einer Frist von
acht Wochen zum Ende eines Quartals zur vorzeitigen
Rückzahlung zum Nennbetrag ordentlich kündigen
(erstmalig zum 30. 09. 2013).
In diesem Fall besteht der Zinsanspruch zeitanteilig.
Die Kündigung erfolgt durch Bekanntmachung im
elektronischen Bundesanzeiger. Eine vorzeitige
ordent liche Kündigung durch den Inhaber der Teil -
schuldverschreibung ist nicht möglich. Das Recht zur
außerordentlichen Kündigung bleibt für beide Ver -
tragspartner unberührt.

Laufzeit
Die Laufzeit der Anleihe beträgt fünf Jahre. 

Steuern
Die Zinseinkünfte aus Teilschuldverschreibungen
werden steuerlich identisch behandelt wie Zins ein -
künfte von Sparbüchern, festverzinslichen Wert -
papieren usw. Die Energiekontor AG bzw. die Bank 
als Zahlstelle ist verpflichtet, Abgeltungsteuer und
Solidaritätszuschlag einzubehalten und abzuführen,
es sei denn, in der depotführenden Bank des Anlegers
ist ein Frei stellungsauftrag oder eine Nichtveran -
lagungsbescheinigung hinterlegt. Bitte lesen Sie für
weitere Details das Kapitel »Steuerliche Aspekte«.

Anwendbares Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand
Form und Inhalt der Teilschuldverschreibungen sowie
alle sich daraus ergebenden Rechte und Pflichten
bestimmen sich ausschließlich nach dem Recht der
Bundesrepublik Deutschland. Erfüllungsort ist Bremen.

Gerichtsstand für alle sich aus den in diesen Anleihe -
bedingungen ergebenden Rechtsstreitigkeiten mit der
Anleiheschuldnerin ist – soweit gesetzlich zulässig –
Bremen.

Angebotsland
Die Inhaberschuldverschreibungen werden aus-
schließlich in der Bundesrepublik Deutschland
angeboten.

Rechtsverhältnisse
Das Rechtsverhältnis der Beteiligten basiert auf den
im Anhang zu diesem Wertpapierprospekt abgedruck -
ten Bedingungen und der jeweils dazugehörigen
Zeichnungserklärung. Begriff und Inhalt von Anleihen
sind gesetzlich nicht näher definiert und werden
daher von der Emittentin gestaltet. Eine Anleihe ist

Informationen über das angebotene Wertpapier
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ein Wertpapier, mit dem die Zahlung eines bestim m-
ten Zinssatzes zugesagt wird. 

Prospektausgabestelle
Der Wertpapierprospekt wird zur kostenlosen
Ausgabe bereitgehalten bei: 
Energiekontor AG, 
Mary-Somerville-Straße 5, 
28359 Bremen.

Rating
Für die Emittentin wurden bis zum Zeitpunkt der
Pros pektherausgabe kein Rating zur Bewertung ihrer
Zahlungsfähigkeit und kein Antrag in Bezug auf 
die angebotene Schuldverschreibung durchgeführt.

Vorzugs- und Zeichnungsrechte
Eine Marktfähigkeit der Zeichnungsrechte ist nicht
gegeben, so dass Bestimmungen zu deren Behand -
lung nicht getroffen worden sind. Vorzugsrechte sind
nicht vorgesehen.   

Bezugsbedingungen
Grundlage der Zeichnung der Anleihe 2012 ist der
vollständig und richtig ausgefüllte und vom Zeichner
unterschriebene Zeichnungsschein, welcher im An -
hang zu diesem Wertpapierprospekt abgedruckt ist. 
Die Zeichner erhalten über den Eingang des Zeich -
nungsscheins eine Mitteilung. 

Weiterhin benötigt der Anleihegläubiger ein Wert -
papierdepot bei einer Bank. Die Zeichnung erfolgt
durch Zusendung des Zeichnungsscheins an die
Energiekontor AG und Überweisung der Zeich nungs -
summe auf das Anleihe-Kapitalkonto der
Energiekontor AG:
Konto-Nr. 1000672152, BLZ 290 200 00 
beim Bankhaus Neelmeyer AG in Bremen.

Der Kaufpreis setzt sich aus dem Nennbetrag und,
sofern die Zeichnung nach dem 01. 10. 2012 erfolgt,
den Stückzinsen zusammen. Die Stückzinsen werden
immer zum 30. eines Monats ermittelt. Die Tabelle
auf Seite 127 zeigt die anfallenden Stückzinsen für 
die jeweiligen Monate. Die Zeichner erhalten über
den Eingang des Zeichnungsscheins eine Mitteilung.
Für die Berechnung der Stückzinsen ist der Zah lungs -
eingang und nicht der Eingang der Zeichnung ent-
scheidend. Auf dem Zeichnungsschein erklärt der
Zeichner u. a., dass er den Wertpapierprospekt erhal -
ten und seine Inhalte zur Kenntnis genommen hat.
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Abwicklungshinweise

Abwicklungshinweise

Ermittlung des Kaufpreises 
Der Kaufpreis (Einzahlungsbetrag) setzt sich aus
Nenn wert und gegebenenfalls Stückzinsen zusam men. 

Stückzinsen sind aufgelaufene Zinsteilbeträge, die
vom letzten Zinszahlungstermin bis zum Abrech -
nungs tag berechnet werden. Die Stückzinsen sind
vom Käufer der Schuldverschreibung zu bezahlen, da
dem Käufer am nächsten Zinstermin der Zinsbetrag
für den vollen Zinszahlungszeitraum gutgeschrieben
wird, obwohl ihm nur der Zinsbetrag vom Kaufzeit -
punkt bis zum nächsten Zinstermin zusteht. Die Vor -
auszahlung dieser Stückzinsen ist also kein Verlust
für den Käufer der Schuldverschreibung. Stückzinsen
fallen bei diesem Angebot erstmalig nach dem
01.10. 2012 an.

Der Tabelle auf Seite 127 können Sie die Höhe der
Stückzinsen für verschiedene Anlagezeitpunkte ent -
nehmen. Die Stückzinsen werden immer zum 30. eines
Monats ermittelt. In der Tabelle können Sie Stück -
zinsen für die jeweiligen Monate ersehen. Für die
Berechnung der Stückzinsen ist der Zahlungs eingang
und nicht der Eingang der Zeichnung entscheidend.

Zeichnungsschein ausfüllen und Überweisung
tätigen
Nach dem Ausfüllen und Zusenden des Zeichnungs -
scheins erhalten Sie von der Energiekontor AG ein
Eingangs- und Bestätigungsschreiben mit der Bitte
um Einzahlung des Zeichnungsbetrages zzgl. even -
tueller Stückzinsen auf das angegebene Bankkonto.
Im Verwendungszweck der Überweisung geben Sie
bitte die Zeichnungsnummer (sofern vorhanden) an.
Sofern noch kein Wertpapierdepot vorhanden ist,
muss ein solches bei einem Kreditinstitut eröffnet
werden.

Die Zahlung des Kaufpreises ist mit Eingang des
Bestätigungsschreibens, frühestens aber mit Beginn
des ersten Zinslaufes fällig.

Wertpapierabrechnung
Nachdem die Zahlstelle (Bankhaus Neelmeyer AG)
von der Anleiheschuldnerin einen Übertragungsauf-
trag erhalten hat, werden die Schuldverschreibungen
im Giroverkehr über die Clearstream Banking AG,
Frankfurt, zwischen der Zahlstelle und der Depotbank
des Zeichners verrechnet. Die Depotbank erstellt
daraufhin nach Eingang der Schuldverschreibungen
bei der Clearstream Banking AG, Frankfurt, eine
Depoteingangsanzeige für den Zeichner. 
Die Verbuchung und Lieferung der Schuldver schrei -
bungen erfolgt spätestens 14 Tage nach Zahlungs -
eingang des Kaufpreises in das jeweilige Depotkonto
des Zeichners bei seiner Depotbank. 
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Die Energiekontor-Gruppe 
und der Markt 
Die Energiekontor-Gruppe
Seit über 20 Jahren planen, realisieren, finanzieren
und vertreiben die Mitarbeiter der Energiekontor-
Gruppe Windparks. Der größere Teil dieser Windparks
ist veräußert worden und wird im Auftrag von Kom -
man ditisten oder anderen Investoren betrieben. An 
19 Standorten betreibt die Energiekontor AG eigene
Projekte mit etwa 125 MW Nennleistung. Weitere
45,4 MW befin den sich derzeit im Bau. Die Energie -
kontor-Gruppe ist in den Ländern Deutschland,
Portugal und Großbri tannien aktiv. Darüber hinaus
werden nicht nur Onshore-Projekte entwickelt, son -
dern auch zwei Wind parks in der deutschen Nordsee.
Für den Offshore-Windpark Nordergründe konnte die
Geneh mi gung erwirkt und wesentliche Planungs-
schritte erreicht werden, die Voraussetzungen für 
die Projekt um set zung sind. Für den zweiten Offshore
Windpark Borkum Riffgrund West II (Ausbauphase)
wurde die Errrichtungsgenehmigung beantragt. 
Die Projektrechte eines weiteren Projektes (Borkum
Riffgrund West I (Pilotphase)) wurden Ende 2011 
an einen dänischen Energieversorger veräußert. 
Die Emittentin organisiert im Rahmen der Energie-
kontor-Gruppe die Finanzierung von Windparkpro-
jekten außerhalb der klassischen Projekt finanzierung
durch Banken. 

Insgesamt hat die Energiekontor-Gruppe bisher
Wind parks mit einer Leistung von 522 MW geplant
und in Betrieb genommen. (Siehe nebenstehende
Karte.)

Gegründet wurde das Unternehmen Energiekontor in
Bremerhaven, inzwischen liegt der Hauptsitz der
Energiekontor AG in Bremen. Weitere Niederlas sun -
gen befinden sich in Aachen, Bernau bei Berlin,
Bremerhaven, Lissabon und Leeds. Darüber hinaus
beschäftigt das Unternehmen in verschiedenen
Regio nen freie Mit arbeiter. Die Vision der Menschen
im Unternehmen ist der ökonomische Ausbau einer
ökologischen Energiequelle. Inzwischen beschäftigt
die Energie kontor-Gruppe ca. 100 Mitarbeiter. 

Die Energiekontor-Gruppe und der Markt 

Würselen
Jülich I,II 

Bergheim

Krempel/Krempel II

Grevenbroich

Briest/Briest II
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Wietze

Detmold

Mauritz
Geldern
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Wegberg

Grevenbroich II

Halde Nierchen I, II

Portugal

Trandeiras
Penedo Ruivo

Montemuro
Sobrado
Marão

Mafômedes

 

 

 

Forest Moor

Hyndburn

Withernwick

England

Moel Maelogen

Quelle: Energiekontor AG
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1990
• gründen Günter Lammers und Dr. Bodo Wilkens 
in Bremerhaven die Energiekontor Windfördergesell -
schaft GbR, die zunächst im Bereich der deutschen
Nordseeküste verschiedene Windparks plant

1993 
• Baugenehmigung und Baubeginn für die ersten 
beiden Windparks

1994 
• Errichtung der ersten beiden Windparks

1995
• Gründung der ersten ausländischen Tochtergesell-
schaften in Portugal und Griechenland

1999 
• Gründung der Tochtergesellschaft in Großbritannien

2000
• Das Unternehmen hat mittlerweile mehr als 200
MW errichtet 
• Börsengang der Energiekontor AG, um die weitere
Expansion über den deutschen Markt hinaus zu
forcieren

2001 
• Errichtung des ersten Windparks im Ausland
(Griechenland)

2002
• Gründung der Energiekontor Finanzierungsdienste
GmbH & Co. KG zur Zwischen- und Projektfinan zie -
rung von Windenergieprojekten im In- und Ausland 

2003
• Abschluss des Raumordnungsverfahrens für den
Offshore-Standort Nordergründe
• Errichtung des Windparks Trandeiras (Portugal)
• Errichtung des Windparks Moel Maelogen (UK)
• Die Energiekontor Finanzierungsdienste GmbH & 
Co. KG emittiert einen Genussschein zur Zwischen -
finanzierung von Windpark-Betreibergesellschaften

2004 
• Die Errichtungsgenehmigung für den Offshore-
Windpark Borkum Riffgrund West I (Pilotphase) wird
erteilt
• Das Unternehmen hat mittlerweile knapp 400 MW
errichtet 

2005
• Der Windpark Forest Moor in Großbritannien wird
errichtet
• Im Norden Portugals werden drei Windparks in
Betrieb genommen, die von der Energiekontor-
Gruppe betrieben werden
• Insgesamt beläuft sich das durch die Energie kontor-
Gruppe realisierte Investitionsvolumen auf Mio. € 640 

2006
• Mit der Änderung der Steuergesetzgebung ver-
schiebt sich das Investitionsverhalten der Kunden

2009
• Die Energiekontor-Gruppe hat bisher Windparks 
mit einer Leistung von etwa 498 MW und einem
Investi tionsvolumen von über Mio. € 720 geplant 
und errichtet

2010
• 20 Jahre Energiekontor – 500 MW errichtet

Die Energiekontor-Gruppe und der Markt 

Die Energiekontor-Gruppe–Unternehmensgeschichte



Die Energiekontor-Gruppe und der Markt 

2011
• Baubeginn eines Windparks in Großbritannien 
mit 24 MW 
• Verkauf der Projektentwicklung Offshore-Windpark
Borkum-Riffgrund West I (Pilotphase) an einen
dänischen Energieversorger
• Finale Genehmigung für den OWP Nordergründe
erteilt

2012 
• Kreditvalutierung eines Windparks in Groß-
britannien mit 18,5 MW
• 22 Jahre Energiekontor – 522 MW errichtet

25
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Die Energiekontor-Gruppe und der Markt 

Installierte Windenergieleistung durch die 
Energiekontor-Gruppe in MW bis 31.12. 2011

Misselwarden 10 6,1 Niedersachsen 1994
Wremen-Grauwallkanal I 15 9,0 Niedersachsen 1994
Grevenbroich I 3 1,8 Nordrhein-Westfalen 1995 
Spieka-Neufeld 9 5,4 Niedersachsen 1996
Wechtern 3 1,8 Niedersachsen 1995
Beckum I 2 1,2 Nordrhein-Westfalen 1995
Sottrum 1 0,6 Niedersachsen 1996 
Kerpen 5 2,5 Nordrhein-Westfalen 1996
Nordleda 10 6,0 Niedersachsen 1998
Frischborn/Küste 3 4,5 Niedersachsen 1999
Oederquart 5 7,5 Niedersachsen 1999
Holßel 21 21,0 Niedersachsen 1999
Krempel I 11 14,3 Niedersachsen 1999
Krempel II 5 6,5 Niedersachsen 1999
Ostemünde 4 5,2 Niedersachsen 2000
Niederelbe 3 3,0 Niedersachsen 2000
Stotel 6 7,8 Niedersachsen 2000
Blatzheim 2 2,6 Nordrhein-Westfalen 2000
Dirlammen 8 10,4 Hessen 2000
Beckum II 4 4,0 Nordrhein-Westfalen 2001
Keyenberg 9 11,7 Nordrhein-Westfalen 2001
Engelrod 4 5,2 Hessen 2001
Zetel 6 7,8 Niedersachsen 2001
Hanstedt-Wriedel 11 16,5 Niedersachsen 2001/2002
Schwanewede-Loge 2 3,0 Niedersachsen 2001
Mühlenberg 2 3,0 Nordrhein-Westfalen 2001
Friedland 6 9,0 Mecklenburg-Vorpommern 2002
Beerfelde 7 10,5 Brandenburg 2002
Moel Maelogen 1 1,3 Großbritannien 2002
Hohengüstow 7 10,5 Brandenburg 2002
Lengers 3 4,5 Hessen 2002
Mauritz/Wegberg 5 7,5 Nordrhein-Westfalen 2002/2003
Altlüdersdorf 9 13,5 Brandenburg 2002
Brauel 4 6,0 Niedersachsen 2002/2003
Spessart 9 13,5 Hessen 2002
Trandeiras 14 18,2 Portugal 2003
Forest Moor 3 2,7 Großbritannien 2005
Bergheim 3 4,5 Nordrhein-Westfalen 2005
Würselen 3 4,5 Nordrhein-Westfalen 2005
Jülich 6 9,0 Nordrhein-Westfalen 2005
Mafômedes 2 4,2 Portugal 2008
Sobrado 4 8,0 Portugal 2009
Summe 250 295,80

Private Placement/Sonstige 131 169,5 Deutschland, Großbritannien 1994-2011
Projektplanung für Dritte 64 57,1 Deutschland, Portugal 1994-2011 
Summe gesamt 445 522,4

Projekt Anlagen- Nennleistung Bundesland/Land Inbetriebnahme
anzahl in MW
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Die Aktivitäten im Einzelnen

Die Energiekontor-Gruppe und der Markt 

Zielregionen/Märkte
Die Aktivitäten der Energiekontor-Gruppe fokussieren
sich neben den Aktivitäten im Inland zunehmend auf
die Planung und Realisierung internationaler Pro -
jekte, speziell in Großbritannien und Portugal sowie
die Planung von Offshore-Projekten, den Windparks
auf dem Meer. Frühzeitig wurde durch die Gründung
von Gesellschaften im europäischen Ausland die Basis
für die internationale Tätigkeit des Unternehmens
gelegt. Mitarbeiter vor Ort leiten die Aktivitäten in
unseren europäischen Zielmärkten. Hohe Motivation
und eine gute Ausbildung der Mitarbeiter sowie 
eine klar definierte Managementstruktur bilden die
Grund lage für die erfolgreiche nationale und interna-
tionale Strategie der Energiekontor-Gruppe.

In Deutschland, dem Basis-Land der Energiekontor-
Gruppe, und in den Ländern Portugal und Großbri -
tan nien hat das Unternehmen bis Ende 2011 insge -
samt 445 Windkraftanlagen mit einer Gesamt leistung
von mehr als 520 MW geplant und errichtet. Beson -
derer Wert wurde dabei neben dem wirtschaftlichen
Betrieb auf die Auswahl der Windkraftanlagen gelegt,
sie wurden von bekannten renommierten Her stellern
produziert (z. B. Vestas, GE, AN, REpower, Enercon,
Nordex). 

In Portugal, vornehmlich auf einigen Höhenzügen 
im Nordosten, wurden seit dem Jahr 2003 insgesamt 
64 MW Windkraft durch die Energiekontor-Gruppe
errichtet. Ein Teil der Anlagen befindet sich im kon-
zerneigenen Bestand der Energiekontor AG. Groß-
britannien ist eines der windreichsten Länder Euro-
pas. Ähnlich wie in Deutschland und Portugal sichern
gesetzliche Grundlagen die Einspeisung von öko-
logisch erzeugtem Strom. Flächen zur Realisierung 
von Windparks mit rund 400 MW Leistung hat die
Energiekontor-Gruppe in Großbritannien in Planung.
Diese sollen in den nächsten Jahren sukzessive
errichtet werden. Zwei Windparks mit einer Kapazität
von über 43 MW sind aktuell im Bau. Die Inbetrieb-
nahme der beiden Windparks ist für 2012/2013 vor-
gesehen. 

Der Ausbau der Windkraft auf See ist eine zentrale
Komponente der deutschen Energievision. Die
Energiekontor-Gruppe plant, an mehreren Standorten
im Meer Windkraftanlagen zu errichten. Zum einen
gehört dazu das Projekt Nordergründe, zum anderen
der Windpark Borkum Riffgrund West II (Ausbau-
phase). Die Projektrechte des Projektes Borkum 
Riffgrund West I (Pilotphase) wurden im Jahr 2011
erfolgreich veräußert.

Windpark Nordergründe Borkum Riffgrund West II 
(Ausbauphase)

Lage Innerhalb der 12-Seemeilen-Zone, Rund 45 km nördlich von 
rund 15 km östlich von Wangerooge Borkum in der Ausschließlichen 

Wirtschaftszone (AWZ)
Genehmigung Baugenehmigung erteilt Errichtungsgenehmigung beantragt
Geplante Anlagenzahl 18 Anlagen 43 Anlagen

Die Windparks auf See im Überblick

Bremerhaven

Wilhelmshaven

Nordsee

Nordergründe

Weser

Jade

Em
s

Borkum Riffgrund West II
(Ausbauphase)

Quelle: Energiekontor AG
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Konzerneigene Windparks
Zur Erweiterung des Portfolios vertreibt die Energie -
kontor-Gruppe seit einigen Jahren Strom aus kon-
zern eigenen Windparks. Mit inzwischen über 120 MW 
ist hier eine Grundlage geschaffen worden, deren
Bedeu tung nicht ausschließlich im Verkauf des Stroms
gesehen wird, sondern auch als Investition in grund-
sätzlich zukunftsweisende Windkraftstandorte.

Die Energiekontor-Gruppe und der Markt 

Anzahl 
Windpark Name der Gesellschaft WEA Typ Ges. MW

Deutschland
Debstedt (Tandem I) Energiekontor Umwelt GmbH & Co. WP DE KG 11 Bonus 11,0
Breitendeich (Tandem I) Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. WP BD KG 5 GE 7,5
Sievern (Tandem II) Energiekontor Umwelt GmbH & Co. WP SIE X KG 2 Bonus 2,0
Briest (Tandem II) Energiekontor Umwelt GmbH & Co. WP BRI KG 5 GE 7,5
Briest II Energiekontor Windpower GmbH & Co. WP BRIEST II KG 1 REpower 1,5
Geldern Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. WP GEL KG 2 REpower 3,0
Mauritz-Wegberg Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. WP MA KG 5 3 Fuhrländer/ 7,5
(Energiekontor hält 62 %) 2 Südwind     
Halde Nierchen I Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP HN KG 5 Nordex 5,0
Halde Nierchen II Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP HN II KG 4 Nordex 4,0
Grevenbroich II Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP GRE II KG 5 Bonus 5,0
(Energiekontor hält 96,2 %)

Osterende Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP OE-Osterende KG 2 Enercon 3,0
Nordleda Energiekontor Windkraft GmbH & Co. WP NL KG 10 Bonus 6,0
(Energiekontor hält 51%)

Kajedeich Energiekontor Windpower GmbH & Co. WP KJ KG 2 REpower 4,1
Engelrod Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP ENG KG 4 Bonus 5,2
Krempel Energiekontor Windinvest GmbH & Co. ÜWP KRE KG 11 Nordex 14,3
Schwanewede Energiekontor Umwelt GmbH & Co. WP Schlo KG 2 GE 3,0 
Portugal
Márão Energiekontor Marao GmbH & Co. WP MA KG 8 Izar Bonus 10,4
Montemuro Energiekontor Montemuro GmbH & Co. WP MONT KG 8 Izar Bonus 10,4
Penedo Ruivo Energiekontor Penedo Ruivo GmbH & Co. WP PR KG 10 Izar Bonus 13,0
Summe 102 123,4
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Hoch hinaus: mit Windkraft die Wende schaffen
Als Günter Lammers und Dr. Bodo Wilkens 1990
Energiekontor gründeten, war es eigentlich nur eine
Vision: mit Windkraft die Stromerzeugung neu
gestal    ten, weg von Kohle, Gas, Atomenergie und Öl
hin zu einer Vollversorgung mit erneuerbaren Ener -
gien. Heute, mehr als zwei Dekaden später, ist die
Vision in den Köpfen vieler Menschen angekommen.
Die Energie wende nimmt Fahrt auf, und zwar in
einem Maße, das vor zwanzig Jahren noch kaum
jemand für mög lich gehalten hätte. 

1990 standen in Deutschland 405 Windkraftanlagen.
Mit einer durchschnittlichen Leistung von 164 kW
speisten sie 71 Mio. kWh Windstrom ins Netz und
vermieden 34.000 Tonnen Treibhausgasemissionen.
2011 ist das Bild ein anderes: 22.297 Anlagen sind am
Netz. Ihre Leistung im Schnitt: 2.243 kW. Damit pro-
duzierten sie 46,5 Mrd. kWh Windstrom und sparten 
34,2 Mio. Tonnen Treibhausgase ein.1 Was für eine
Entwicklung! Die Anlagenleistung: mehr als verdrei -
zehnfacht. Die Stromproduktion: versechshundert-
fünfzigfacht. Die vermiedenen Emissionen: ver tau -
send facht. 

Mit ihren Vorgängern von 1990 haben moderne
Anlagen heute nur noch wenig gemeinsam. Die größ -
ten von ihnen verfügen über Nennleistungen zwis-
chen 3 und 7,5 MW, ragen 150 Meter und mehr in
den Himmel und haben Rotordurch messer von bis zu
125 Metern. Durch den Gewinn an Höhe und Rotor -
fläche nutzen sie den Wind besser aus, laufen dank
optimierter Schalldämmung und Rotor blattformen
leiser und fallen mit geringerer Drehzahl weniger auf
als ihre Vorfahren. Das Repo we ring – der Austausch
alter gegen neue, effizientere Anlagen – birgt des -
halb gerade für Pionier-Standorte großes Potenzial,
weil weniger Windräder heute deutlich mehr Leistung
erbringen.

Gesetze verhelfen zum Durchbruch
Im Dezember 1990 beginnt die rasante Entwicklung
der Windkraftbranche: Um die Erneuerbaren an den
Markt zu führen, verabschiedet der Bundestag das
Stromeinspeisegesetz. Es verpflichtet die Netz be -
treiber erstmals zur Abnahme und Vergütung von
Ökostrom. Im April 2000 wird es vom Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) abgelöst. Seitdem müssen die
Netzbetreiber Ökostrom sogar vorrangig einspeisen
und die ihn erzeugenden Anlagen bevorzugt
anschlie ßen. Das Prinzip des EEG gilt bis heute: Für
die Dauer von 20 Jahren garantiert es den Anlagen -
betreibern feste Vergütungssätze pro kWh Strom.
Deren Höhe richtet sich nach Standort, Technik und
Zeitpunkt der Inbetriebnahme. Da die Sätze über die
Stromrechnung auf den Verbraucher umgelegt wer-
den, sind sie unabhängig vom Bundeshaushalt. 

Investoren und Kreditinstituten gibt das EEG
Planungs sicherheit. Das zeigt zum Beispiel der stetig
wachsende Ökostromanteil: Seit Einführung des
Gesetzes hat er sich mehr als verdreifacht – von 
37,2 Mrd. kWh im Jahr 2000 auf 122 Mrd. kWh im
Jahr 2011.2 Damit waren die Erneuerbaren vergange-
nes Jahr der zweitwichtigste Energieträger Deutsch -
lands, noch vor Steinkohle und Kernkraft. Knapp 
20 % trugen sie zur Stromerzeugung bei. Der Löwen -
anteil von 8 % entfiel auf die Windenergie.3 

Doch nicht nur in Deutschland genießt der grüne
Strom Rückenwind. Auch in Ländern wie Groß bri tan -
nien, China oder den USA schreitet der Ausbau voran.
Inzwischen beträgt die installierte Windkraft kapazität
weltweit knapp 240.000 MW.4 Der Klima wandel, die
Endlichkeit der Ressourcen, aber auch die Risiken der
Kernenergie machen die Stärken der Erneu erbaren
immer wieder deutlich.

Die Energiekontor-Gruppe und der Markt 

1 DEWI, Status der Windenergienutzung in Deutschland, 
Stand: 31. 12. 2011; BMU/AGEE-Stat, Zahlenreihen zur Ent -
wick lung der erneuerbaren Energien in Deutschland, 
Stand: 08. 03. 2012

2 BMU/AGEE-Stat, Zahlenreihen, Stand 08. 03. 2012
3 BDEW, Erneuerbare Energien und das EEG: Zahlen, Fakten, 

Grafiken 2011, Stand: 23. 01. 2012
4 GWEC, Global Wind Statistics 2011, Stand: 07. 02. 2012
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Energieversorgung der Zukunft
Eine umweltverträgliche, wirtschaftliche und sichere
Energieversorgung ist das Ziel, das die Bundesregie -
rung mit der Energiewende verfolgt. In den kommen -
den Jahren will sie die Treibhausgasemissionen dras -
tisch senken, die Energieeffizienz steigern, aus der
Atomkraft aussteigen und die Erneuerbaren wei ter
ausbauen. Allein der Stromverbrauch soll bis 2020 zu
mindestens 35 % regenerativ gedeckt werden, bis
2050 sind 80 % geplant.5 Dabei wird die Windkraft 
als kostengünstige und effiziente Tech nik weiter an
Bedeutung gewinnen – an Land wie auf dem Meer:
Bereits heute sind rund 29.000 MW installiert. 2020
sollen es 45.000 MW sein, 2050 bereits 85.000 MW.6

Damit der Ökostrom beim Verbraucher ankommt,
wird das Stromnetz modernisiert. Das Netzaus bau -
beschleunigungsgesetz Übertragungsnetz (NABEG)
etwa soll die Bauzeit für neue Trassen verkürzen: 
von zehn auf künftig vier Jahre. Auch der Bau lokaler
Einspeisenetze oder die Neu beseilung bestehender
Trassen mit Hochtemperatur seilen könnten mittel-
fristig vor Netzengpässen schützen. 

Die Wende von unten
Umgesetzt werden die nationalen Ausbaupläne in den
16 Bundesländern, und die trauen sich sogar mehr 
zu, als die Bundesregierung vorgibt. Die Deutsche
Energie-Agentur (dena) hat die Ziele der Länder
zusam mengerechnet. Das Ergebnis: Ein Ökostroman-
teil von mehr als 50 % ist bis 2020 geplant.

Landeseigene Gesetze und Potenzialanalysen sollen
bei der Realisierung helfen. Für die Windkraft ist die
Ausweisung neuer Flächen wichtig, aber auch die
Aufhebung allzu starrer Höhen- und Abstands rege -
lungen. So haben etwa Schleswig-Holstein und
Nordrhein-Westfalen neue Windenergieerlasse veröf-
fentlicht, und im niedersächsischen Landkreis
Cuxhaven ent scheiden die Gemeinden jetzt selbst,
wie hoch Anlagen auf ihrem Gebiet gebaut werden
dürfen. 

In der Bevölkerung stoßen Sonne, Wind und Co. auf
große Akzeptanz. Das bestätigen Umfragen stets aufs
Neue. Gerade für die Kommunen ist die Energiewende
eine Chance: Durch die Zusammenarbeit mit Planern
und Betreibern von Regenerativprojekten steigt 
die regionale Wertschöpfung. Arbeitsplätze entste-
hen, Gewerbesteuer und Pachteinnahmen sind den
Gemein den sicher, und auch die Bürger vor Ort pro-
fitieren. So wird die Energiewende zum natio nalen
und regionalen Gemeinschaftsprojekt. Jeder kann
teilhaben.

Die Energiekontor-Gruppe und der Markt 

5 Umweltbundesamt/Daten zur Umwelt/ Klimaschutz 
im Energiesektor

6 DEWI, Windenergienutzung 2011, Stand: 31.12. 2011; BMU, Die 
Energiewende. Zukunft made in Germany, Stand: Februar 2012

Land Leistung in MW
China 62,733
USA 46,919
Deutschland 29,060
Spanien 21,674
Indien 16,084
Frankreich 6,800
Italien 6,747
Großbritannien 6,540
Kanada 5,265
Portugal 4,083

Übrige Welt 32,446
Weltweit 238,351

Installierte Windenergiekapazität weltweit 
(Stand Februar 2012)

Quelle: Global Wind Statistics 2011 GWEC vom 07. 02. 2012
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Informationen über die Emittentin

Informationen über die Emittentin

Angaben zur Energiekontor AG

Firma und Sitz
Die Firma der Emittentin lautet Energiekontor AG.
Hauptsitz der Gesellschaft ist Bremen.

(Gesellschaftsanschrift: Mary-Somerville-Straße 5,
28359 Bremen, Telefon: +49 421 33 04-0)

Rechtsform, Handelsregister, Rechtsordnung 
Die Gesellschaft ist eine Aktiengesellschaft nach den
Gesetzen der Bundesrepublik Deutschland. Sie ist
beim Amtsgericht Bremen unter der Nummer HRB
20449 HB im Handelsregister eingetragen. Maßgeb lich
für die Emittentin ist die deutsche Rechtsord nung.
Die Existenzdauer der Emittentin ist unbefristet.

Grundkapital
Das gezeichnete und im Handelsregister eingetragene
Kapital (Grundkapital) der Emittentin beträgt 
€ 14.777.610 und ist in 14.777.610 auf den Inhaber
lautende Stückaktien eingeteilt. 

Gründung und Geschäftsentwicklung
Nach der Aufnahme der Betriebstätigkeit als Energie -
kontor Windfördergesellschaft GbR 1990, wurde am
12. 07. 1991 die Energiekontor Windkraft GmbH ins
Handelsregister eingetragen.
Mit der Gründung der Energiekontor VB-GmbH & Co.
KG am 02. 01.1996 wurde der direkte Vorgänger 
der heutigen Energiekontor AG geschaffen. Am
26. 08. 1999 erfolgte die Umwandlung der Energie -
kontor VB-GmbH & Co. KG, in die Energiekontor AG
mit Sitz in Stuhr-Brinkum. Am 25. 05. 2000 erfolgte
die Notierung der Energiekontor AG am Neuen Markt
der Frankfurter Wertpapierbörse mit einem Grund -
kapital von € 3.400.000. 

Nach dem IPO (Initial Public Offering) gab es
2000/2001 Kapitalerhöhungen mit einem Kapital von
insgesamt € 497.897. Durch einen Beschluss der
Hauptversammlung vom 23. 08. 2001 wurde der Sitz
der Gesellschaft von Stuhr-Brinkum nach Bremen
verlegt. Am 23. 08. 2001 wurde auf der Haupt ver -
sammlung entschieden, das Grundkapital um weitere
€ 11.693.691 auf € 15.591.588 zu erhöhen. Am
07. 11. 2001 wurden diese zum Handel an der Börse
freigegeben. Gleichzeitig war damit ein Aktiensplitt
von 4:1 verbunden, d. h. an jeweils eine Aktie sind
vier neue getreten. Am 14. 11. 2001 erhöhte der
Vorstand das Grundkapital um nochmals € 58.922 auf
€ 15.650.510. Am 22. 08. 2002 erfolgte der Wechsel
vom Neuen Markt in den geregelten Markt/General
Standard.

Auf der Hauptversammlung vom 02. 07. 2003 wurde
ein Wechsel in der Führung des Energiekontor-
Konzerns beschlossen. Die bisherigen Vorstände 
Dr. Bodo Wilkens (Vorsitzender) und Günter Lammers
(Stellvertreter) wechselten in den Aufsichtsrat. Der
neue Aufsichtsrat bestimmte in seiner konstituie -
renden Sitzung dann Dipl.-Wirtschaftsingenieur 
Dirk Gottschalk und Dipl.-Kaufmann Peter Szabo zu
den neuen Vorständen der Gesellschaft. Die Gründer
und heutigen Aufsichtsräte sind der Energiekontor AG
als Berater mit den Schwerpunkten Offshore, Finan -
zierung und Aus landsaktivitäten weiterhin verbun-
den. Am 01. 10. 2010 wurde Herr Thomas Walther
ebenfalls zum Vorstand der Energiekontor AG
berufen. Zum 15. 07. 2011 hat Herr Gottschalk das
Unternehmen verlassen, so dass nunmehr Herr Szabo
(seit November 2011: Vorsitz) und Herr Walther
Vorstände des Unternehmens sind.

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom
14. 07. 2005 ist der Vorstand ermächtigt worden,
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eigene Aktien bis zu 10 % des derzeitigen Grund kapi -
tals zu erwerben. Auf Grundlage dieses Beschlusses
und weiterer Folgebeschlüsse wurden bis zum
31. 12. 2011 insgesamt 872.900 Aktien erworben und
eingezogen, so dass sich das aktuelle Grund kapital
der Energiekontor AG auf 14.777.610 Aktien beläuft.
Auf Grundlage eines von der Hauptversamm lung 2010
beschlossenen – und durch den Vor stand und Auf -
sichtsrat im Juni 2011 bestätigten – Aktien rück kauf -
programms wurden bisher insgesamt 50.880 neue
Aktien zurückgekauft (Stand 31. 05. 2012). Darüber
hin aus wurde auf der Haupt ver samm lung 2011 ein
neues genehmigtes Kapital beschlossen. Der Vorstand
wurde ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft
um bis zu € 7.388.805 zu erhöhen. Von dieser
Ermäch tigung wurde bisher kein Gebrauch gemacht. 

Darüber hinaus gibt es keine Ereignisse aus jüngster
Zeit in der Geschäftstätigkeit der Emittentin, die im
erheblichen Maße für die Bewertung der Solvenz der
Emittentin relevant sein könnten.

Unternehmensgegenstand
Gegenstand des Unternehmens ist die Planung, Ent -
wicklung, Errichtung, Veräußerung und der Betrieb
von Anlagen und Projekten im Energie- und Umwelt -
bereich sowie der Vertrieb von elektrischer Energie,
jeweils einschließlich der damit im Zusammenhang
stehenden Tätigkeit der Finanzierung und des Handels.
Die Gesellschaft ist berechtigt, ihre Tätigkeit auch 
auf andere Handelszweige auszudehnen sowie im In-
und Ausland gleichartige oder ähnliche Unternehmen
zu erwerben, sich an solchen Unternehmen zu betei-
ligen und Zweigniederlassungen sowie Tochtergesell -
schaf ten zu errichten. Die Gesellschaft kann sich
darüber hinaus auf verwandten Gebieten betätigen
und alle Geschäfte vornehmen, die geeignet sind, 
den Gesell schaftszweck unmittelbar oder mittelbar 

zu fördern und die damit im Zusammenhang stehen.
Der Unternehmensgegenstand ist in § 2 der Satzung
der Energiekontor AG geregelt.

Haupttätigkeitsbereiche
Die Energiekontor AG mit Hauptsitz in Bremen ist
eine europaweit tätige Entwicklungs- und Betreiber -
gesellschaft zur Realisierung von Windkraftprojekten.
Das unabhängige, börsennotierte Unternehmen deckt
das volle Leistungsspektrum von der Planung, Errich -
tung, dem Vertrieb und dem Betrieb von Windparks
ab. Die Energiekontor AG betreibt Tochtergesell -
schaften in Portugal und Großbritannien. Darüber
hinaus entwickelt Energiekontor ebenfalls eigen-
ständig Offshore-Projekte in der Nordsee. Die
Energiekontor AG konzentriert sich auf die Märkte 
in Deutschland, Portugal und Großbritannien für die
Planung, Errichtung und den Betrieb von Windparks.

Gegründet wurde Energiekontor 1990 und ist somit
ein Pionier der deutschen Windenergie. Bis zum
heutigen Tag wurden insgesamt 79 Windparks mit
über 520 MW in Deutschland, Portugal, Großbri tan -
n ien und Griechenland errichtet. Mit der erzeugten
Energie ließe sich eine Stadt von der Größe Bremens
mit umweltfreundlichem Strom versorgen. Das
Gesamtinvestitionsvolumen der Energiekontor-Wind -
parks beträgt rund Mio. € 764. Mit dem Enga gement
von über 8.500 Anlegern wurden rund Mio. € 231
Eigenkapital und Mio. € 47,5 Anleihekapital bereit-
gestellt. 

Die Bereiche der Wertschöpfungskette, die durch die
Energiekontor-Gruppe abgedeckt werden, spiegeln
sich auch im Aufbau des Konzerns wieder. Die
Akquisition, die Planung und der Vertrieb der Pro -
jekte erfolgt durch die Energiekontor AG, bei der
auch die im Inland beschäftigten Mitarbeiter ange -
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stellt sind. Der Bau der Projekte in Deutschland
erfolgt durch die Energiekontor Infrastruktur und
Anlagen GmbH, der Bauträgergesellschaft der
Energie kontor-Gruppe. Die Betriebsführung wird
durch verschiedene AG-Tochtergesellschaften
geleistet. 

Der Aufbau der Projektrealisierung im Ausland gestal-
tet sich analog. Die Planung und Errichtung der Aus -
landsprojekte erfolgt in den einzelnen Ländern durch
eigenständige Planungs- und Bauträger gesell schaf-
ten, die im Regelfall als 100 %-Tochter gesell schaften
der Energiekontor AG geführt werden. Der Eigenkapi-
talvertrieb für die Auslandsprojekte am deutschen
Kapitalmarkt wird durch die Energiekontor AG durch-
geführt. Angaben der Emittentin zu ihrer Wettbe-
werbsposition sind in diesem Prospekt nicht erfolgt.

Bisherige Emissionen 
Die Energiekontor AG hat im Jahr 2008 eine Unter -
nehmensanleihe mit einem Ausgabevolumen von 
€ 14.000.000 emittiert. Weiterhin hat die Energie -
kontor AG im Jahr 2011 eine Unternehmensanleihe
mit einem Ausgabevolumen von 6,6 Mio. € emittiert,
welche innerhalb von vier Wochen in voller Höhe
platziert wurde.

Aufsichts- und Managementorgane 

Organe der Energiekontor AG sind der Vorstand, der
Aufsichtsrat und die Hauptversammlung.

a) Der Vorstand
Verantwortlich für die Geschäftsführung der Gesell -
schaft ist der Vorstand. Die Gesellschaft wird durch
ihn nach außen vertreten, er schließt in ihrem Namen
Verträge mit Dritten. Ein Vorstandsmitglied kann
nicht gleichzeitig Mitglied des Aufsichtsrates sein.

Der Vorstand kann aus einer oder aus mehreren 
Per sonen bestehen. Ist nur ein Vorstandsmitglied
bestellt, vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die
Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder gemein-
sam oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemein -
schaft mit einem Prokuristen vertreten. Einzel ver tre -
tungsbefugnis kann erteilt werden. Der Aufsichtsrat
kann einzelnen oder allen Vorstands mitgliedern die
Befugnis einräumen, im Namen der Gesellschaft
Rechtsgeschäfte zugleich als Vertreter eines Dritten
vorzunehmen und diese vom Verbot der Mehrfach -
vertretung gemäß § 181 BGB ausnehmen. Das
Vertretungsverbot nach § 112 AktG bleibt hiervon
unberührt. 

Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus zwei
Mitgliedern. Diese sind:
Dipl.-Kaufmann Peter Szabo, Kaufmann
(Vorstandsvorsitzender)
Mary-Somerville-Straße 5, 28359 Bremen

Thomas Walther, Industriekaufmann
Mary-Somerville-Straße 5, 28359 Bremen

Die Vorstände sind zur Führung der Gesellschaft von
der Beschränkung des § 181 BGB befreit.

Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft
nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften, der
Satzung und der Geschäftsordnung. 

Peter Szabo (geboren 1965)
Peter Szabo ist verantwortlich für die Bereiche 
Pro jektentwicklung Offshore, Vertrieb, Finanzen und
Controlling der Energiekontor AG. Herr Szabo war
seit 1991 in zwei international tätigen Unterneh mens -
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beratungsgesellschaften beschäftigt, bevor er 1996
als Mitglied der Geschäftsleitung für die W. H.
Janssen-Gruppe, Emden, tätig wurde. Im April 2000
kam er zur Energiekontor AG, in der er ab März 2001
zum Geschäftsführer mehrerer AG-Tochter gesell -
schaften berufen wurde. Seit Juni 2003 gehört Herr
Szabo dem Vorstand der Energiekontor AG an. Seit
November 2011 ist er Vorstandsvorsitzender.

Thomas Walther (geboren 1971)
Thomas Walther ist verantwortlich für den Bereich
Energieerzeugung, Repowering und Betriebsführung
der Energiekontor AG. Herr Walther war seit 1996 bis
2002 in verschiedenen Unternehmen als geschäfts-
führender Gesellschafter und leitender Angestellter
tätig. Anfang 2002 ist er für Energiekontor zunächst
als Fondsmanager und mit der Übernahme der
Geschäftsführung von verschiedenen Gesellschaften
der Energiekontor-Gruppe seit 2004 als Geschäfts -
führer der technischen und kaufmännischen Betriebs -
führung tätig gewesen. Im Oktober 2010 wurde 
Herr Walther in den Vorstand der Energiekontor AG
berufen.

b) Der Aufsichtsrat
Dipl.-Wirtschaftsingenieur Dr. Bodo Wilkens,
Ingenieur,
Mary-Somerville-Straße. 5, 28359 Bremen
Aufsichtsratsvorsitzender

Günter Lammers, Kaufmann,
Mary-Somerville-Straße 5, 28359 Bremen
stellvertretender Vorsitzender

Klaus-Peter Johanssen, Rechtsanwalt,
Mary-Somerville-Straße 5, 28359 Bremen

Dem Aufsichtsrat obliegen die Überwachung der
Geschäftsführung der Gesellschaft sowie die ihm
durch Gesetz und Satzung zugewiesenen Aufgaben
und die Vornahme von Änderungen der Satzung, die
nur die Fassung und nicht den Inhalt betreffen. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrates üben folgende
Tätigkeiten außerhalb der Gesellschaft aus:
Herr Dr. Bodo Wilkens bekleidet Aufsichtsratsmandate
bei folgenden (nicht börsennotierten) Gesellschaften:
– Energiekontor Ocean Wind AG, Bremen (Vorsitz)

Herr Günter Lammers bekleidet ein Aufsichtsratsamt
bei folgender (nicht börsennotierter) Gesellschaft:
Energiekontor Ocean Wind AG, Bremen 

Herr Klaus-Peter Johanssen bekleidet
Aufsichtsratsämter bei folgenden nicht
börsennotierten Gesell schaften:
– Energiekontor Ocean Wind AG, Bremen
– Forest Carbon Group AG, Frankfurt

c) Die Hauptversammlung
Die Aktionäre sind in der Hauptversammlung mit den
Stimmrechten entsprechend ihrer Beteiligung am
Grundkapital der Gesellschaft vertreten. Die
Hauptversammlung beschließt insbesondere über die
Entlastung des Vorstands, des Aufsichtsrates und über
die Verwendung des Bilanzgewinns (ordentliche
Hauptversammlung). 

Informationen über die Emittentin
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Vertretung

Die Geschäftsführung im Außenverhältnis erfolgt
durch die Vorstände der Energiekontor AG. 

Potenzielle Interessenkonflikte
Aufgrund der zum Teil bestehenden Personen iden tität
hinsichtlich der jeweiligen Funktionsträger bestehen
im Hinblick auf die Emittentin Verflechtungstat be -
stände. Aus den personellen Verflechtun gen und den
privaten Interessen der Aufsichtsrats mitglieder der
Emittentin ergeben sich potenzielle Interessenkon flik -
te immer dann, wenn die geschäft lichen, wirtschaft -
lichen und rechtlichen Interessen der betroffenen
Unternehmen bzw. Personen nicht identisch sind. Es
ist daher grundsätzlich nicht auszuschließen, dass 
die Beteiligten bei der Abwägung der unterschied li -
chen, ggf. gegenläufigen Interessen nicht zu den Ent -
schei dungen gelangen, die sie treffen würden, wenn
ein Ver flechtungstatbestand nicht bestünde. Hier -
durch könnten die Erträge der Emit tentin betroffen
sein.

Herr Dr. Bodo Wilkens ist Aufsichtsratsvorsitzender
der Emittentin. Er ist auch Aufsichtsratsvorsitzender
der Energiekontor Ocean Wind AG, Bremen. Zugleich
ist Herr Dr. Bodo Wilkens einer der beiden Haupt -
aktionär der Emit ten tin und hält zum 31. 03. 2012
35,29 % des Grund kapitals.

Herr Günter Lammers ist Aufsichtsratsmitglied der
Emittentin. Er ist auch Aufsichtsratmitglied der
Energiekontor Ocean Wind AG, Bremen. Zugleich ist
Herr Günter Lammers der zweite Hauptaktionär der
Emittentin und hält zum 31. 03. 2012 35,31 % des
Grundkapitals.

Aufgrund ihrer Eigenschaften als Hauptaktionär bzw.
aufgrund ihrer Tätigkeiten der vorgenannten Per so -
nen kann ein Konflikt zwischen der Aufsichtsrats -
tätigkeit und den geschäftlichen Interessen aufgrund
möglicher Auftragserteilungen nicht prinzipiell aus-
geschlossen werden. Darüber hinaus bestehen keine

weiteren möglichen Interessenkonflikte zwischen den
privaten Interessen oder sonstigen Verpflichtungen
der Vorstands- und Aufsichtsratmitglieder und ihren
Ver pflichtungen gegenüber der Emittentin. Die Vor -
stände erhalten neben den Vorstandsgehältern keine
weitere Vergütung.

Herr Klaus-Peter Johanssen ist Aufsichtsratsmitglied
der Emittentin. Er ist auch Aufsichtsratsmitglied der
Energiekontor Ocean Wind AG, Bremen. 

Praktiken der Geschäftsführung
Corporate Governance Kodex/Audit
Die Energiekontor AG ist börsennotiert im Sinne des
Aktiengesetzes. Die Emittentin folgt den Regeln des
Corporate Governance Kodex. Abweichungen werden
erklärt und im Internet veröffentlicht. Näheres dazu
siehe www.energiekontor.de. Die Emittentin verfügt
über keinen Audit-Ausschuss.

Hauptaktionäre
Hauptaktionäre der Energiekontor AG sind:
Dr. Bodo Wilkens mit 5.214.335 Stückaktien (35,29 %
des Grundkapitals) und Günter Lammers mit
5.217.974 Stückaktien (35,31 % des Grund kapitals)
(Stand: jeweils zum 31. 03. 2012)

In der Hauptversammlung sind die Aktionäre mit den
Stimmrechten entsprechend ihrer Beteiligung am
Grundkapital der Gesellschaft vertreten. Die Haupt -
versammlung beschließt insbesondere über die 
Ent lastung des Vorstands, des Aufsichtsrates, Maß -
nah men der Eigenkapitalbeschaffung oder Kapital -
herabsetzung, Satzungsänderungen und über die
Verwendung des Bilanzgewinns. Weiter werden keine
Beteiligungen gehalten, bei denen eine Einfluss-
nahme auf die Geschäftstätigkeit der Emittentin
nicht ausgeschlossen werden kann. 

Es liegen keine Vereinbarungen vor, die zu einem 
spä teren Zeitpunkt zu einer Veränderung von
Kontrolle oder Einflussnahme auf die Emittentin
führen könnten.
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Organisationsstruktur

Die folgende Übersicht gibt den Beteiligungsbesitz
der Emittentin wieder. Soweit keine anderen Angaben
erfolgen, handelt es sich bei allen aufgeführten
Betei ligungen um unmittelbare Beteiligungen zu 
100 %. Die Energiekontor AG stellt innerhalb der
 Unternehmensstruktur die Muttergesellschaft dar. Es
bestehen daher keinerlei Abhängigkeiten gemäß 
§ 17 AktG von anderen Unternehmen innerhalb der
Gruppe.
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Projektgesellschaften Onshore-Windparks
Deutschland

Energiekontor AG
Unmittelbare Beteiligung an Projektgesell schaf ten
für Windparks zu 100 %:

 – Energiekontor Umwelt GmbH & Co. WP BSA UE KG
– Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. WP Elni KG
– Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. WP Hehe KG
– Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. Tandem I KG
– Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. Tandem II KG 
– Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. WP 4 KG
– Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. WP GEL KG
– Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP 

OE-Osterende KG
– Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP HN KG
– Energiekontor Windpower GmbH & Co. WP 

Briest II KG
– Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP HN II 

KG
– Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP ENG 

KG
– Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP 5 KG
– Energiekontor Windpower GmbH & Co. WP 6 KG 
– Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP 

Gre II KG
– Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP B KG
– Energiekontor Windpower GmbH & Co. WP KJ KG
– Energiekontor Windpower GmbH & Co. WP 5 KG
– Energiekontor Windpower GmbH & Co. WP 20 KG
– Energiepark Eggersdorf GmbH & Co. EGG KG
– Energiepark Wietze GmbH & Co. WP WIE KG
– Energiekontor Windinvest GmbH & Co.ÜWP KRE KG
– Energiekontor Windinvest GmbH & Co. 

ÜWP SCHLO KG
– Energiepark Lunestedt GmbH & Co. WP LUN KG
– Energiepark Bramstedt GmbH & Co. WP BRA KG
– Energiepark Appeln GmbH & Co. WP APP KG
– Energiepark Wittgeeste GmbH & Co. WP WIT KG
– Energiepark Flögeln Stüh GmbH & Co. WP FLÖ KG
– Energiepark Odisheim GmbH & WP ODI KG
– Energiekontor Windinvest GmbH & Co. WP 9 KG
– Energiekontor Windinvest GmbH & Co WP 10 KG
– Energiekontor Windinvest GmbH & Co. ZWP BE KG
– Energiekontor Windinvest GmbH & Co. ZWP GIE KG
– Energiepark Straelen-Auwel GmbH & Co. WP STRA 

II KG
– Energiekontor Umwelt GmbH & Co. WP HOL 3 KG 
– Energiepark Uthlede GmbH & Co. WP UTH KG 
– Energiepark Titz GmbH & Co. WP TI KG 

➔

Projektgesellschaften Onshore-Windparks
Deutschland

Energiekontor AG
Projektgesellschaften mit Beteiligungen über 
verbundene Unternehmen:

– Energiekontor Umwelt GmbH & Co. WP GRE II KG, 
(Mittelbarer Anteil der Energiekontor AG über die 
Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP GRE 
II KG mit Anteilsbesitz am Kommanditkapital zu 
96,2 %)

– Energiekontor Umwelt GmbH & Co. WP Schlo KG 
(Mittelbarer Anteil am Kommanditkapital zu 
100 %)

– Energiekontor Umwelt GmbH & Co. WP DE KG 
(Mittelbarer Anteil der Energiekontor AG zu 100 % 
am Kommanditkapital über die Energiekontor 
Ökofonds GmbH & Co. Tandem I KG) 

– Energiekontor Umwelt GmbH & Co. WP SIE X KG 
(Mittelbarer Anteil der Energiekontor AG zu 100 % 
am Kommanditkapital über die Energiekontor 
Ökofonds GmbH & Co. Tandem II KG)

– Energiekontor Umwelt GmbH & Co. WP BRI KG 
(Mittelbarer Anteil der Energiekontor AG zu 100 % 
am Kommanditkapital über die Energiekontor 
Ökofonds GmbH & Co. Tandem II KG)

– Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. WP BD KG 
(Mittelbarer Anteil der Energiekontor AG zu 100 % 
am Kommanditkapital über die Energiekontor 
Ökofonds GmbH & Co. Tandem I KG)

– Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. WP MA KG
(Mittelbarer Anteil der Energiekontor AG über die 
Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. WP 4 KG mit 
Anteilsbesitz am Kommanditkapital zu 62,1 %)

– Energiekontor Windkraft GmbH & Co. WP NL KG 
(Mittelbarer Anteil der Energiekontor AG über die 
Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP 5 KG 
mit Anteilsbesitz am Kommanditkapital zu 51,3 %)

– Energiekontor Windkraft GmbH & Co. WP HN II 
KG (Mittelbarer Anteil der Energiekontor AG über 
die Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP 
HN II KG mit Anteilsbesitz am Komman ditkapital 
zu 98,99 %)
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Operative Gesellschaften Onshore-Windparks
Deutschland 

Energiekontor AG
Unmittelbare Beteiligung an Errichtungs-, 
Management- und Beteiligungsgesellschaften zu
100 % soweit nicht anders angegeben:

– Energiekontor Infrastruktur und Anlagen GmbH
– Energiekontor Windkraft GmbH 
– Energiekontor Umwelt GmbH 
– Energiekontor-VB-GmbH 
– WPS Windkraft GmbH 
– Energiekontor Garantie GmbH 
– Energiekontor Ökofonds GmbH 
– Energiekontor Finanzierungsdienste GmbH & Co. 

KG (zu 95,7 %)
– Energiekontor Windpower Improvement GmbH 
– Energiekontor Management GmbH
– Energiekontor Windpower GmbH 
– Energiekontor Finanzierungsdienste-Verwaltungs-

GmbH 
– Energiekontor EK-GmbH
– Energiekontor Windinvest GmbH 
– Energiekontor Windstrom GmbH
– Windpark Flögeln GmbH

Gesellschaften zur Planung, Errichtung und zum
Betrieb von Offshore-Windparks

Energiekontor AG
Unmittelbare Beteiligung an Projektgesellschaften
zu 100 %:

– Energiekontor OWP Nordergründe GmbH & Co.
WP I KG 

– Energiekontor OWP Nordergründe GmbH & Co.
WP II KG

– Energiekontor OWP Nordergründe GmbH & Co.
WP III KG

– Energiekontor OWP Nordergründe GmbH & Co.
WP IV KG

– Energiekontor OWP Nordergründe GmbH & Co.
WP V KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 1 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 2 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 3 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 4 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 5 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 6 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 7 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 8 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 9 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 10 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 11 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 12 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 13 KG

– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH & 
Co. WP NG 15 KG

– 4 weitere Vorratsgesellschaften für den
OWP Borkum
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Gesellschaften zur Planung, Errichtung und 
dem Betrieb von Auslandsprojekten

Energiekontor AG
Unmittelbare Beteiligung an Projekt-, Management-
und Beteiligungsgesellschaften im Inland 
zu 100 %: 

– Energiekontor Portugal Marão GmbH &
Co. WP MA KG

– Energiekontor Penedo Ruivo GmbH &
Co. WP PR KG 

– Energiekontor Montemuro GmbH &
Co. WP MONT KG 

– Energiekontor Guardao GmbH & Co. WP GU KG
– Energiekontor UK WI GmbH & Co. Withernwick KG
– Energiekontor UK HY GmbH &

Co. WP Hyndburn KG
– Energiekontor Portugal Trandeiras GmbH
– Energiekontor Portugal Marão GmbH
– Energiekontor Penedo Ruivo GmbH
– Energiekontor Montemuro GmbH
– Energiekontor Mafômedes GmbH
– Energiekontor Sobrado GmbH
– Energiekontor Guardao GmbH
– Energiekontor UK GmbH
– Energiekontor UK FM GmbH
– Energiekontor UK WI GmbH
– Energiekontor UK HY GmbH
– Energiekontor UK BP GmbH & Co. WP ER KG
– Energiekontor UK BP GmbH

Auslandsgesellschaften

Energiekontor AG
Unmittelbare Beteiligungen an Operativen
Gesellschaften zu 100 % soweit nicht anders 
angegeben:

– Construtora da Nova Energiekontor-Parques 
Eólicos, Unipessoal Lda., Lissabon, Portugal

– Energiekontor UK Ltd., Leeds, Großbritannien
– Energiekontor Portugal – Energia Eólica Lda., 

Lissabon, Portugal (Anteilsbesitz 99,9 %)
– Energiekontor III Energias Alternativas, Unipessoal 

Lda., Lissabon, Portugal
– Energiekontor UK Construction Ltd., Leeds, 

Großbritannien

➔

Operative Gesellschaften Offshore-Windparks 

Energiekontor AG
Unmittelbare Beteiligung an Errichtungs-,
Management- und Beteiligungsgesellschaften 
zu 100 %:

– Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. WP 
Nordergründe KG 

– Energiekontor Ocean Wind GmbH & Co. 
Projektentwicklungs KG

– Energiekontor Offshore Bau GmbH & Co. KG
– Energiekontor Management GmbH & Co. Offshore 

KG
– Energiekontor Anlagen GmbH & Co. Offshore KG
– Energiekontor Ocean Wind AG
– Energiekontor Offshore Bau GmbH
– Energiekontor Windpark Nordergründe GmbH
– Energiekontor OWP Nordergründe I GmbH
– Energiekontor Windpark Nordergründe 1 GmbH
– Energiekontor Borkum Riffgrund West GmbH
– Energiekontor Seewind GmbH 
– Energiekontor Offshore Anlagen GmbH
– Energiekontor Ocean Wind Verwaltungs GmbH 
– Energiekontor Windpark BRW 1 GmbH
– Energiekontor Windpark BRW 2 GmbH
– Windpark Nordergründe GmbH & Co. KG
– Energiekontor Nordergründe Treuhand GmbH
– Energiekontor Offshore Management GmbH
– Energiekontor Offshore GmbH
– Borkum Riffgrund West GmbH & Co. Infrastruktur 

KG 
– Borkum Riffgrund West GmbH & Co. Standort KG 

Gesellschaften zur Planung, Errichtung und zum
Betrieb von Solarstromanlagen und Immobilien

Energiekontor AG
Unmittelbare Beteiligung an Projekt-, Management-
und Beteiligungsgesellschaften zu 100 % soweit
nicht anders angegeben:

– CuxlandSolar UG – Langen 1 – & Co. KG
– WeserSolar UG – Bremen 1 – & Co. KG
– Energiekontor-WSB-GmbH 
– DebstedtSolar GmbH 
– CuxlandSolar UG
– WeserSolar UG
– Energiekontor Umwelt GmbH & Co. Ökologische 

Wohnimmobilien KG (mittelbar zu 47,2 %)
– Energiekontor Solar GmbH 
– Energiepark Solar GmbH & Co. SP Berlin KG 
– Energiepark Solar GmbH & Co. SP Ramin KG 
– Energiepark Solar GmbH & Co. SP Debstedt KG 
– Energiepark Solar GmbH & Co. SP Worms KG 
– Energiepark Solar GmbH & Co. SP Weitgenstedt KG 



Im abgelaufenen Geschäftsjahr konnten beim Ausbau
der Projektpipeline deutliche Fortschritte erzielt
werden. Zurzeit werden Projekte mit einem Investi-
tions vo lumen von rund Mrd. € 1.6 in Deutschland,
Portugal und Großbritannien (Onshore) verfolgt, 
die in den nächsten Jahren realisiert werden sollen.
Darüber hinaus ist ein Offshore-Windpark in der
deut schen Nordsee mit einer Gesamtkapazität von
rund 111 MW genehmigt. Für ein weiteres Projekt
(Borkum Riffgrund West II (Ausbauphase)) wurde die
Errichtungsgenehmigung beantragt (215 MW). 

Weiterhin wurde Ende 2011 ein Projekt veräußert
(Borkum Riffgrund West I (Pilotphase)), welches sich
durch ein Vertragsvolumen von über € 30 Mio. im
Geschäftsjahr 2011 deutlich positiv mit einem zwei-
stelligen Millionenbetrag auf das Ergebnis ausgewirkt
hat. 

Informationen über die Emittentin

Finanzinformationen

Zur Beurteilung der Finanzlage, der Verbindlichkeiten,
der Vermögenswerte, der Gewinne und Verluste sowie
der Zukunftsaussichten der Emittentin bieten sich 
die nachfolgend dargestellten ausgewählten Finanz -
infor mationen und die im Prospekt enthaltenen Jah -
resabschlüsse an. Weitere Informationen können Sie
unter www.energiekontor.de abfragen. 

Ausgewählte Finanzinformationen
Das Geschäftsjahr 2011 hat die Energiekontor AG
positiv mit einem Ergebnis der gewöhnlichen
Geschäfts tätigkeit von T€ 11.341 (2010: T€ 436)
abgeschlossen. Das Jahresergebnis betrug T€ 6.289 
im Geschäftsjahr 2011 (2010: T€ 281). 

Tabelle Seite 9
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Zahlen AG (HGB)       
2011 2010

T€ T€
Umsatzerlöse 35.176 4.406
Rohergebnis 26.367 6.432
Jahresüberschuss 6.289 281
Bilanzgewinn 4.433 1.181
Verbindlichkeiten 54.746 44.392
Wertpapiere 26.296 12.266
Kassenbestand, Bundesbankguthaben, 
Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks 33.571 23.397
Summe Aktiva / Passiva 124.887 103.500

Zahlen Konzern (IFRS)
2011 2010

T€ T€
Umsatzerlöse 63.291 35.101
Jahresergebnis 6.583 -2.910
Langfristige Vermögenswerte 93.312 100.940
Kurzfristige Vermögenswerte 123.164 77.414
Eigenkapital 32.226 28.252
Langfristige Verbindlichkeiten 136.499 111.818
Kurzfristige Verbindlichkeiten 47.751 38.283
Summe Eigenkapital und Schulden 216.477 178.354
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Jüngste wichtige Ereignisse seit dem 01. 01. 2012
Seit dem 01. 01. 2012 ist bei der Emittentin keine
wesentliche Veränderung in der Finanzlage eingetre -
ten. Seit dem Datum der Veröffentlichung des letz ten
Jahresabschlusses sind keine wichtigen Inves titionen
getätigt worden. Die für das Geschäftsjahr 2012
geplan ten weiteren Investitionen werden im Abschnitt
»Ausblick auf das Geschäftsjahr« und »Finanzierungs -
mittel« auf den Seiten 42 und 43 beschrieben. 

Informationen zu dem Geschäftsjahr
2011

Onshore-Windparks Deutschland 
In Deutschland befinden sich in den Schwerpunktre-
gionen Niedersachsen, Brandenburg und Nordrhein-
West falen Standorte mit einer Kapazität von insge-
samt rund 520 MW in unterschiedlichen Planungs-
stadien (Projektpipeline). Im Jahr 2011 konn ten neue
Standorte mit einer Kapazität von 210 MW akquiriert
werden (2010: 200 MW). An verschiedenen Stand-
orten wurde mit dem Bau von Windparks begonnen. 

Im Rahmen des neuen Raumordnungsprogramms für
den Landkreis Cuxhaven, das im Oktober 2011 be -
schlos sen wurde, sind zahlreiche durch Energie kontor
akquirierte Flächen als Eignungsgebiet ausgewiesen
worden. Hierdurch können Genehmi gungsanträge mit
einem Investitionsvolumen von rund Mio. € 200 vor-
bereitet werden. Mit deren Abschluss wird in den
nächsten Jahren gerechnet.  

Für den Ausbau der Schwerpunktregion Brandenburg
wurde 2011 in Bernau bei Berlin ein regionales Büro
eröffnet. Hierdurch wird die regionale Verankerung
der Akquisition und Planung intensiviert.

Marktposition in Portugal
In Portugal wurde im Berichtszeitraum die Planung
eines Windparks mit über 25 MW fortgesetzt. Durch
die bereits erteilte Einspeisezusage, die sich Energie -
kontor im Rahmen eines Bieterverfahrens sichern
konnte, ist der für die Windparkumsetzung in Portu -
gal bestehende Engpass bereits beseitigt. Im Jahr
2011 wurde vor allem die Standortplanung konkre ti -
siert und Gespräche mit potenziellen Inves toren
geführt. Die Windgeschwindigkeit soll am Standort 
in Nabenhöhe über 7 m/s betragen. In Portugal ist die
Abnahme von Windstrom durch die Energieversorger
geregelt. 
Weiterhin wurden im Jahr 2011 zusätzliche Flächen
gesichert, die eine Umsetzung von weiteren 10 MW
zusätzlicher Windkraftleistung ermöglichen.

Marktentwicklung in Großbritannien
In Großbritannien sind im Jahr 2011 durch die Ener -
gie kontor-Gruppe Flächen für den Bau von Wind -
kraftanlagen mit einer Leistung von rund 25 MW
exklusiv unter Vertrag genommen worden, Options -
verträge wurden für ein Leistungspotenzial von rund
40 MW unterzeichnet. 
Für den Windpark Hyndburn (24,6 MW) konnte im
August 2011 der Abschluss der Projektfinanzierung
erreicht werden. Mit den Bauarbeiten wurde begon -
nen, die Inbetriebnahme ist für 2012 vorgesehen. 
Für den Windpark Withernwick ist im Jahr 2012 die
Kreditvalutierung erfolgt und mit dem Bau begonnen
worden. Die Inbetriebnahme ist für das Frühjahr 2013
vorgesehen. Die Projekte sollen im Eigenbestand der
Energiekontor AG bleiben.

Offshore-Aktivitäten
Im Bereich der Windkraft auf See (Offshore) planen
die Mitarbeiter der Energiekontor-Gruppe Windparks
in der Nordsee, an den Standorten Nordergründe 
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(18 WKA) und Borkum Riffgrund West II (Ausbau-
phase, 43 WKA). Für das Projekt Borkum Riffgrund
West I (Pilotphase) wurden die Projektrechte im
November 2011 an den dänischen Energieversorger
DONG veräußert. Das Projekt Borkum Riffgrund 
West II (Ausbauphase) befindet sich aktuell im
Antrags verfahren. 
Mit der erfolgreichen Realisierung der Offshore-
Projekte wäre ein Investitionsvolumen von Mrd. € 1,2
verbunden.

Das Offshore-Windparkprojekt Nordergründe, nörd -
lich von Wilhelmshaven, ist eines von zwei Projekten
in Deutschland, die innerhalb der 12-Seemeilen-Zone
entstehen.

Vertrieb von Projekten
In den Jahren 2010 und 2011 wurden Projekte mit
einem Investitionsvolumen von über 40 Mio. €  in
Deutsch land an Einzelinvestoren als Private Place -
ments veräußert.

Ausblick auf das Geschäftsjahr 2012 

Für das Jahr 2012 geht der Vorstand der Energie kon -
tor AG von einer positiven Unternehmensentwick lung
aus. Vor allem die Bereiche Onshore Niedersachsen,
Offshore und Großbritannien können dazu beitragen.
Ziel der Energiekontor-Gruppe ist es, das in der Ver -
gangenheit von Jahr zu Jahr schwankende Niveau der
Projektrealisierung zu verstetigen und mittelfristig
jeweils die Hälfte des Umsatzes und des Gewinnes im
In- und Ausland zu erzielen. 

Das Potenzial für neue Windparks in Deutschland ist
nach wie vor vorhanden. Im Landkreis Cuxhaven
sollen 2012 Genehmigungsanträge mit einer Kapa zi -

tät von ca. 130 MW eingereicht werden. Für Nord-
rhein-Westfalen liegt das Volumen bei 30 MW und 
in der dritten Schwerpunktregion Branden burg sollen
Genehmigungsanträge von 5 MW eingereicht werden.

Um Synergien besser nutzen zu können, hat sich die
Unternehmensgruppe im letzten Jahr noch stärker
regional verankert. Ende 2011 erfolgte die Gründung
eines weiteren Regionalbüros in Bernau bei Berlin/
Brandenburg. 

Die Energiekontor AG als Muttergesellschaft plant
über Errichtungs- und Projektgesellschaften im 
lau fenden Geschäftsjahr mit der Errichtung der in 
nachfolgender Aufstellung dargestellten Windparks
im In- und Ausland zu beginnen. Weiterhin soll für
den Offshore-Windpark Nordergründe, als einem der
ersten kommerziellen Windparks im Bereich der deut -
schen Nordsee, die Kreditvalutierung erfolgen. In 
der Tabelle auf Seite 43 sind die geplanten Onshore-
Projekte dargestellt. Es wird ausdrücklich darauf
hingewiesen, dass es sich um Planzahlen handelt. Sie
stellen den Planungs- und Berechnungs stand bei
Prospekterstellung dar. Alle Investitionen sind durch
den Vorstand der Emittentin unter dem Vorbehalt der
Finanzierbarkeit und wirtschaftlichen Durchführbar-
keit bei Vorliegen der erforderlichen Genehmigungen
fest beschlossen worden.

Änderungen der technischen und/oder wirtschaft li -
chen Projektbedingungen sowie Änderungen und/
oder Verzögerungen in den Genehmigungsverfahren
und/oder sonstige Faktoren, die die Projektplanung
und Realisierung beeinflussen, können sowohl posi ti -
ve wie negative Abweichungen von diesen Plan zahlen
zur Folge haben. 

Informationen über die Emittentin
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Finanzierungsmittel
Zur Finanzierung der Projekte setzt Energiekontor
neben dem Kapital der Anleihe 2012 auch weiterhin
auf einen angemessenen Mix aus Eigen- und Fremd -
kapital. Zusätzlich zu diesen Finanzierungswegen wird
das Kapi tal aus der Anleihe 2012 zur Umsetzung der
vorge nannten Projekte eingesetzt. 

Trendinformationen
Seit dem Datum des letzten geprüften Jahresab -
schlusses zum 31. 12. 2011 hat es keine wesentlichen
nachteiligen Veränderungen in den Geschäftsaus sich -
ten der Energiekontor AG gegeben. Die in der Inves -
ti tionsplanung vorgesehenen Projekte werden plan-
mäßig weiter verfolgt.

Es gibt keine Trends, Unsicherheiten, Nachfrage-Ver -
pflichtungen oder Vorfälle, die die Geschäfts ent -
wicklung der Emittententin zumindest im laufenden
Geschäftsjahr wesentlich beeinflussen würden. 

Eine Gewinn prog nose oder Gewinnschätzung für die
Emittentin ist in diesem Prospekt nicht enthalten, 
so dass die Angaben gemäß Punkt 9.1 bis Punkt 9.3
nach der Verordnung EG 809/2004 Anhang IV
entfallen. 

Abschlussprüfer
Die Prüfung der Jahresabschlüsse für die Geschäfts -
jahre 2010 und 2011 wurde von der HW Treuhand
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Römer -
straße 75, 71229 Leonberg durchgeführt. Die HW
Treuhand GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist
Mitglied der Wirtschaftsprüfungskammer Stuttgart
mit Sitz in Stuttgart. Für beide Geschäftsjahre wurde
durch den Abschlussprüfer jeweils ein uneinge -
schränk   ter Bestä ti gungsvermerk ohne Vorbehalte
erteilt. Der Abschluss  prüfer hat sich mit der Veröf -
fent lichung der Bestätigungsvermerke der Jahres -
abschlüsse in diesem Prospekt einverstanden erklärt.

Eine Abberufung, nicht Wiederbestellung oder Man -
datsniederlegung von Abschlussprüfern ist während
des Zeitraums der in diesem Prospekt dargelegten
historischen Finanzinformationen nicht erfolgt.

Kreditrating
Für die Energiekontor AG und die angebotene Unter -
nehmensanleihe wurde bis zum Zeitpunkt der Pros -
pektherausgabe kein Kreditrating im Rahmen eines
Ratingverfahrens zugewiesen.

Wichtige Verträge
Die Emittentin hat in der Vergangenheit ausschließ-
lich Verträge im Rahmen der ordentlichen Geschäfts-
tätigkeit abgeschlossen. Es gibt keine außerhalb des
normalen Geschäfts ver laufs abgeschlossenen Verträ-
ge, die dazu führen könnten, dass jedwedes Mitglied
der Unternehmens struktur/Gruppe eine Verpflich-
tung oder ein Recht erlangt, die bzw. das für die
Fähigkeiten des Emit  ten ten, seine Verpflichtungen
gegenüber den Wert   papier inhabern in Bezug auf die
ausgegebenen Wertpapiere nachzukommen, von
großer Bedeutung ist.

Windparkprojekte 2012 (Onshore)

Windpark MW je Windpark
Inland
Zülpich 10
Titz 4
Eggersdorf 2

Ausland
Guardao 28
Hyndburn 24,6
Withernwick 18,5
MW gesamt 87,1

Das Gesamtinvestitionsvolumen dieser Onshore-
Projekte beträgt ca. Mio. € 120.



44

Informationen über die Emittentin

Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 
Es gibt keine staatlichen Interventionen, Gerichts-
oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich der -
jenigen Verfahren, die nach Kenntnis der Emittentin
noch anhängig sind oder eingeleitet werden könn-
ten), die im Zeitraum der mindestens 12 letzten
Monate bestanden oder abgeschlossen wurden, und
die sich erheblich auf die Finanzlage oder die Renta-
bilität der Emittentin und/oder der Gruppe auswirken
bzw. in jüngster Zeit ausgewirkt haben. 
Die Emittentin führt Gerichtsverfahren im normalen
Geschäftsbetrieb. Es ist ein Klageverfahren wegen
Prospekthaftungsansprüchen anhängig. Dieses Ver-
fahren betrifft einen Windpark in Niedersachsen, der
im Jahr 2001 prospektiert und errichtet worden ist.
Strittig ist in dem Verfahren, das als Muster klagever-
fahren geführt wird, die zutreffende Darstellung der
Windprognosen und Messverfahren in dem Verkaufs -
prospekt. Mögliche Haftungsansprüche werden im
Rahmen der Bilan zie rung der Rückstellungen berück-
sichtigt.

Wesentliche Veränderungen in der Finanzlage oder
der Handelsposition der Emittentin 
Seit Ende des in den Finanzinformationen darge stell -
ten letzten Geschäftsjahres 2011 hat es keine wesent -
lichen Veränderungen in der Finanzlage oder in der
Handelsposition der Emittentin und der Energie-
kontor-Gruppe gegeben. 

Zwischenfinanzinformationen und sonstige
Finanzinformationen
Die Emittentin hat seit Datum des letzten geprüften
Jahresabschlusses keine weiteren Finanzinforma -
tionen veröffentlicht. Die Emittentin erstellt einen
konsolidierten Jahresabschluss.

Alter der jüngsten Finanzinformationen 
Die jüngsten geprüften Finanzinformationen als
Grundlage dieses Wertpapierprospektes wurden 
zum Stichtag 31. 12. 2011 erhoben und sind somit
zum Zeitpunkt der Registrierung nicht älter als 
18 Monate. 

Interimsinformationen 
Zwischenabschlüsse der Emittentin sind in diesem
Wertpapierprospekt nicht enthalten, da der letzte
geprüfte Jahresabschluss nicht mehr als neun Monate
vor dem Aufstellungsdatum zurückliegt.
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Jahresfinanzbericht 2011
der Energiekontor AG 

Gewinn- und Verlustrechnung des Konzern (IFRS)
Bilanz des Konzern (IFRS) zum 31. 12. 2011
Konzern Eigenkapitalveränderungsrechnung (IFRS) 2011
Konzernkapitalflussrechnung 2011 (IFRS)
Anhang Konzern IFRS 
– I Allgemeine Angaben
– II Allgemeine Rechnungslegungsgrundsätze
– III Konsolidierungsgrundsätze und Konsolidierungskreis
– IV Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze, 

Währungsumrechnung
Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers
Bilanz der AG (HGB)
Gewinn- und Verlustrechnung der AG (HGB)
– I Grundlagen des Abschlusses
– II Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze, 

Währungsumrechnung 
Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers
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Erläuterungsziffer
Konzernanhang V.

2011
T€

2010
T€

Umsatzerlöse (1.) 63.291 35.101
Erhöhung/Verminderung des Bestandes
an fertigen und unfertigen Erzeugnissen 

(2.) 15.990 11.279

Gesamtleistung 79.280 46.379
Sonstige betriebliche Erträge (3.) 2.221 3.251
Betriebsleistung 81.502 49.630
Materialaufwand und Aufwand für bezogene Leistungen (4.) -34.141 -24.160
Personalaufwand (5.) -6.956 -5.593
Abschreibungen (6.) -6.788 -6.267
Sonstige betriebliche Aufwendungen (7.) -11.763 -9.098
Wertminderungen von Geschäfts- oder Firmenwerten (8.) -2.350
Betriebsaufwand -61.999 -45.118
Betriebsergebnis 19.503 4.513
Zinsen und ähnliche Erträge 940 788
Zinsen und ähnliche Aufwendungen -8.054 -7.842
Zinsergebnis (9.) -7.114 -7.054
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit
vor Steuern (EBT) 12.389 -2.541
Ertragssteuern (10.) -5.806 -369
Jahresergebnis 6.583 -2.910

Angabe der Earnings per Share (gem. IAS 33) *)
Unverwässerte Anzahl der Aktien (gewichtet) (11.)  14.762.788     14.777.610    
Verwässerte Anzahl der Aktien (gewichtet)  14.762.788     14.777.610    
Unverwässertes Ergebnis je Aktie  0,45    -0,20    
Verwässertes Ergebnis je Aktie  0,45    -0,20    

*) Eine Verwässerung des Ergebnisses je Aktie resultiert aus potenziellen Aktien wie etwa Optionsrechten. Diese wirken allerdings nur dann ergebnisverwässernd, wenn sie 
die Ausgabe von Aktien zu einem Wert unter dem durchschnittlichen Börsenkurs der Aktie zur Folge haben. In 2011 wie dem Vorjahr ergab sich kein Verwässerungseffekt. 
     

Gewinn- und Verlustrechnung des Konzerns (IFRS)
für die Zeit vom 1.1.2011 bis 31.12.2011

K
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Vermögen per 31.12.2011

Erläuterungsziffer
Konzernanhang, Teil VI

31.12.2011 31.12.2010
T€ T€ T€ 

Langfristige Vermögenswerte (1.)
Geschäfts- oder Firmenwert (1.1.) 0 2.350

Sonstige immaterielle Vermögenswerte (1.2.) 83 123

Sachanlagen
Grundstücke (1.3.) 670 670
Technische Anlagen (Windparks) (1.4.) 84.013 87.204
Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung (1.5.) 87 84.770 105

Forderungen und
finanzielle Vermögenswerte

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (3.) 98 724
Forderungen gegenüber
assoziierten Unternehmen (4.) 1.713 1.707
Sonstige finanzielle Vermögenswerte (5.) 267 2.077 273

Steuerforderungen (6.) 290 335

Latente Steuern                                    (7. und V.10.2.) 6.093 7.449

Summe langfristige Vermögenswerte gesamt 93.312 100.940

Kurzfristige Vermögenswerte
Vorräte

Unfertige Erzeugnisse und Leistungen (8.) 37.436 21.447
Forderungen und
sonstige finanzielle Vermögenswerte

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (9.) 5.528 3.308
Sonstige Forderungen und finanzielle
Vermögenswerte (10.) 1.116 6.644 1.542

Steuerforderungen (11.) 203 509

Wertpapiere (12.) 26.557 12.807

Zahlungsmittel und
Zahlungsmitteläquivalente (13.) 52.322 37.801

Summe kurzfristige Vermögenswerte gesamt 123.164 77.414

Summe Vermögen 216.477 178.354

Bilanz des Konzerns (IFRS) zum 31.12.2011
J
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Eigenkapital und Schulden per 31.12.2011

Erläuterungsziffer
Konzernanhang, Teil VI

31.12.2011 31.12.2010
T€ T€ T€

Eigenkapital                                                                        (14.-20.)
Ausgegebenes Kapital

Gezeichnetes Kapital (Nennkapital) (14) 14.778 14.778
Eigene Anteile (zur Einziehung vorgesehen) (15) -37 14.740 0

Kapitalrücklage (18.) 40.278 40.278

Rücklagen für ergebnisneutrale Eigenkapitalveränderungen
Währungsumrechnung (19.1.) -61 -61
FairValue-Bewertung IAS 39 (19.2.) -1.960 -2.021 439

Gewinnrücklagen (20.)
Gesetzliche Rücklagen 15 15
Andere Gewinnrücklagen 3.421 3.436 556

Kumulierte Konzernergebnisse (21.) -24.207 -27.753

Summe Eigenkapital 32.226 28.252

Langfristige Verbindlichkeiten
Sonstige Rückstellungen

Rückstellungen für Abbruchkosten
von Windparks (22.) 5.130 4.695

Finanzverbindlichkeiten
Genussrechtskapital (23.) 0 657
Anleihekapital (24.) 41.042 30.432
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (25.) 80.479 69.616
Verbindlichkeiten gegenüber
assoziierten Unternehmen (26.) 43 61
Verbindlichkeiten gegenüber
konzernfremden Kommanditisten (27.) 3.384 3.648
Sonstige Finanzverbindlichkeiten (28.) 3.054 128.002 73

Latente Steuern                                              (V. 10.2.) 3.367 2.637
Summe langfristige Verbindlichkeiten gesamt 136.499 111.818

Kurzfristige Verbindlichkeiten  
Steuerrückstellungen                                           (29.) 2.424 233
Sonstige Rückstellungen                              (30.)

Übrige Rückstellungen 3.297 3.468
Finanzverbindlichkeiten 

Genussrechtskapital                                          (23.) 0 110
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten           (25.) 33.704 29.087
Verbindlichkeiten gegenüber
konzernfremden Kommanditisten                         (31.) 923 34.627 971

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 3.834 2.284
Sonstige Verbindlichkeiten 2.840 1.989
Steuerverbindlichkeiten 729 141

Summe kurzfristige Verbindlichkeiten gesamt 47.751 38.283

Summe Eigenkapital und Schulden 216.477 178.354
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Gezeichnetes 
Kapital

Kapital-
rücklage

Rücklage
Währungs-

umrechnung

Rücklage
Fair-Value 

(available for 
sale)1

T€ T€ T€ T€
Stand zum 31.12.2009 14.778 40.278 -61 482
Veränderungen im Jahr 2010
Entnahmen aus Gewinnrücklagen
Einstellungen in Gewinnrücklagen
Dividendenausschüttung
Rückkauf eigener Anteile
Währungsumrechnung im Konzern
Differenzen aus Fair-Value-
Bewertung -192
Differenzen aus latenten Steuern auf 
Fair-Value-Bewertung  18
Konzernjahresfehlbetrag
Stand zum 31.12.2010 14.778 40.278 -61 308
Veränderungen im Jahr 2011
Entnahmen aus Gewinnrücklagen
Einstellungen in Gewinnrücklagen
Dividendenausschüttung
Rückkauf eigener Anteile -37
Währungsumrechnung im Konzern
Differenzen aus Fair-Value-
Bewertung -264
Differenzen aus latenten Steuern auf 
Fair-Value-Bewertung  117
Konzernjahresfehlbetrag
Stand zum 31.12.2011 14.740 40.278 -61 161

Konzern Eigenkapitalveränderungsrechnung (IFRS) 2011

(1): aus Marktbewertung für Wertpapiere 

(2): aus unrealisierten Gewinnen/Verlusten von Cashflow-Hedges 
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Rücklage
Fair-Value (Cash-

flow-Hedges)2 Gewinnrücklagen
Kumulierte

Konzernergebnisse Summe Anzahl Aktien
T€ T€ T€ T€ TStck.

-301 1.471 -25.152 31.494 14.778

-900  900
0

-591 -591

 560 368

-127 -109
-2.910 -2.910

132 571 -27.753 28.252 14.778

 3.037 -3.037 0

-172 -209

-3.147 -3.411

 894 1.011
 6.583 6.583

-2.121 3.436 -24.207 32.226 14.778
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Konzernkapitalflussrechnung
für den Zeitraum vom 1.1. bis 31.12.2011 nach IFRS

2011 2010
T€ T€

1. Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit
Periodenergebnis vor Zinsen und Steuern 19.503 4.513
Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände
und Sachanlagen 6.788 6.267
Wertminderungen auf Firmenwerte 2.350 0
Gewinne aus der Entkonsolidierung -5 -458
Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen / Erträge im Eigen-
kapital (fair value-Bewertung) -2.394 259
Betriebsergebnis vor Änderung des Nettoumlaufvermögens 26.242 10.580
Veränderungen der
- Forderungen aus Lieferungen und Leistungen       
   sowie der sonstigen Vermögensgegenstände -818 -120
- halbfertigen Arbeiten, Vorräte und
   dafür erhaltenen Anzahlungen -15.990 -6.393
- Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.550 -547
- übrigen kurzfristigen Verbindlichkeiten und Rückstellungen 3.300 2.036
- sonstigen langfristigen Verbindlichkeiten, Rückstellungen
   und der latenten Steuern 4.962 -181
- Rückstellungen für Abbruchkosten wegen Zinsänderung
   (ergebnisneutral nach IFRIC 1.5a) -33 -75
Gezahlte Zinsen -8.054 -7.842
Ertragsteuern -5.806 -369

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 5.353 -2.910

2. Cashflow aus der Investitionstätigkeit
Auszahlungen für Investitionen in
immaterielle Vermögenswerte -1 -71
Auszahlungen für Investitionen in Sachanlagen -3.245 -4.942
Einzahlungen aus Abgängen von Wertpapieren 0 3.156
Auszahlungen für Investitionen in Wertpapiere -13.750 0
Erhaltene Zinsen 940 788

Cashflow aus der Investitionstätigkeit -16.056 -1.069
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2011 2010
T€ T€

3. Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit
Auszahlungen aus Genussrechtskapital -657 -112
Ein-/Auszahlungen aus Anleihen 10.610 16.437
Einzahlungen aus Aufnahme von Krediten 31.748 12.750
Auszahlungen für Tilgung von Krediten -16.268 -14.497
Gezahlte Dividenden 0 -591

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 25.224 13.987

4. Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds 14.521 10.008

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 37.801 27.793
Finanzmittelfonds am Ende der Periode 52.323 37.801

5. Zusammensetzung des Finanzmittelfonds
Zahlungsmittel 52.323 37.801

 
 

 
 

 
 

Jahresfinanzbericht 2011 der Energiekontor AG



54

     I. Allgemeine Angaben

Die Energiekontor AG ist eine börsennotierte Aktiengesell-
schaft nach deutschem Recht mit Sitz in der Mary-Somer-
ville-Straße 5, 28359 Bremen, Deutschland. Die Gesellschaft 
ist im Handelsregister beim Amtsgericht Bremen unter der 
Nummer HRB 20449 eingetragen. Das Geschäftsjahr ent-
spricht dem Kalenderjahr. 

Der Konzernabschluss ist auf den Stichtag des Jahresab-
schlusses der Gesellschaft aufgestellt worden. Die Jahres-
abschlüsse aller einbezogenen Tochterunternehmen datie-
ren ebenfalls auf den Stichtag des Konzernabschlusses.

Die Geschäftstätigkeit der Energiekontor AG und ihrer 
Tochtergesellschaften (nachfolgend auch kurz »Energieko-
ntor«) umfasst den Vertrieb selbst hergestellter Windparks 
an Dritte sowie den Eigenbetrieb von selbst hergestellten 
Windparks zur Erzeugung von Energie. Der Vertrieb der 
Windparks erfolgt dabei entweder durch Direktverkauf   
(asset deal) oder mittels selbst gegründeter Gesellschaf-
ten, die den Windpark erwerben und deren Anteile dann 
an Dritte veräußert werden (share deal). Die für den Eigen-
betrieb zur Stromerzeugung vorgesehenen Windparks wer-
den entweder selbst hergestellt oder erworben, wobei auch 
diese Windparks regelmäßig in der Rechtsform der GmbH & 
Co. KG betrieben werden.

Die Energiekontor AG als Muttergesellschaft unterliegt für 
das zum 31. Dezember 2011 endende Geschäftsjahr der Ver-
pflichtung zur Aufstellung eines Konzernabschlusses. Da die 
Aktien der Energiekontor AG an einem organisierten Markt 
i. S. v. § 2 WpHG gehandelt werden, ist der Konzernab-
schluss zum 31. Dezember 2011 gemäß § 315a HGB in Ver-
bindung mit Art. 4 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des 
europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 
betreffend die Anwendung internationaler Rechnungsle-
gungsstandards in der jeweils geltenden Fassung nach den 
International Financial Reporting Standards (IFRS, vormals 
International Accounting Standards IAS) aufzustellen.

Der Konzernabschluss für das Geschäftsjahr 2011 steht 
mithin in Übereinstimmung mit den IFRS. Ergänzend wur-
den die handelsrechtlichen Vorschriften des § 315a Absatz 
1 HGB beachtet.  
 
Der Konzernabschluss der Gesellschaft wird beim elek-
tronischen Bundesanzeiger eingereicht und veröffentlicht 
(Handelsregister des Registergerichts Bremen unter HRB 
Nr. 20449).

Der Jahresabschluss der Muttergesellschaft Energiekontor 
AG wurde nach den Vorschriften des deutschen HGB er-
stellt. Er wird ebenfalls beim elektronischen Bundesanzei-
ger eingereicht und veröffentlicht.

II. Allgemeine Rechnungslegungsgrundsätze
1. Allgemeine Informationen

Energiekontor erstellt und veröffentlicht den Konzernab-
schluss in Euro (€) unter Gegenüberstellung der Werte zum 
31. Dezember 2010. Die Angaben im Anhang erfolgen in 
Euro (€) und in Tausend Euro (T€).

Der Konzernabschluss wird unter der Annahme der Un-
ternehmensfortführung (Going Concern) aufgestellt. Auf 
Risiken, die den Bestand des Unternehmens gefährden 
könnten, wird im zusammengefassten Lage- und Konzern-
lagebericht der Gesellschaft eingegangen.

Die Rechnungslegung erfolgt bei sämtlichen Gesellschaften 
der Energiekontor-Gruppe zunächst nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften sowie den diese ergänzen-
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung. Diese 
deutschen Rechnungslegungsgrundsätze weichen in we-
sentlichen Aspekten von den Grundsätzen der IFRS ab. Für 
Zwecke des Konzernabschlusses werden alle notwendigen 
Anpassungen vorgenommen, die für die Darstellung des 
Konzernabschlusses nach IFRS notwendig sind. 

Die Erstellung des Konzernabschlusses unter Beachtung 
der Verlautbarungen des International Accounting Stan-
dards Board (IASB) erfordert Schätzungen und Annahmen 
durch das Management, die die bilanzierten Wertansätze 
der Vermögensgegenstände und Schulden, die zum Bi-
lanzstichtag bestehenden Eventualverpflichtungen und 
die Erträge und Aufwendungen des Geschäftsjahres be-
einflussen. Dabei ist es notwendig, in bestimmten Fällen 
schätz- und prämissensensitive Bilanzierungsmethoden 
anzuwenden. Diese beinhalten komplexe und subjekti-
ve Bewertungen sowie Schätzungen, die auf ungewissen 
Sachverhalten beruhen und Veränderungen unterliegen 
können. Aus  diesem Grund können sich auch die schätz- 
und prämissensensitiven Bilanzierungsmethoden im Zeit-
ablauf ändern und damit die Darstellung der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage erheblich beeinflussen. Außerdem 
können sie Annahmen enthalten, die die Unternehmenslei-
tung in derselben Berichtsperiode auch anders hätte tref-
fen können – aus gleichermaßen vernünftigen Gründen. 
Die Unternehmensleitung weist deshalb darauf hin, dass 
tatsächliche Wertansätze und zukünftige Ereignisse auch 
häufig von den Schätzungen und Prognosen abweichen 
können und dass Schätzungen routinemäßige Anpassun-
gen erfordern (vgl. auch Ausführungen im Konzernanhang 
unter Tz. IV.19). 
 
Zur Klarheit und Übersichtlichkeit des Abschlusses werden 
die für die einzelnen Positionen der Bilanz und der Gewinn- 
und Verlustrechnung geforderten zusätzlichen Angaben in 
den Anhang übernommen. 
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2. Gliederungsmethoden
Die Gewinn- und Verlustrechnung des Konzerns ist nach 
den für das Gesamtkostenverfahren geltenden Grundsät-
zen gegliedert. Soweit in Einzelfällen Umgliederungen von 
Vorjahresbeträgen in der Bilanz oder in der Gewinn- und 
Verlustrechnung vorgenommen wurden, ist dies bei der je-
weiligen Position vermerkt.

Die Gliederung der Bilanz erfolgt für das Geschäftsjahr 
2011 nach Fristigkeitsaspekten der einzelnen Bilanzposten. 

Die Cashflows aus der betrieblichen Tätigkeit werden nach 
der indirekten Methode ermittelt.

3. Anwendung der IFRS-Standards und
-Interpretationen

Energiekontor setzt alle vom IASB herausgegebenen 
Standards und Interpretationen um, die zum 31. Dezem-
ber 2011 anzuwenden sind. Die Auslegungen des Inter-
national Financial Reporting Interpretations Committee                              
(IFRIC) werden beachtet. Der Energiekontor-Konzern hat 
die IFRS- und IFRIC-Interpretationen, die veröffentlicht 
wurden, aber noch nicht verpflichtend anzuwenden sind, 
nicht angewandt, weil erwartet wird, dass diese Standards 
und Interpretationen für die Geschäftsaktivitäten des Ener-
giekontor-Konzerns nicht relevant sind bzw. sich daraus 
keine zusätzlichen Angaben im Konzernanhang ergeben 
werden. 
 

 3.1. Im laufenden Geschäftsjahr anzuwendende 
Standards und Interpretationen

Im laufenden Geschäftsjahr hat der Konzern die nachfol-
gend angeführten neuen oder überarbeiteten Standards 
angewendet, die für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 
1. Januar 2011 beginnen, umzusetzen sind. 

Aus der Anwendung dieser neuen und geänderten Stan-
dards ergaben sich keine wesentlichen Auswirkungen auf 
den Konzernabschluss des aktuellen Jahres und der vorhe-
rigen Jahre.

• IFRS 1 »Erstmalige Anwendung der International Finan-
cial Reporting Standards«, IFRS 7 »Finanzinstrumente: An-
gaben«
Die Änderung befreit erstmalige IFRS-Anwender vorüber-
gehend von den nach IFRS 7 zu machenden Vergleichsan-
gaben für die Bewertungen zum beizulegenden Zeitwert 
und für das Liquiditätsrisiko. Sie hat keine Relevanz für den 
Konzernabschluss der Energiekontor AG.

• IAS 24 »Angaben über Beziehungen zu nahestehenden 
Unternehmen und Personen«
Durch die Überarbeitung der Definition von nahestehenden 
Unternehmen und Personen soll die Anwendung des lAS 24 
vereinfacht werden. Eine weitere Erleichterung von den Be-
richtspflichten des Standards betrifft Unternehmen, auf die 
die öffentliche Hand mindestens einen maßgeblichen Ein-

fluss ausüben kann. Folgeänderungen haben sich aus der 
Neufassung des lAS 24 zudem in IFRS 8 ergeben. Die Ände-
rungen haben keine Relevanz für den Konzernabschluss der 
Energiekontor AG.

• IAS 32 »Finanzinstrumente: Darstellung«
Durch die Änderung des lAS 32 wurde klargestellt, dass 
Bezugsrechte, Optionen und Optionsscheine auf eine feste 
Anzahl eigener Anteile gegen einen festen Betrag in einer 
beliebigen Währung als Eigenkapitalinstrumente auszuwei-
sen sind, solange diese anteilig allen Anteilseignern dersel-
ben Gattung gewährt werden. Die Änderungen haben keine 
Relevanz für den Konzernabschluss der Energiekontor AG.

•  IFRIC 19 »Tilgung finanzieller Verbindlichkeiten durch Ei-
genkapitalinstrumente«
IFRIC 19 regelt die Bilanzierung beim Schuldner, wenn 
durch neu verhandelte Vertragsbedingungen finanzielle 
Verbindlichkeiten durch die Ausgabe eigener Eigenkapital-
instrumente ganz oder teilweise getilgt werden (Debt for 
Equity Swaps) und es sich beim Gläubiger um einen unab-
hängigen Dritten handelt. Die Eigenkapitalinstrumente sind 
nunmehr zum beizulegenden Zeitwert zu bewerten und die 
Differenz zum Buchwert der getilgten Verbindlichkeit ist 
ergebniswirksam zu erfassen. Die Änderungen haben keine 
Relevanz für den Konzernabschluss der Energiekontor AG.

•  IFRIC 14 »IAS 19 – Die Begrenzung eines leistungsorien-
tierten Vermögenswertes, Mindestdotierungsverpflichtun-
gen und ihre Wechselwirkung«
Die Interpretation regelt die Behandlung von Vorauszah-
lungen auf Mindestdotierungsverpflichtungen bei leis-
tungsorientierten Plänen. Sie erlaubt, den Nutzen aus einer 
solchen Beitragsvorauszahlung als Vermögenswert zu er-
fassen. Die Änderungen haben keine Relevanz für den Kon-
zernabschluss der Energiekontor AG.

3.2. Auswirkungen von neuen, noch nicht
anzuwendenden Standards und Interpretationen

Der IASB und das IFRIC haben die nachfolgend aufgeführ-
ten Standards und Interpretationen verabschiedet, die für 
das Geschäftsjahr 2011 noch nicht verpflichtend anzuwen-
den waren und auch nicht freiwillig vorzeitig angewendet 
worden sind:
• IFRS 9 »Financial Instruments«
• IFRS 10 »Consolidated Financial Statements«
• IFRS 11 »Joint Arrangements«
• IFRS 12 »Disclosure of Interests in Other Entities«
• IFRS 13 »Fair Value Measurement«
• Amendment to IAS 1 »Presentation of Financial Statements«
• Amendment to IAS 12 »Income Taxes«
• Amendment to IAS 19 »Employee Benefits«
• Amendment to IAS 27 »Consolidated and Separate Finan-
cial Statements«
• Amendment to IAS 28 »Investments in Associates«
• Amendment to IAS 32 »Financial Instruments: Presenta-
tion«
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     • Amendment to IFRS 1 »First-time Adoption of Internatio-
nal Financial Reporting Standards«
• Amendment to IFRS 7 »Financial Instruments: Disclosu-
res«
• IFRIC 20 »Stripping Costs in the Production Phase of a 
Surface Mine«

Die Gesellschaft erwartet aus diesen Standards und Inter-
pretationen keine Änderungen auf die Bilanzierung oder 
Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- oder Ertrags-
lage des Konzerns.
 

III. Konsolidierungsgrundsätze und   
Konsolidierungskreis

1. Grundsätze
Mutterunternehmen ist die Energiekontor AG, Bremen 
(nachfolgend auch als »Gesellschaft« oder »AG« bezeich-
net). 

In den Konzernabschluss zum 31. Dezember 2011 sind neben 
der Energiekontor AG inländische wie ausländische Unter-
nehmen einbezogen worden, bei denen die Energiekontor 
AG zum 31. Dezember 2011 unmittelbar oder mittelbar über 
die Möglichkeit verfügt, deren Finanz- und Geschäftspolitik 
so zu bestimmen, dass die Gesellschaften des Konzerns aus 
der Tätigkeit dieser Unternehmen Nutzen ziehen. 

Unter Anwendung des zur Konzernkonsolidierung heran-
zuziehenden Standards (IAS 27) sowie der weiteren IASB-
Verlautbarungen (SIC-12) sind auch zur Veräußerung be-
stimmte Tochtergesellschaften (Projektgesellschaften), ggf. 
rückwirkend ab Erwerb, mit in den Konzernabschluss ein-
zubeziehen. Projektgesellschaften in diesem Sinne sind die 
von der Energiekontor-Gruppe geschäftstypischerweise in 
der Rechtsform der Kommanditgesellschaft (GmbH & Co. 
KG) gegründeten Windparkbetreibergesellschaften. Die 
Vollkonsolidierung der Projektgesellschaften erfolgt nicht 
nur bis zum Zeitpunkt der Veräußerung der Gesellschafts-
anteile, sondern hierüber hinaus bis zur vollständigen Be-
endigung der wesentlichen Nutzenziehung aus der Projekt-
gesellschaft, mithin bis zur Fertigstellung und Übergabe des 
betriebsbereiten Windparks. Zu diesem Zeitpunkt erfolgt die 
Entkonsolidierung der Projektgesellschaft, zumal die nach 
Fertigstellung weiterhin regelmäßig realisierten Betriebs-
führungserlöse gegenüber dem Gründungs-, Vertriebs- und 
Errichtungsvorgang keinen im Sinne der IFRS wesentlichen 
Nutzenziehungs- oder Risikofaktor mehr darstellen. 

Dies hat im Bereich der Gewinn- und Verlustrechnung un-
ter anderem zur Folge, dass Umsätze gegenüber Projektge-
sellschaften bis zur Fertigstellung nicht als Umsatz reali-
siert werden. 
 
Betroffen hiervon sind Provisionen und Entgelte im Zu-
sammenhang mit dem Vertrieb, der Geschäftsführung in 
der Gründungsphase, der Projektierung, der rechtlichen 

und wirtschaftlichen Konzeption und allen weiteren bis zur 
Fertigstellung des Windparks erbrachten Dienstleistungen. 

Diese Umsätze führen erst dann zu einem Ergebnisbeitrag, 
wenn kumulativ die Veräußerung der Gesellschaftsanteile 
und die Fertigstellung und Abnahme des Windparks erfolgt 
sind.

Die gegenüber Dritten bis zur Fertigstellung anfallenden 
Umsätze und Teilgewinne werden infolge der Vollkon-
solidierung auch nicht nach Baufortschritt im Rahmen 
der Teilgewinnrealisierung nach dem PoC-(Percentage of 
Completion)-Verfahren nach IAS 11 realisiert, sondern erst 
vollständig zum Zeitpunkt der Fertigstellung (completed 
contract), der mit dem Zeitpunkt der Entkonsolidierung zu-
sammen fällt. Die laufenden externen Erträge und Aufwen-
dungen der Projektgesellschaften werden in die Gewinn- 
und Verlustrechnung aufgenommen, der Saldo aus diesen 
Beträgen, also der Gewinn oder der Verlust dieser Projekt-
gesellschaften, wird dem Kommanditkapital, das nach IAS 
32 als Fremdkapital zu qualifizieren ist, gutgeschrieben (im 
Falle eines Gewinns) oder belastet (im Falle eines Verlustes, 
jedoch nur bis maximal 0 €), sodass die laufenden Ergeb-
nisse der Projektgesellschaften im Ergebnis so lange neutral 
gestellt werden, wie sich aus etwaigen Verlusten kein ne-
gatives Kapital ergeben würde. Hierüber ggf. hinausgehen-
de Verluste wirken sich grundsätzlich im Konzern aus, was 
jedoch im Berichtszeitraum und im Vorjahr nicht der Fall 
war. Auf die innerhalb des Konzerns eliminierten Zwischen-
gewinne sind aktive latente Steuern zu bilanzieren. 

Anteile an assoziierten Unternehmen, auf welche die AG 
direkt oder indirekt einen wesentlichen Einfluss ausübt und 
die nicht zum Zwecke der Weiterveräußerung in der nahen 
Zukunft erworben wurden, werden gemäß IAS 28 at equity 
bilanziert (One-Line-Consolidation). Nach der Equity-Me-
thode werden die Anteile an einem assoziierten Unterneh-
men in der Bilanz zu Anschaffungskosten zuzüglich nach 
dem Erwerb eingetretener Änderungen des Anteils des Kon-
zerns am Reinvermögen des assoziierten Unternehmens er-
fasst. Der mit einem assoziierten Unternehmen verbundene 
Geschäfts- oder Firmenwert ist im Buchwert des Anteils 
enthalten und wird nicht planmäßig abgeschrieben. 
 
Bei der Anwendung der Equity-Methode stellt der Konzern 
fest, ob hinsichtlich der Nettoinvestition des Konzerns beim 
assoziierten Unternehmen die Berücksichtigung eines zu-
sätzlichen Wertminderungsaufwandes erforderlich ist.

Auf Konzernfremde entfallende Anteile am Eigenkapital 
der Tochterunternehmen werden gesondert innerhalb des 
Eigenkapitals ausgewiesen (»Minderheitenanteile am Ei-
genkapital«), sofern die Minderheitenanteile am Eigenka-
pital von Kapitalgesellschaften bestehen. Soweit die Min-
derheiten am Eigenkapital von Personengesellschaften, 
wozu  auch Kommanditgesellschaften gehören, bestehen, 
sind diese nach IAS 32 als Fremdkapital auszuweisen. Zum 
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Bilanzstichtag des Berichtszeitraums bestanden Minder-
heitsbeteiligungen an Kommanditgesellschaften, die für 
den Verbleib im Konzern vorgesehen und im langfristigen 
Verbindlichkeitenbereich ausgewiesen (»Verbindlichkeiten 
gegenüber konzernfremden Kommanditisten«) sind. 

Die aufgrund der bis zur Fertigstellung des Windparks durch-
zuführende Vollkonsolidierung der Projektgesellschaften im 
Fremdkapital auszuweisenden Kommanditanteile Dritter 
an diesen Projektgesellschaften werden aufgrund des nur 
kurzfristigen Verbleibs im Konzern grundsätzlich im kurz-
fristigen Verbindlichkeitenbereich ausgewiesen (ebenfalls 
dort unter der Position »Verbindlichkeiten gegenüber kon-
zernfremden Kommanditisten«). Zum Bilanzstichtag war 
wie im Vorjahr eine Projektgesellschaft mit einem in Bau 
befindlichen Windpark zu konsolidieren. 

Die Anteile von Konzernfremden am Ergebnis der Tochter-
unternehmen werden in der Gewinn- und Verlustrechnung 
je nach Rechtsform der Gesellschaft, an der die Beteiligung 
besteht, gesondert als Ergebniszuordnung (im Falle einer 
Kapitalgesellschaft) bzw. im Finanzergebnis  (im Falle einer 
Personengesellschaft) ausgewiesen. 

Die Kapitalkonsolidierung wird gemäß IFRS 3 (»Unter-
nehmenszusammenschlüsse«) nach der Erwerbsmetho-
de durchgeführt (Purchase Accounting bzw. Acquisition 
Method). Dabei werden die Anschaffungskosten der er-
worbenen Anteile mit dem auf das Mutterunternehmen 
entfallenden anteiligen und zum Zeitwert neu bewerteten 
Nettoreinvermögen des Tochterunternehmens zum Er-
werbszeitpunkt verrechnet. 
 
Die Anschaffungskosten des Erwerbs entsprechen dabei 
dem beizulegenden Zeitwert der hingegebenen Vermö-
genswerte, der ausgegebenen Eigenkapitalinstrumente 
und der entstandenen bzw. übernommenen Schulden zum 
Transaktionszeitpunkt. Außerdem beinhalten sie die beizu-
legenden Zeitwerte jeglicher angesetzter Vermögenswerte 
oder Schulden, die aus einer bedingten Gegenleistungs-
vereinbarung resultieren. Erwerbsbezogene Kosten werden 
aufwandswirksam erfasst, wenn sie anfallen.

Im Rahmen eines Unternehmenszusammenschlusses iden-
tifizierbare Vermögenswerte, Schulden und Eventualver-
bindlichkeiten werden bei der Erstkonsolidierung mit ihren 
beizulegenden Zeitwerten im Erwerbszeitpunkt bewertet.

Für jeden Unternehmenserwerb entscheidet der Konzern 
auf individueller Basis, ob die nicht beherrschenden Anteile 
am erworbenen Unternehmen zum beizulegenden Zeitwert 
oder anhand des proportionalen Anteils am Nettovermögen 
des erworbenen Unternehmens erfasst werden. Als Good-
will wird der Wert angesetzt, der sich aus dem Überschuss 
der Anschaffungskosten des Erwerbs, dem Betrag der nicht 
beherrschenden Anteile am erworbenen Unternehmen so-
wie dem beizulegenden Zeitwert jeglicher vorher gehalte-

ner Eigenkapitalanteile zum Erwerbsdatum über dem Anteil 
des Konzerns an dem zum beizulegenden Wert bewerteten 
Nettovermögen ergibt. Sind die Anschaffungskosten gerin-
ger als das zum beizulegenden Zeitwert bewertete Netto-
vermögen des erworbenen Tochterunternehmens, wird der 
Unterschiedsbetrag direkt in der Gewinn- und Verlustrech-
nung erfasst.

Die aus der Verrechnung entstehenden aktivischen Unter-
schiedsbeträge aus Unternehmenserwerben vor dem 31. 
März 2004 wurden als Goodwill aktiviert und zunächst 
planmäßig zeitanteilig über ihre geschätzte Nutzungsdauer 
abgeschrieben. Mit Beginn des Geschäftsjahres 2005 wurde 
die planmäßige Abschreibung nach IFRS 3.79 ausgesetzt. 
Planmäßige Abschreibungen auf Geschäfts- oder Firmen-
werte aus diesen Transaktionen sind seither nicht mehr 
vorzunehmen. 
 
Soweit für diese Geschäfts- oder Firmenwerte eine Wert-
minderung nach IAS 36 (impairment only approach) vor-
liegt, werden außerplanmäßige Abschreibungen der Ge-
schäfts- oder Firmenwerte vorgenommen. Dies war in 
Bezug auf den für den portugiesischen Windmarkt gebilde-
ten Firmenwert, der im Geschäftsjahr in voller Höhe abge-
schrieben wurde, der Fall.

Zum Zeitpunkt des Verkaufs von Anteilen an einbezogenen 
Unternehmen oder des Wegfalls der Beherrschungsmög-
lichkeit an diesen Unternehmen scheiden diese aus dem 
Konsolidierungskreis aus. Im Rahmen der Entkonsolidie-
rung werden die auf den Konzern entfallenden anteiligen 
Vermögenswerte und Schulden mit den fortgeführten 
Konzernbuchwerten einschließlich eines bestehenden Ge-
schäfts- oder Firmenwertes eliminiert. Die Differenz zwi-
schen der Summe der Restbuchwerte der abgegangenen 
Wirtschaftsgüter und dem Veräußerungserlös für die An-
teile wird erfolgswirksam in der Gewinn- und Verlustrech-
nung des Konzerns erfasst. Die von Beginn des jeweiligen 
Geschäftsjahres bis zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus 
dem Konsolidierungskreis anfallenden Erträge und Auf-
wendungen sind in der Gewinn- und Verlustrechnung des 
Konzerns ausgewiesen.

Konzerninterne Aufwendungen und Erträge sowie die zwi-
schen konsolidierten Gesellschaften bestehenden Forde-
rungen und Verbindlichkeiten werden gemäß IAS 27 elimi-
niert, ebenso Zwischengewinne.

Bei den ergebniswirksamen Konsolidierungsbuchungen 
werden die ertragsteuerlichen Auswirkungen berücksich-
tigt und latente Steuern in Ansatz gebracht. 

2. Einbezogene Unternehmen 
Eine gesonderte Aufstellung des Anteilsbesitzes des Kon-
zerns im Sinne von § 313 Abs. 2 HGB erfolgt in der Tz. IX. 
Der Konsolidierungskreis umfasst neben der Muttergesell-
schaft Energiekontor AG die dort angeführten weiteren Un-
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     ternehmen. In der gesonderten Aufstellung sind auch et-
waige Befreiungsbeschlüsse nach § 264 Abs. 4 bzw. § 264b 
HGB aufgeführt. 

3. Veränderung im Konsolidierungskreis
3.1. Erstkonsolidierung

Folgende operative Gesellschaften waren im Jahr 2011 
infolge von Neugründung oder der Aufnahme operativer 
Tätigkeiten in den Konsolidierungskreis aufzunehmen (Erst-
konsolidierung). 
Energiekontor BRW Infrastruktur GmbH
Energiekontor BRW Standort GmbH
Energiekontor Windinvest GmbH
Energiekontor Windinvest GmbH & Co. ÜWP KRE KG
Energiekontor Windinvest GmbH & Co. ÜWP SCHLO KG
Energiepark Lunestedt GmbH & Co. WP LUN KG
Energiepark Bramstedt GmbH & Co. WP BRA KG
Energiepark Appeln GmbH & Co. WP APP KG
Energiepark Wittgeeste GmbH & Co. WP WIT KG
Energiepark Flögeln Stüh GmbH & Co. WP FLÖ KG
Energiepark Odisheim GmbH & Co. WP ODI KG
Energiekontor Windinvest GmbH & Co. WP 9 KG
Energiekontor Windinvest GmbH & Co. WP 10 KG
Energiekontor BRW GmbH & Co. Infrastruktur KG
Energiekontor BRW GmbH & Co. Standort KG
Energiekontor UK BP GmbH & Co. WP ER KG

Unterschiedsbeträge aus der Erstkonsolidierung im Rah-
men von Übernahmen ergaben sich nicht, da es sich bei 
den vorstehenden Vorgängen ausschließlich um Neugrün-
dungen handelt.

3.2. Entkonsolidierung
Aufgrund der im Berichtszeitraum erfolgten Veräußerung 
von Tochtergesellschaften bei Windparkbetreibergesell-
schaften einhergehend mit der Fertigstellung des Wind-
parks war für nachfolgende im Fremdbesitz befindliche 
Projektgesellschaften die Entkonsolidierung vorzunehmen.
Energiepark Detmold GmbH & Co. WP DT KG
Energiekontor Ökofonds GmbH & Co. WP Pul KG
Energiepark Jülich II GmbH & Co. WEA JÜ II KG 

Aus der Entkonsolidierung dieser Windparkbetreiberge-
sellschaft resultiert ein Entkonsolidierungsergebnis von 
insgesamt T€ 5, wobei die wesentlichen Konzernergebnis-
beiträge hieraus über die Verbuchung der Errichtungs- und 
sonstigen Erlöse im Zusammenhang mit der Übergabe des 
Windparks erfasst werden. 

3.3 Unternehmenszusammenschlüsse nach
Ablauf der Berichtsperiode

Von der Windparkbetreibergesellschaft Energiekontor Wind-
kraft GmbH & Co. WP KRE KG wurde mit Wirkung zum 1. Ja-
nuar 2012 der komplette Geschäftsbetrieb (Betrieb eines 
Windparks) erworben. Der vorläufige Kaufpreis setzt sich 
zusammen aus einem Betrag in Höhe von T€ 6.405, der in 
Zahlungsmitteln zu entrichten ist, und aus der Übernahme 

von Verbindlichkeiten in Höhe von T€ 82. Es wird davon aus-
gegangen, dass der beizulegende Zeitwert des Windparks 
und der übrigen übernommenen Vermögenswerte dem ver-
einbarten Gesamtkaufpreis entspricht.

Geschäfts- oder Firmenwerte sind branchenüblich mit der 
Transaktion nicht verbunden. Neben den Windenergiean-
lagen werden an aktiven Werten Forderungen in Höhe von 
T€ 562 und Zahlungsmittel in Höhe von T€ 469 übernom-
men. Mit dem Windparkbetrieb verbunden ist die Verpflich-
tung zur Entfernung der Anlagen nach Beendigung der 
Pachtverträge. Die hierfür nach IAS 37 und den in diesem 
Anhang beschriebenen Grundsätzen zu bildende Rückstel-
lung für Abbruchkosten wird ergebnisneutral den Anschaf-
fungskosten des Windparks hinzuaktiviert. Der Grund für 
den Erwerb des Windparks durch die Energiekontor-Gruppe 
liegt in der planmäßigen Erweiterung des Segments Strom-
erzeugung.

Außerdem wurden zum 01.01.2012 die restlichen Anteile 
an der Energiekontor Umwelt GmbH & Co. WP Schlo KG  
erworben, an der auch schon in 2011 eine Beteiligung in 
Höhhe von 39,66 Prozent bestand. Der Kaufpreis für die 
restlichen Anteile beläuft sich auf rund T€ 590.

4. Segmentberichterstattung
Über die Geschäftssegmente wird in einer Art und Weise 
berichtet, die mit der internen Berichterstattung an den 
Hauptentscheidungsträger übereinstimmt. Der Hauptent-
scheidungsträger ist für Entscheidungen über die Allokati-
on von Ressourcen zu den Geschäftssegmenten und für die 
Überprüfung von deren Ertragskraft zuständig. Hauptent-
scheidungsträger sind Vorstand und jeweils die Geschäfts-
führer der betroffenen Tochtergesellschaften.
 

IV. Bilanzierungs- und Bewertungsgrund-
sätze, Währungsumrechnung

Die Abschlüsse der Gesellschaft und der inländischen und 
ausländischen Tochterunternehmen werden grundsätzlich 
nach einheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungsgrund-
sätzen aufgestellt. Dies gilt im Wesentlichen auch für die 
Jahresabschlüsse von assoziierten Unternehmen.

Der von der Energiekontor AG als Muttergesellschaft auf-
gestellte Konzernabschluss 2011 der Energiekontor-Gruppe 
ist nach einheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungs-
grundsätzen aufgestellt. Dabei finden die am Bilanzstichtag 
geltenden Standards des International Accounting Stan-
dards Board (IASB) Anwendung.

1. Gewinn- und Verlustrechnung
Die Gewinn- und Verlustrechnung des Konzerns ist nach 
dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt.
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2. Zuwendungen der öffentlichen Hand
Zuwendungen der öffentlichen Hand werden erfasst, wenn 
eine angemessene Sicherheit dafür besteht, dass die Ge-
sellschaft die damit verbundenen Bedingungen erfüllen 
wird. Zuwendungen der öffentlichen Hand werden plan-
mäßig ergebniswirksam erfasst, und zwar nach IAS 20.29 
in der Gewinn- und Verlustrechnung im Rahmen der sons-
tigen betrieblichen Erträge, zumal in der Regel die damit 
im Zusammenhang stehenden Aufwendungen, die die 
Zuwendungen kompensieren sollen, in vorangegangenen 
Perioden angefallen sind. Erhaltene Zuwendungen für den 
Erwerb von Sachanlagen werden in den sonstigen Verbind-
lichkeiten als abgegrenzte Erträge erfasst. 

3. Realisierung von Umsatzerlösen und
sonstigen Erträgen

Die Umsatzarten und Realisierungsgrundsätze stellen sich 
wie folgt dar.

Umsatzerlöse werden nach Abzug von Umsatzrabatten und 
Skonti sowie umsatzabhängigen Steuern gebucht. Sie gel-
ten als realisiert, wenn die geschuldeten Lieferungen und 
Leistungen erbracht wurden oder die wesentlichen Risiken 
und Chancen übergegangen sind. Darüber hinaus muss die 
Zahlung hinreichend wahrscheinlich sein. 

Umsätze aus langfristiger Auftragsfertigung aus der Errich-
tung von Windparks für Windparkbetreibergesellschaften 
werden aufgrund der bis zur Fertigstellung des Windparks 
vorzunehmenden Konsolidierung dieser Gesellschaften 
(vgl. vorstehende Ausführungen) nicht auf Grundlage des 
IAS 11 (Teilgewinnrealisierung) entsprechend dem Leis-
tungsfortschritt gebucht, sondern erst mit Fertigstellung 
und Übergang der Risiken und Chancen und damit zum 
Entkonsolidierungs- bzw. Fertigstellungszeitpunkt (Com-
pleted-Contract-Method CCM). 

Die Umsätze für die Dienstleistungen im Zusammenhang 
mit dem Verkauf von Windparks (Geschäftsführung in der 
Gründung, Vertrieb und Kapitalbeschaffung, wirtschaftli-
che und rechtliche Planung) werden nach dem CCM-Ver-
fahren (IAS 18, insbes. Par. 20 ff.) mit Leistungserbringung 
realisiert. 

Die Umsätze für den Verkauf von mit eigenen Windparks 
erzeugter Energie werden zum Zeitpunkt der Stromliefe-
rung nach dem CCM-Verfahren (IAS 18, insbes. Par. 14 ff.) 
realisiert.

Die Umsatzerlöse für die Betriebsführung und sonsti-
gen kaufmännischen und technischen Leistungen werden 
ebenfalls nach dem CCM-Verfahren (IAS 18, insbes. Par. 20 
ff.) zum Zeitpunkt der vollständigen Leistungserbringung 
realisiert.

Zinserträge werden zeitanteilig unter Anwendung der Ef-
fektivzinsmethode verbucht. 

Nutzungsentgelte und Lizenzerlöse werden je nach dem 
wirtschaftlichen Gehalt der zugrundeliegenden Verträge 
entweder sofort realisiert oder abgegrenzt und zeitanteilig 
erfasst. 

Dividendenerträge werden zum Zeitpunkt erfasst, in dem 
das Recht auf den Empfang der Zahlung entsteht. Dies ist 
in der Regel der Ausschüttungsbeschluss.

Für alle Umsatzarten gilt, dass aus Konzernsicht eine Um-
satzrealisierung gegenüber Projektgesellschaften (Wind-
parkbetreibergesellschaften im Stadium bis zur Windpark-
fertigstellung) frühestens zum Entkonsolidierungszeitpunkt 
erfolgt, also zu dem Zeitpunkt, zu dem die Anteile an der Ge-
sellschaft veräußert sind und der Windpark fertiggestellt ist.

4. Währungsumrechnung
Jahresabschlüsse ausländischer Tochterunternehmen und 
Beteiligungen, die nicht in Euro berichten, werden entspre-
chend IAS 21 nach der funktionalen Methode in Euro um-
gerechnet. Bilanzposten werden nach IAS 21.39 zum Stich-
tagskurs und alle Aufwands- und Ertragspositionen zum 
jeweiligen Transaktionskurs umgerechnet. Die beschriebe-
nen Umrechnungen erfolgen, entsprechend der Behand-
lung eigener Fremdwährungsgeschäfte, erfolgswirksam 
in die Berichts- und funktionale Währung des Konzerns 
(Euro). Die Umrechnungen sowie Umrechnungsdifferenzen 
werden in der Gewinn- und Verlustrechnung im sonstigen 
Ergebnis (»sonstige betriebliche Erträge« bzw. »sonstige be-
triebliche Aufwendungen«) verbucht. 

5. Geschäfts- oder Firmenwerte 
Geschäfts- und Firmenwerte (Goodwill) werden gemäß 
IFRS 3.79 c, IAS 36 zum Bilanzstichtag auf Wertminderung 
überprüft (Impairment-Test). Eine Überprüfung erfolgt 
auch, wenn Ereignisse oder Umstände (Triggering Events) 
eintreten, die auf eine mögliche Wertminderung hindeuten.
 
Im Vorjahr war für den portugiesischen Windmarkt ein Fir-
menwert im Umfang von T€ 2.350 aktiviert. Vor dem Hin-
tergrund der aktuellen Wirtschafts- und Finanzkrise in Por-
tugal sowie der Unsicherheiten in Bezug auf die zukünftige 
Entwicklung der Förderung der erneuerbaren Energien in 
Portugal wurde der Firmenwert im Geschäftsjahr vollstän-
dig abgeschrieben.

6. Sonstige immaterielle Vermögenswerte 
Sonstige immaterielle Vermögenswerte umfassen die im Kon-
zern genutzte Software. Das Unternehmen schreibt immate-
rielle Vermögenswerte mit einer begrenzten Nutzungsdauer 
linear über die voraussichtliche Nutzungsdauer auf den ge-
schätzten Restbuchwert ab. Die voraussichtliche Nutzungs-
dauer für Software beträgt in der Regel drei bis fünf Jahre.
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     7. Sachanlagen 
Sachanlagen werden zu den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten abzüglich der kumulierten planmäßigen Ab-
schreibungen und Wertminderungen bewertet. Die dem 
Segment »Stromerzeugung« zuzurechnenden konzernei-
genen Grundstücke sind keine als Finanzinvestition ge-
haltene Immobilien (investment properties) im Sinne des 
IAS 40, sondern dienen ausschließlich eigenbetrieblichen 
Zwecken (Betrieb von Windparks). Die Anschaffungs- und 
Herstellungskosten der Sachanlagen umfassen ggf. auch 
die zukünftig zu erwartenden geschätzten Abbruchkosten, 
wobei etwaige künftig bei Abbruch zu erwartende Veräuße-
rungserlöse nicht saldiert werden. Falls Änderungen des ak-
tuellen auf dem Markt basierenden Abzinsungssatzes ein-
schließlich Änderungen des Zinseffekts und für die Schuld 
spezifischer Risiken zur Anpassung der für den Abbruch zu 
bildenden Rückstellungen führen, so sind solche Änderun-
gen in der laufenden Periode den Anschaffungskosten der 
Windparks hinzuzufügen oder davon abzuziehen, letzteres 
jedoch maximal in Höhe des Buchwertes des jeweiligen Ver-
mögenswertes (darüber ggf. hinausgehende Rückstellungs-
minderungen sind nach ggf. erfolgswirksam zu erfassen). 

Im Zeitpunkt einer etwaigen erforderlichen Erhöhung der 
Werte der Sachanlagen in Folge der Erhöhung der Abbruch-
kostenrückstellungen werden die Buchwerte der Sachan-
lagen durch Schätzung des fair value auf Wertminderung 
überprüft. Etwaige sich hieraus ergebende Wertminderun-
gen werden aufwandswirksam erfasst.

Bei Anschaffungen in Fremdwährung beeinflussen nach-
trägliche Kursänderungen nicht den Bilanzansatz zu ur-
sprünglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Nach-
trägliche Anschaffungs- und Herstellungskosten werden nur 
dann aktiviert, wenn es wahrscheinlich ist, dass daraus dem 
Konzern zukünftig ein wirtschaftlicher Nutzen entstehen 
wird und die Kosten des Vermögenswerts zuverlässig ermit-
telt werden können. 

Bei selbsterstellten Sachanlagen (Windparks), die als lang-
fristige Vermögenswerte (Qualifying Long-term Assets) 
qualifizieren, werden die Herstellungskosten anhand der 
direkt zurechenbaren Einzelkosten sowie angemessener 
Gemeinkosten ermittelt. In den Herstellkosten für die kon-
zerneigenen Windparks werden Fremdkapitalkosten nur für 
im Jahr  2009 erstmals begonnene Projekte aktiviert. 

Da zu Beginn der Planungs- und auch Bauphase bei Wind-
parks in der Regel noch nicht absehbar ist, ob ein Windpark 
im Konzernbestand verbleiben oder verkauft werden soll, 
werden zunächst die gesamten projektbezogenen Herstell-
kosten aller Windparkprojekte im Wareneinsatz erfasst und 
zum Jahresende bei Vorliegen der erforderlichen Voraus-
setzungen im Rahmen der Bestandserfassung als Vorräte 
(unfertige Erzeugnisse und Leistungen) einheitlich akti-
viert. Insoweit erfolgt vor der Fertigstellung in der Regel 
keine Aktivierung von »Anlagen im Bau«. Zum Zeitpunkt 

der Fertigstellung werden dann in den Fällen, in denen 
final feststeht, dass ein Windpark in den konzerneigenen 
Bestand überführt werden soll, die projektbezogenen und 
noch nicht aufwandswirksamen Kosten aus den Beständen 
gewinnmindernd ausgebucht (»Bestandsveränderungen 
unfertige Erzeugnisse und Leistungen«). In Höhe dieser 
Kosten zuzüglich der weiteren ggf. bis zur Fertigstellung 
noch anfallenden gewinnmindernden Kosten erfolgt die 
Aktivierung ins Sachanlagevermögen durch korrespondie-
rende gewinnerhöhende Einbuchung (»Umgliederung ferti-
ge Windparks ins Anlagevermögen«).
 
Bei öffentlichen Zuschüssen bzw. Subventionen für die 
Anschaffung oder Herstellung von Vermögenswerten (In-
vestitionszuschüsse) werden die Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten um den Betrag der Zuschüsse gekürzt. 
Ertragszuschüsse, denen keine zukünftigen Aufwendungen 
mehr gegenüberstehen, werden erfolgswirksam erfasst und 
unter den sonstigen betrieblichen Erträgen ausgewiesen. 
Die Vermögenswerte werden über die jeweils geschätzte 
Restnutzungsdauer abgeschrieben. Das Unternehmen wen-
det die lineare Abschreibungsmethode an. 

Die verwendeten Nutzungsdauern und Abschreibungsme-
thoden werden in jeder Periode überprüft und erforderli-
chenfalls angepasst. 

Im Einzelnen liegen den Wertansätzen für die laufende 
lineare Abschreibung folgende angenommene Nutzungs-
dauern zugrunde:
Technische Anlagen und Maschinen (Windparks)   
bis zu 20 Jahre
Betriebs- und Geschäftsausstattung in der Regel   
3 bis 13 Jahre

8. Wertminderungen auf Sachanlagen und
sonstige immaterielle Vermögenswerte

Alle in der Bilanz ausgewiesenen Vermögenswerte werden 
zum Bilanzstichtag auf Wertminderung überprüft (Impair-
ment-Test). Eine Überprüfung erfolgt auch, wenn Ereignisse 
oder Umstände (Triggering Events) eintreten, die auf eine 
mögliche Wertminderung hindeuten. Die Überprüfung auf 
Wertminderungsbedarf erfolgt auf der Ebene zahlungsmit-
telgenerierender Einheiten (Cash Generating Units). Auf 
den Buchwert von Sachanlagen und sonstigen immateri-
ellen Vermögenswerten werden neben den laufenden Ab-
schreibungen erforderlichenfalls Abschreibungen wegen 
Wertminderungen vorgenommen, wenn infolge veränder-
ter Umstände eine voraussichtlich dauerhafte Wertminde-
rung gegeben ist. Die Werthaltigkeit wird durch Vergleich 
des Buchwerts der jeweiligen Vermögenswerte mit dem er-
zielbaren Betrag bestimmt. Der erzielbare Betrag entspricht 
dem höheren Betrag aus dem Nutzungswert des Vermö-
genswerts und dem beizulegenden Zeitwert abzüglich der 
Verkaufskosten. Wird demgemäß eine Abschreibung wegen 
Wertminderung für solche Vermögenswerte erforderlich, 
entspricht diese dem Differenzbetrag zwischen dem Buch-
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wert und dem niedrigeren erzielbaren Betrag. Kann der 
beizulegende Zeitwert nicht bestimmt werden, entspricht 
der erzielbare Betrag dem Nutzungswert des Vermögens-
werts. Dieser Nutzungswert ist der sich durch Abzinsung 
seiner geschätzten zukünftigen Zahlungsströme ergebende 
Betrag. 

Sobald Hinweise vorliegen, dass die Gründe für die vor-
genommenen Abschreibungen wegen Wertminderungen 
nicht länger existieren, wird die Notwendigkeit einer voll-
ständigen oder teilweisen Wertaufholung überprüft. Eine 
als Ertrag in der Gewinn- und Verlustrechnung zu erfas-
sende ergebniswirksame Wertaufholung in Form einer Wer-
terhöhung oder Verringerung einer Wertminderung erfolgt 
jedoch nur so weit, wie der Buchwert nicht überschritten 
wird, der sich unter Berücksichtigung  der regulären Ab-
schreibungseffekte ergeben hätte, wenn in den vorange-
gangenen Jahren keine Wertminderung vorgenommen 
worden wäre.

Wertminderungen bei den Sachanlagen und sonstigen im-
materiellen Vermögenswerten werden in der Gewinn- und 
Verlustrechnung unter »Abschreibungen« ausgewiesen.

9. Beteiligungen an verbundenen Unternehmen
Anteile an verbundenen Unternehmen werden nach IAS 27 
grundsätzlich in die Vollkonsolidierung einbezogen. Diese 
Einbeziehung in die Konzernbilanzierung erfolgt mit Rück-
wirkung zum Erwerbszeitpunkt. 

10. Beteiligungen an assoziierten Unternehmen
Anteile an assoziierten Unternehmen, auf welche die Mut-
tergesellschaft direkt oder indirekt einen wesentlichen 
Einfluss ausübt, werden at equity bilanziert und im Kon-
zernabschluss unter den langfristigen Vermögenswerten 
gesondert ausgewiesen. Dies gilt für Anteile an Kapitalge-
sellschaften und betrifft in analoger Anwendung des IAS 32 
nicht Anteile an Kommanditgesellschaften. Diese werden 
als Finanzinstrumente unter »Forderungen gegen assoziier-
te Unternehmen« ausgewiesen.

11. Finanzinstrumente
11.1. Begriff der Finanzinstrumente

Finanzinstrumente sind alle Verträge, die dazu führen, einen 
finanziellen Vermögenswert und eine finanzielle Verbind-
lichkeit der Gesellschaft oder ein Eigenkapitalinstrument 
bei einer anderen Gesellschaft zu erfassen. Die finanziellen 
Vermögenswerte des Unternehmens beinhalten im Wesent-
lichen Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente, zur 
Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte, For-
derungen aus Lieferungen und Leistungen, Forderungen 
gegen assoziierte Unternehmen und sonstige Forderungen 
wie Darlehen. 

Die finanziellen Verbindlichkeiten des Unternehmens um-
fassen vor allem Anleihen, Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten, sonstige Finanzschulden, Verbindlichkei-

ten aus Lieferungen und Leistungen und sonstige übrige 
Verbindlichkeiten, wozu auch die gemäß IAS 32 als Fremd-
kapital zu qualifizierenden Kommanditanteile Konzern-
fremder gehören, sowie erfolgsneutral verbuchte derivative 
Finanzinstrumente (Zinsswaps) mit negativem Marktwert.

11.2. Bilanzielle Behandlung der Finanzinstrumente
Finanzinstrumente werden in der Bilanz erfasst, sobald das 
Unternehmen Vertragspartei eines Finanzinstruments wird. 
Marktübliche Käufe oder Verkäufe finanzieller Vermögens-
werte, d. h. Käufe oder Verkäufe, bei denen die Lieferung 
des Vermögenswerts innerhalb des für den jeweiligen Han-
delsplatz vorgeschriebenen oder durch Konventionen fest-
gelegten Zeitrahmens erfolgen muss, werden zum Handels-
tag bilanziert. 

Finanzielle Vermögenswerte werden ausgebucht, wenn die 
Ansprüche des Konzerns bezüglich der Zahlungsströme aus 
dem Finanzinstrument auslaufen oder wenn eine Übertra-
gung des Finanzinstruments an eine andere Partei unter 
Einschluss der Kontrolle bzw. aller wesentlichen Risiken und 
Nutzen vorgenommen wurde. Finanzielle Verbindlichkeiten 
werden ausgebucht, wenn die im Vertrag spezifizierten Ver-
pflichtungen des Konzerns auslaufen oder erlassen bzw. 
gekündigt werden. 

Der erstmalige Ansatz von Finanzinstrumenten erfolgt zum 
Marktwert, der dem beizulegenden Zeitwert entspricht. 

Die Folgebewertung finanzieller Vermögenswerte und Ver-
bindlichkeiten erfolgt entsprechend der Kategorie, der sie 
zugeordnet sind (den Zahlungsmitteln und Zahlungsmit-
teläquivalenten, den zur Veräußerung verfügbaren finan-
ziellen Vermögenswerten, den Forderungen aus Lieferun gen 
und Leistungen, den sonstigen Forderungen, den Verbind-
lichkeiten aus Anleihen, den Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten, den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen, den sonstigen Finanzschulden, den sonstigen 
übrigen Verbindlichkeiten und den derivativen finanziellen 
Verbindlichkeiten). 
 
Bis zur Endfälligkeit gehaltene Finanzinvestitionen bilanziert 
das Unternehmen nicht. Bis zur Endfälligkeit gehaltene Fi-
nanzinvestitionen sind nicht derivative finanzielle Vermö-
genswerte mit festen oder bestimmbaren Zahlungen sowie 
einer festen Laufzeit, bei denen sowohl beabsichtigt als auch 
wirtschaftlich mit hinreichender Verlässlichkeit zu erwarten 
ist, dass diese bis zur Endfälligkeit gehalten werden. 

Soweit bei finanziellen Vermögenswerten, die nicht erfolgs-
wirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet werden, die 
fortgeführten Anschaffungskosten zum Ansatz kommen, 
werden die Buchwerte zu jedem Abschlussstichtag daraufhin 
überprüft, inwiefern substanzielle Hinweise auf eine Wert-
minderung hindeuten. Es kommt der Betrag zum Ansatz, 
mit dem ein finanzieller Vermögenswert oder eine finanzi-
elle Schuld bei erstmaliger Erfassung unter Einbeziehung der 
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     nicht ergebniswirksamen Transaktionskosten bewertet wur-
de, abzüglich zwischenzeitlicher Tilgung und außerplanmäßi-
ger Abschreibungen für Wertminderungen oder Uneinbring-
lichkeit. Bei kurzfristigen Forderungen und Verbindlichkeiten 
sind die fortgeführten Anschaffungskosten grundsätzlich mit 
dem Nennbetrag bzw. dem Rückzahlungsbetrag identisch. 
Für erwartete Ausfallrisiken werden Einzelwertberichtigun-
gen vorgenommen. Diese werden zur Minderung der Brut-
toforderung angesetzt, wenn konkrete Sachverhalte bekannt 
werden, die darauf hindeuten, dass ein Schuldner seinen 
finanziellen Verpflichtungen nicht in ausreichendem Maße 
nachkommen kann. Die Beurteilung der Angemessenheit der 
Wertberichtigung auf Forderungen obliegt dem dezentralen 
Inkassomanagement und basiert unter anderem auf der Fäl-
ligkeitsstruktur der Forderungssalden, auf Erfahrungswerten 
aus bereits ausgebuchten Forderungen, der Kundenbonität 
sowie Auffälligkeiten bei einem veränderten Zahlungsver-
halten, auf Anzeichen für finanzielle Schwierigkeiten des 
Schuldners, die ein nachhaltiges oder signifikantes Absinken 
des beizulegenden Zeitwerts des finanziellen Vermögens-
werts unter die fortgeführten Anschaffungskosten messbar 
machen, auf etwaigen Zugeständnissen an den Kreditneh-
mer aufgrund wirtschaftlicher oder rechtlicher Gründe, die 
im Zusammenhang mit dessen finanziellen Schwierigkeiten 
stehen, oder allgemein auf der Feststellung des Wegfalls ei-
nes aktiven Marktes für den finanziellen Vermögenswert. 
 
Die Höhe einer Wertminderung bestimmt sich aus der Dif-
ferenz zwischen dem Buchwert des Vermögenswertes und 
den zur Barwertermittlung mit dem ursprünglichen Effek-
tivzinssatz des finanziellen Vermögenswertes abgezinsten 
erwarteten künftigen Cashflows, die ergebniswirksam er-
fasst wird.  Verringert sich die Höhe der Wertberichtigung 
in einer der folgenden Berichtsperioden und kann der zu-
grunde liegende Sachverhalt objektiv auf einen nach der 
Erfassung der Wertminderung eingetretenen Tatbestand 
zurückgeführt werden, so wird die zuvor erfasste Wertbe-
richtigung ergebniswirksam rückgängig gemacht. 

Wertminderungen bezüglich Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen sowie eines Teils der sonstigen Vermögens-
werte werden mittels Wertberichtigungskonten fortge-
schrieben.

Die Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente um-
fassen alle liquiditätsnahen Vermögenswerte, die zum Zeit-
punkt der Anschaffung bzw. der Anlage eine Restlaufzeit 
von weniger als drei Monaten haben. Zahlungsmittel und 
Zahlungsmitteläquivalente bewertet Energiekontor zu An-
schaffungskosten.

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sowie sons-
tige Forderungen bewertet Energiekontor zu fortgeführten 
Anschaffungskosten abzüglich etwaiger Wertminderungen. 
Unverzinsliche oder niedrig verzinsliche Forderungen mit 
Laufzeiten von über einem Jahr werden abgezinst. 

Die Wertpapiere, die sich aus den Bundesobligationen so-
wie den Forderungen gegenüber assoziierten Unternehmen 
(Kommanditbeteiligungen) zusammensetzen, werden als »zur 
Veräußerung verfügbare« finanzielle Vermögenswerte klas-
sifiziert (Sonstige originäre finanzielle Vermögenswerte 
der Kategorie »zur Veräußerung verfügbar«). Energiekon-
tor bilanziert sie zum beizulegenden Zeitwert, sofern dieser 
verlässlich ermittelbar ist. Unrealisierte Kursgewinne weist 
Energiekontor nach Berücksichtigung von latenten Steuern 
in den sonstigen Bestandteilen des Eigenkapitals (Fair-Va-
lue-Bewertung) aus. Die Auflösung dieser Rücklage erfolgt 
bei Abgang des Vermögenswertes. Fallen die beizulegenden 
Zeitwerte von zur Veräußerung verfügbaren finanziellen Ver-
mögenswerten unter die Anschaffungskosten und liegen ob-
jektive Hinweise vor, dass der Vermögenswert wertgemindert 
ist, erfasst Energiekontor den Verlust und berücksichtigt ihn 
in der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung. 
 
Bei seiner Einschätzung der möglichen Wertminderungen 
bezieht das Unternehmen alle verfügbaren Informatio-
nen ein, wie zum Beispiel die Marktbedingungen und die 
Marktpreise, anlagespezifische Faktoren sowie Dauer und 
Ausmaß des Wertrückgangs unter die Anschaffungskosten. 
Wertaufholungen werden dann erfolgswirksam vorgenom-
men, wenn nach der aufwandswirksamen Erfassung einer 
Wertminderung zu einem späteren Bewertungszeitpunkt 
Ereignisse eintreten, die zu einem objektiven Anstieg des 
beizulegenden Zeitwerts führen. Zinsen aus finanziellen 
Vermögenswerten, die als zur Veräußerung verfügbar desi-
gniert sind, werden unter Anwendung der Effektivzinsme-
thode als Zinserträge erfolgswirksam berücksichtigt.

Energiekontor bewertet die Verbindlichkeiten aus Anlei-
hen sowie die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditins-
tituten mit Ausnahme der derivativen Finanzinstrumente 
unter Anwendung der Effektivzinsmethode zu den fortge-
führten Anschaffungskosten. 

Finanzielle Verbindlichkeiten begründen regelmäßig einen 
Rückgabeanspruch in Zahlungsmitteln oder einem ande-
ren finanziellen Vermögenswert an eine andere Partei. Zu 
den finanziellen Verbindlichkeiten, die zu fortgeführten 
Anschaffungskosten bewertet werden, gehören vor allem 
sonstige Finanzschulden, Verbindlichkeiten aus Liefe-
rungen und Leistungen und Teile der sonstigen übrigen 
Verbindlichkeiten. Diese finanziellen Verbindlichkeiten 
werden nach der erstmaligen Erfassung unter Anwendung 
der Effektivzinsmethode zu fortgeführten Anschaffungs-
kosten bewertet. Zinserträge aus der Auf- und Abzinsung 
von Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen wer-
den im Zinsergebnis ausgewiesen. 

Derivative Finanzinstrumente wie Zinsswaps bilanziert Ener-
giekontor zum Marktwert. Derivate mit positivem beizulegen-
dem Zeitwert werden als finanzielle Vermögenswerte und De-
rivate mit negativem beizulegendem Zeitwert als finanzielle 
Verbindlichkeiten ausgewiesen. Derivative Instrumente, die 
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nicht als Sicherungsinstrumente vorgesehen sind und für die 
kein Hedge Accounting angewendet wird, liegen nicht vor. 

 Cashflow-Hedges dienen der Absicherung von zukünftigen 
Zahlungsströmen, die im Zusammenhang mit einem bilan-
zierten Vermögenswert, einer bilanzierten Verbindlichkeit 
oder einem hochwahrscheinlichen zukünftigen Zahlungs-
strom stehen. 

Den effektiven Teil der Marktwertänderungen derivativer 
Instrumente, die als Cashflow-Hedges bestimmt sind (Zins- 
und Währungsswaps), erfasst Energiekontor nach Berück-
sichtigung von latenten Steuern in den sonstigen Bestand-
teilen des Eigenkapitals (Fair-Value-Bewertung). 

Es werden nur Cashflow-Hedges bilanziert, die die strengen 
Anforderungen des IAS 39 hinsichtlich Hedge Accounting 
erfüllen. Sofern die Kriterien für eine Sicherungsbezie-
hung erfüllt sind, werden die Bezeichnung des eingesetz-
ten Finanzinstruments, das zugehörige Grundgeschäft, das 
abgesicherte Risiko und die Einschätzung des Grads der 
Wirksamkeit der eingesetzten Sicherungsinstrumente do-
kumentiert. Um die Wirksamkeit der Sicherungsbeziehung 
hinsichtlich der Kompensation der Risiken aus Änderungen 
der Zahlungsströme in Bezug auf das abgesicherte Risiko 
beurteilen zu können, wird diese zum Abschlussstichtag auf 
ihre Effektivität untersucht. 

Wenn die Sicherungsbeziehung als ineffektiv eingestuft 
wird bzw. die Kriterien für die Bilanzierung von Sicherungs-
beziehungen nicht mehr erfüllt werden, so wird die Rück-
lage umgehend aufgelöst, in der Regel erfolgswirksam. Auf 
die weiteren Ausführungen in den Erläuterungen zur Bilanz 
und den Bilanzpositionen, die eine Aufstellung der Kate-
gorisierung der Finanzinstrumente bei der Energiekontor-
Gruppe enthalten (Tz. VI.2), wird verwiesen.
 

12. Besteuerung
12.1. Laufende Steuern

Der laufende Steueraufwand wird auf Basis des zu versteuern-
den Einkommens für das Jahr ermittelt. Das zu versteuernde 
Einkommen weicht vom Jahresüberschuss aus der Gewinn- 
und Verlustrechnung ab, da es Aufwendungen und Erträge 
ausschließt, die nicht steuerpflichtig bzw. steuerlich abzugs-
fähig sind. Die Verbindlichkeit des Konzerns für den laufenden 
Steueraufwand wurde auf Grundlage der in den jeweiligen 
Nationen, in denen der Konzern Tochtergesellschaften und 
Betriebsstätten unterhält, geltenden bzw. aus Sicht des Bi-
lanzstichtages in Kürze geltenden Steuersätze berechnet.

12.2. Latente Steuern
Latente Steuern resultieren aus unterschiedlichen Wert-
ansätzen in den IFRS- und Steuerbilanzen der Konzernun-
ternehmen sowie aus Konsolidierungsmaßnahmen, soweit 
sich diese Unterschiede im Zeitablauf wieder ausgleichen. 
Das Unternehmen wendet IAS 12 (Income Taxes) an. Nach 
der darin enthaltenen Verbindlichkeitsmethode (Liability 

Method) werden aktive und passive latente Steuern mit 
der zukünftigen Steuerwirkung angesetzt, die sich aus 
den Unterschieden zwischen IFRS-Bilanzierung und je-
weils landesspezifischer steuerrechtlicher Bilanzierung von 
Aktiv- und Passivposten ergeben. Die Auswirkungen von 
Steuersatzänderungen auf die latenten Steuern werden 
erfolgswirksam in dem Berichtszeitraum erfasst, in dem 
das der Steuersatzänderung zugrunde liegende Gesetzge-
bungsverfahren weitgehend abgeschlossen ist. 

Darüber hinaus werden für Verlustvorträge latente Steuer-
abgrenzungen dann und insoweit vorgenommen, als ihre 
Nutzung in absehbarer Zukunft wahrscheinlich ist. 

Für die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit der Realisierbar-
keit solcher Steueransprüche sind regelmäßig zu aktualisie-
rende Steuerplanungsrechnungen durchzuführen. Außer-
dem sind die jeweils nationalen wie auch auf dem Gebiet 
der EU nach der laufenden Rechtsprechung des EuGH an-
zuwendenden Steuerregelungen einzubeziehen. 

Latente Steuerabgrenzungen werden nach Steueransprü-
chen (aktive latente Abgrenzungen) und Steuerschulden 
(passive latente Abgrenzungen) unterschieden. In der durch 
das Unternehmen vorgenommenen Gliederung der Bilanz 
nach Fristigkeitsaspekten gelten latente Steuern grundsätz-
lich als langfristig. Eine Saldierungsmöglichkeit von aktiven 
und passiven Steuerlatenzbeträgen besteht ausnahmswei-
se dann, wenn und soweit ein einklagbares Recht besteht 
bzw. im Falle des Vorliegens tatsächlicher Ansprüche und 
Schulden bestünde, diese Steuerschulden aufzurechnen 
und wenn und soweit die latenten Steuern sich auf dassel-
be Steuersubjekt und dieselbe Steuerbehörde beziehen. Von 
dieser Saldierungsmöglichkeit machte das Unternehmen 
auch im Berichtszeitraum Gebrauch. 

13. Vorräte
Vorräte sind zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bei 
Anwendung der Durchschnittsmethode zuzüglich direkt 
zurechenbarer Nebenkosten (IAS 2) angesetzt. Finanzie-
rungskosten auf die Vorräte werden nach Maßgabe des IAS 
23 aktiviert, soweit sie auf nach dem 31. Dezember 2008 
erstmals aktivierungsfähige Vorratsbestände entfallen.

Wertberichtigungen auf Vorräte werden vorgenommen, 
wenn der realisierbare Nettoveräußerungswert unter den 
bilanzierten Anschaffungs- oder Herstellungskosten liegt. 

14. Forderungen aus langfristiger
Auftragsfertigung

Aufgrund der Konsolidierungspraxis, wonach Windpark-
betreibergesellschaften, für die Windparks errichtet wer-
den, nicht bereits mit Vertrieb der Kommanditanteile (Ge-
sellschafterwechsel), sondern erst mit Fertigstellung des 
Windparks entkonsolidiert werden, hat IAS 11 (Cost-to-
complete-Verfahren) für die Konzernbilanzierung faktisch 
keine Bedeutung. 
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     15. Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente umfassen den 
Bargeldbestand, Bankguthaben und alle liquiditätsnahen Ver-
mögenswerte, die zum Zeitpunkt der Anschaffung bzw. der 
Anlage eine Restlaufzeit von weniger als drei Monaten haben. 
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente werden zu 
fortgeführten Anschaffungskosten bewertet.

16. Minderheitenanteile 
Anteile von Minderheiten bzw. konzernfremden Gesellschaf-
tern sind nach den IFRS in der Regel  innerhalb des Eigenka-
pitals in einer gesonderten Position getrennt auszuweisen. 

Da es sich jedoch bei den Tochtergesellschaften, an denen 
diese Minderheitenanteile bestehen, um Kommanditgesell-
schaften handelt, führt die Anwendung des IAS 32 zu ei-
nem vom deutschen Handelsrecht abweichenden Ausweis 
dieses wirtschaftlichen Eigenkapitals. 

Nach den dahingehend geltenden IFRS gilt dieses Komman-
ditkapital der Minderheiten als Fremdkapital. Bei den Tochter-
gesellschaften, an denen Minderheiten beteiligt sind, handelt 
es sich ausschließlich um Kommanditgesellschaften. Nach IAS 
32, der in der im Rahmen des »Amendments Project« in 2003 
überarbeiteten Fassung für Geschäftsjahre, die nach dem 
1. Januar 2005 begonnen haben, anzuwenden ist, sind die 
Kündigungsmöglichkeiten der Kommanditisten ein entschei-
dendes Kriterium für die Abgrenzung von Eigenkapital und 
Fremdkapital. Finanzinstrumente, die dem Inhaber (hier: dem 
Kommanditisten) das Recht zur Kündigung gewähren und da-
mit die Gesellschaft im Kündigungsfall verpflichten, flüssige 
Mittel oder andere finanzielle Vermögenswerte zu übertragen, 
stellen demnach entgegen der in Deutschland unbestrittenen 
wirtschaftlichen Substanz als Eigenkapital aus Sicht der IFRS 
eine finanzielle Verbindlichkeit und damit Fremdkapital dar. In 
vorliegendem Fall ist aufgrund der bestehenden Kündigungs-
rechte der Kommanditisten der Tochtergesellschaften das mit 
dem Gesamtbetrag der Minderheitenanteile laut Bilanz korre-
spondierende »Nettovermögen der Kommanditisten« folglich 
nach IAS 32 nicht im Eigen-, sondern zum Barwert im Fremd-
kapital zu erfassen. Die Bewertung dieses Postens erfolgt zum 
nach den IFRS ermittelten Barwert des »Nettovermögens der 
Kommanditisten«. Korrespondierend sind die auf die Kom-
manditisten entfallenden Ergebnisanteile als Finanzierungs-
aufwand bzw. -ertrag zu erfassen. 

17. Rückstellungen 
Für rechtliche oder faktische Verpflichtungen werden Rück-
stellungen in der Bilanz angesetzt, wenn das Unternehmen 
aus einem Ereignis in der Vergangenheit eine gegenwärtige 
rechtliche oder faktische Verpflichtung hat und es wahr-
scheinlich ist, dass wirtschaftliche Ressourcen abfließen, 
um diese Verpflichtung zu erfüllen. Dabei ist eine Abzin-
sung immer dann vorzunehmen, wenn der Abzinsungs-
effekt wesentlich ist. Der Wertansatz der Rückstellungen 
berücksichtigt diejenigen Beträge, die erforderlich sind, um 
zukünftige Zahlungsverpflichtungen, erkennbare Risiken 

und ungewisse Verpflichtungen des Konzerns abzudecken. 
Drohverlustrückstellungen bewertet das Unternehmen mit 
dem niedrigeren Betrag aus den zu erwartenden Kosten bei 
Erfüllung des Vertrags und den zu erwartenden Kosten bei 
Beendigung des Vertrags. 
Zuführungen zu den Rückstellungen werden grundsätzlich 
erfolgswirksam berücksichtigt, mit Ausnahme von Rück-
stellungsbildungen im Zusammenhang mit Abbruch- und 
Rekultivierungskosten. In diesen Fällen ist der Buchwert des 
dazugehörigen Sachanlagevermögens um den Barwert der 
rechtlichen Verpflichtungen aus dem Abbruch zu erhöhen. 
Die Berechnungsgrundlagen für die Barwertberechnung der 
Rückstellungen bestehen aus der Laufzeit bis zum voraus-
sichtlichen Abbruch, aus den heute zu erwartenden anla-
genspezifischen Abbruchkosten, die für die Anwendung der 
Nominalzinsrechnung (Kaufkraftäquivalenz) auf die voraus-
sichtlichen Abbruchkosten unter Einrechnung einer voraus-
sichtlichen Inflationsrate von p.a. zwei Prozent hochgerech-
net werden, sowie aus dem jeweiligen auf die Restlaufzeit 
bezogenen Diskontierungszinssatz. Aus der regelmäßig er-
folgten Einholung von Gutachten für die voraussichtlich zum 
Zeitpunkt des Abbaus der Windenergieanlagen zu erwarten-
den Abbruchkosten ergaben sich im Geschäftsjahr deutliche 
Erhöhungen gegenüber den bisher veranschlagten Kosten. 
Zu erwartende Verwertungserlöse  werden bei der Rückstel-
lungsbemessung nicht berücksichtigt, auch wenn ihre Reali-
sierung aus heutiger Sicht wahrscheinlich und die dabei er-
zielten Erlöse im Schätzungswege gleichermaßen bezifferbar 
wie die Kosten für den Abbruch der Anlagen sind. Für alle 
Windparks ergaben sich durch die aktuelle Prognose Erhö-
hungen der Rückstellungen von T€ 258.

Die Erfassung der Rückstellungen erfolgt grundsätzlich im 
Erstjahr der Rückstellungsbildung gewinnneutral im Wege 
eines bilanziellen Aktiv-Passiv-Tauschs. Der zusätzlich akti-
vierte Betrag wird über die Restnutzungsdauer der Sachan-
lagegegenstände (IAS 16) abgeschrieben. 

Die sich gegenüber dem Vorjahr aufgrund der Anwendung 
der Diskontierungssätze der Bundesbank ergebenden Un-
terschiede bei der Rückstellungsberechnung werden ge-
winnneutral mit den Anschaffungs-/Herstellungskosten 
der Windparks verrechnet  und betragen im Geschäftsjahr 
insgesamt (Erhöhung) T€ 33 (Vorjahr T€ 75).

Einen bei der Erfüllung der Verpflichtung entstehenden po-
sitiven oder negativen Differenzbetrag zum Buchwert er-
fasst das Unternehmen erfolgswirksam. Die jährlichen Auf-
zinsungsbeträge zur Barwertanpassung der Rückstellungen 
werden ergebniswirksam im Finanzierungsaufwand verbucht.

Die Steuer- und sonstigen Rückstellungen sind nach ver-
nünftiger kaufmännischer Beurteilung bemessen. Es wer-
den alle Informationen berücksichtigt, die bis zum Tag der 
Bilanzaufstellung bekannt werden. 
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18. Verbindlichkeiten 
Finanzielle Verbindlichkeiten, mit Ausnahme der derivativen 
Finanzinstrumente, werden unter Anwendung der Effek-
tivzinsmethode zu den fortgeführten Anschaffungskosten 
bewertet. Ein etwaiger Unterschiedsbetrag zwischen ausbe-
zahltem und bei Endfälligkeit rückzahlbarem Betrag (Disagio, 
Darlehensabgeld) wird amortisiert, indem zunächst der Ver-
einnahmungsbetrag angesetzt und dann sukzessive durch 
kontinuierliche Aufzinsung bis zum finalen Rückzahlungs-
betrag fortgeschrieben wird. Forderungen und Verbindlich-
keiten in Fremdwährung werden zu Stichtagskursen umge-
rechnet. Bankverbindlichkeiten in Fremdwährung werden 
mit dem Geldkurs am Bilanzstichtag umgerechnet. Eventual-
verbindlichkeiten sind nicht bilanziert, sondern im Konzern-
anhang unter »Sonstige Angaben« (Teil VIII.) ausgewiesen.
 

19. Bedeutende bilanzielle Ermessensspielräume 
und Hauptquellen von Schätzungen
19.1. Notwendigkeit von Schätzungen

Bei der Anwendung der dargestellten Konzernbilanzie-
rungsrichtlinien muss die Geschäftsführung in Bezug auf 
die Buchwerte von Vermögenswerten und Schulden, die 
nicht ohne Weiteres aus anderen Quellen ermittelt werden 
können, Sachverhalte beurteilen, Schätzungen anstellen 
und Annahmen treffen. Die Schätzungen und die ihnen zu-
grunde liegenden Annahmen resultierten aus Erfahrungen 
der Vergangenheit sowie weiteren als relevant erachteten 
Faktoren. Die tatsächlichen Werte können von den Schät-
zungen abweichen.

Die den Schätzungen zugrunde liegenden Annahmen un-
terliegen einer regelmäßigen Überprüfung. Schätzungs-
änderungen, die nur eine Periode betreffen, werden nur 
in dieser berücksichtigt. Schätzungsänderungen, die die 
aktuelle sowie die folgenden Berichtsperioden betreffen, 
werden entsprechend in dieser und den folgenden Perioden 
beachtet.

19.2. Hauptquellen von Schätzungsunsicherheiten
Im Folgenden werden die wichtigsten zukunftsbezogenen 
Annahmen sowie die sonstigen wesentlichen Quellen von 
Schätzungsunsicherheiten am Bilanzstichtag angegeben, 
durch die ein beträchtliches Risiko entstehen kann, so-
dass innerhalb des nächsten Geschäftsjahrs eine wesent-
liche Anpassung der ausgewiesenen Vermögenswerte und 
Schulden erforderlich wird.

19.2.1. Werthaltigkeit der technischen
Anlagen (Windparks)

In der Konzernbilanz zum 31. Dezember 2011 sind die kon-
zerneigenen Windparks in Höhe von insgesamt T€ 84.013 
(Vorjahr T€ 87.204) aktiviert. Für die Bestimmung etwaiger 
Wertminderungen dieser Sachanlagen im Rahmen der re-
gelmäßigen Impairment-Tests ist es erforderlich, die Nut-
zungswerte der Zahlungsmittel generierenden Einheiten, 
zu denen die jeweiligen Windparks gehören, zu ermitteln. 
Die Berechnung der Nutzungswerte bedarf der Schät-

zung künftiger Cashflows aus der zahlungsmittelgenerie-
renden Einheit sowie eines geeigneten Abzinsungssatzes 
für die Barwertberechnung im Wege der Bewertung mit-
tels diskontierter Mittelzuflüsse (Discounted-Cashflow-
Bewertungen). Die hierfür heranzuziehenden Schätzgrößen 
bestehen hauptsächlich in den die Höhe der Stromerträge 
beeinflussenden zukünftigen Windverhältnissen, in den 
Vergütungssätzen für den Verkauf der Energie, der tech-
nischen Lebensdauer der Windenergieanlagen, den An-
schlussfinanzierungszinssätzen sowie in den weiteren Kos-
tengrößen eines Windparks wie etwa Instandsetzungen.
 

19.2.2. Werthaltigkeit von Vorräten
(unfertige Erzeugnisse und Leistungen)

In der Konzernbilanz zum 31. Dezember 2011 sind Vorräte 
in Höhe von T€ 37.436 (Vorjahr T€ 21.447) berücksichtigt. 
Diese resultieren aus der Aktivierung von im Rahmen der 
Windpark-Projektentwicklung angefallenen projektbezo-
genen Kosten. Die Geschäftsführung hat die Werthaltigkeit 
der aktivierten Kosten am Bilanzstichtag beurteilt und da-
bei keinen Wertminderungsbedarf festgestellt.

Bei der Bewertung der Vorräte stellen die künftigen Rea-
lisierungschancen von Projekten und der Wert der erwar-
teten künftigen Cashflows wesentliche Schätzgrößen dar.

19.2.3. Aktive latente Steuern
Aktive latente Steuern werden für alle nicht genutzten 
steuerlichen Verlustvorträge sowie zeitliche Buchungsun-
terschiede in dem Maße erfasst, wie es wahrscheinlich ist 
bzw. wie hierfür überzeugende substanzielle Hinweise vor-
liegen, dass hierfür zu versteuerndes Einkommen verfügbar 
sein wird, sodass die Verlustvorträge tatsächlich genutzt 
werden können. Wesentliche Teile der aktiven latenten Steu-
ern entstanden in den Windparkbetreibergesellschaften, 
die steuerlich maximal  zulässige degressive und Sonder-
Abschreibungen nutzen, sowie in den ausländischen Pla-
nungsgesellschaften, die erhebliche Vorlaufkosten für die 
jeweilige Markt- und Projekterschließung trugen. Für die 
Ermittlung der Höhe der aktiven latenten Steuern ist eine 
Schätzung der Unternehmensleitung auf der Grundlage des 
erwarteten Eintrittszeitpunkts und der Höhe des künftig zu 
versteuernden Einkommens sowie der zukünftigen Steuer-
planungsstrategie (zeitlicher Anfall steuerlicher Ergebnisse, 
Berücksichtigung steuerlicher Risiken etc.) erforderlich. We-
sentliche Auswirkung hierauf haben auch die jeweils natio-
nalen wie auch auf EU-Ebene gegebenen steuerrechtlichen 
Grundlagen, die laufenden Anpassungen unterliegen. So 
wurde auch im Geschäftsjahr durch den portugiesischen Ge-
setzgeber der Nutzungszeitraum für kumulierte Verluste in 
Portugal erneut deutlich reduziert, was für die Gruppe einen 
erheblich erhöhten Steueraufwand nach sich zieht.
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Bestätigungsvermerk
des Abschlussprüfers

Wir haben den von der Energiekontor AG, Bremen, auf-
gestellten Konzernabschluss – bestehend aus Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung, Kapitalflussrechnung, Eigen-
kapitalveränderungsrechnung und Anhang – sowie den 
Konzernlagebericht für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 
2011 bis 31. Dezember 2011 geprüft. Die Aufstellung von 
Konzernabschluss und Konzernlagebericht nach den IFRS, 
wie sie in der EU anzuwenden sind,  und den ergänzend, 
nach § 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden handelsrechtli-
chen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen 
der Satzung, liegt in der Verantwortung der gesetzlichen 
Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Konzernabschluss und den Konzernla-
gebericht abzugeben. Ergänzend wurden wir beauftragt zu 
beurteilen, ob der Konzernabschluss auch den IFRS insge-
samt entspricht.

Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Konzernabschluss unter Beachtung der an-
zuwendenden Rechnungslegungsvorschriften und durch 
den Konzerlagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld des Konzerns sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben im Kon-
zernabschluss und Konzernlagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den Konzern-
abschluss einbezogenen Unternehmen, der Abgrenzung 
des Konsolidierungskreises, der angewandten Bilanzie-
rungs- und Konsolidierungs-grundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Konzernabschlusses 
und des Konzernlageberichts. Wir sind der Auffassung, dass 
unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für un-
sere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Konzernab-
schluss den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und 
den ergänzend nach § 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden 
handelsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden 
Bestimmungen der Satzung sowie den IFRS insgesamt und 
vermittelt unter Beachtung dieser Vorschriften ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns. Der Konzern-
lagebericht steht in Einklang mit dem Konzernabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Konzerns und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar.

Leonberg, den 28. März 2012

HW Treuhand GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Martin Wulf Daniel Scheffbuch
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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Bilanz der AG (HGB) zum 31.12.2011

Aktiva per 31.12.2011
Erläuterungsziffer

Anhang der AG, Teil III

31.12.2011 31.12.2010
€ € T€

A. Anlagevermögen (1.)

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
1. entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerb-
liche Schutzrechte und ähnliche Rechte und 
Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und 
Werten (1.1.) 79.580,00 118

II. Sachanlagen
1. Andere Anlagen, Betriebs- und
 Geschäftsausstattung                                           (1.2.) 36.108,00 35

III. Finanzanlagen (1.3.)
1. Anteile an verbundenen Unternehmen             (1.3.1.) 30.382.126,85 35.429
2. Ausleihungen an verbundenen Unternehmen    (1.3.2.) 13.520.732,41 12.626
3. Sonstige Ausleihungen                                    (1.3.3.) 480.803,36 44.383.662,62 481

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte
1. Unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen (2.1.) 13.617.103,69 11.766

-84.144,00 13.532.959,69 0
II. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände

(2.2.)

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 230.517,04 1.086
2. Forderungen gegen verbundene
Unternehmen 6.064.303,64 5.154
3. Sonstige Vermögensgegenstände 684.161,58 6.978.982,26 1.134

III. Wertpapiere
1. Sonstige Wertpapiere (2.3.) 26.295.830,00 12.266

IV. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Gut-
haben bei Kreditinstituten und Schecks 33.570.718,37 23.397

C. Rechnungsabgrenzungsposten (2.4.) 9.420,44 8

Summe Aktiva 124.887.261,38  103.500
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Passiva per 31.12.2011
Erläuterungsziffer

Anhang der AG, Teil III.

31.12.2011 31.12.2010
€ € T€

A. Eigenkapital (3.)

I. Ausgegebenes Kapital (3.1)
1. Gezeichnetes Kapital 14.777.610,00 14.778
2. Nennbeträge/rechnerischer Wert
zur Einziehung erworbener Aktien -37.250,00 0

II. Kapitalrücklage (3.5.) 41.237.445,11 41.237

III. Gewinnrücklagen (3.6.)
1. Gesetzliche Rücklagen 15.000,00 15
2. Andere Gewinnrücklagen 2.939.189,33 2.954.189,33  74

IV. Bilanzgewinn (3.7.) 4.433.283,00  1.181

B. Rückstellungen (4.)
1. Steuerrückstellungen 2.402.768,91  233
2. Sonstige Rückstellungen 1.340.500,00 3.743.268,91  1.109

C. Verbindlichkeiten                                       (5.,6.,7.)
1. Anleihe 17.047.000,00  14.000
2. Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 23.742.056,33  16.025
3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen
und Leistungen 1.623.371,82  727
4. Verbindlichkeiten gegenüber
verbundenen Unternehmen 10.685.593,69  12.143
5. Sonstige Verbindlichkeiten 1.647.960,19 54.745.982,03  1.497

D. Passive Latente Steuern (8) 3.032.733,00 480

Summe Passiva 124.887.261,38  103.500
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Erläuterungsziffer
Anhang der AG, Teil IV.

2011 2010
€ € T€

Umsatzerlöse (1.) 35.176.303,12 4.406
Erhöhung des Bestandes
an fertigen und unfertigen Erzeugnissen 1.851.381,56 1.538
Gesamtleistung 37.027.684,68 5.944
Sonstige betriebliche Erträge (2.) 3.488.000,52 2.386
Materialaufwand (3.)

Aufwendungen für bezogene Leistungen 14.148.591,55 1.898
Rohergebnis 26.367.093,65 6.432
Personalaufwand

Löhne und Gehälter 5.466.106,68 4.211
Soziale Abgaben und Aufwendungen für
Altersversorgung und Unterstützung 712.857,60 6.178.964,28 599

davon für Altersversorgung € 81.099,40
(Vj. T€ 48)

Abschreibungen
Abschreibungen auf immaterielle
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens 
und Sachanlagen 73.525,35 53

Sonstige betriebliche Aufwendungen (4.) 6.004.241,67 5.955
Erträge aus Beteiligungen 0,00 18

davon von verbundenen
Unternehmen € 0,00 (Vj. T€ 18)

Erträge aus Ergebnisabführungsverträgen
verbundener Unternehmen (5.) 3.139.319,33 5.538
Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen
des Finanzanlagevermögens (6.) 77.631,05 194

davon von verbundenen Unternehmen
€ 63.736,30 (Vj. T€ 151)

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge (8.) 1.242.559,05 727
davon von verbundenen Unternehmen 
€ 166.519,56 (Vj. T€ 144)

Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf
Wertpapiere des Umlaufvermögens (7.) 5.589.992,79 314
Zinsen und ähnliche Aufwendungen (8.) 1.638.606,77 1.340

davon an verbundene Unternehmen € 339.031,43
(Vj. T€ 251)

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 11.341.272,22 436
Steuern vom Einkommen und Ertrag (9.) 5.052.393,64 155
Jahresüberschuss 6.288.878,58 281
Gewinnvortrag

Gewinnvortrag vor Verwendung 1.181.375,03 591
Dividendenzahlungen 0,00 1.181.375,03 -591

Entnahme aus Gewinnrücklagen 0,00 900
Einstellungen in Gewinnrücklagen -3.036.970,61 0
Bilanzgewinn 4.433.283,00 1.181

Gewinn- und Verlustrechnung der AG (HGB)
für die Zeit vom 1.1.2011 bis 31.12.2011

J
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I. Grundlagen des Abschlusses

Der Jahresabschluss der Energiekontor AG wird nach han-
delsrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften und den 
aktienrechtlichen Vorschriften aufgestellt. 

Soweit anwendbar, wurden auch die am Bilanzstichtag gül-
tigen Rechnungslegungsstandards des Deutschen Rech-
nungslegungs Standards Committee e.V. (DRSC) beachtet.

Der Jahresabschluss der Energiekontor AG ist in Euro (€) 
aufgestellt. Die Angaben im Jahresabschluss sowie im An-
hang erfolgen in € und in T€.

Zur Klarheit und Übersichtlichkeit des Abschlusses wer-
den die für die einzelnen Positionen der Bilanzen und der 
Gewinn- und Verlustrechnungen geforderten zusätzlichen 
Angaben in den Anhang übernommen. Die Gewinn- und 
Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren 
gegliedert. 

 II. Bilanzierungs- und Bewertungsgrund-
sätze, Währungsumrechnung

Nachfolgend aufgeführte Grundsätze zur Bilanzierung, Be-
wertung und Währungsumrechnung wurden unverändert 
zum Vorjahr angewandt. 

1. Gliederungsgrundsätze 
Die Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrech-
nung sind mit denen des Vorjahres vergleichbar. Soweit in 
Einzelfällen Umgliederungen von Vorjahresbeträgen vorge-
nommen wurden, ist dies bei der jeweiligen Position ver-
merkt.

2. Bilanzierungsmethoden 
Im Jahresabschluss sind sämtliche Vermögensgegenstände, 
Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Aufwendungen 
und Erträge enthalten, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist. Die Posten der Aktivseite sind nicht – bzw. 
nur soweit gesetzlich zulässig – mit Posten der Passivsei-
te, Aufwendungen nicht mit Erträgen, Grundstücksrechte 
nicht mit Grundstückslasten verrechnet worden.

Das Anlage- und Umlaufvermögen, das Eigenkapital, die 
Schulden sowie die Rechnungsabgrenzungsposten wurden 
in der Bilanz gesondert ausgewiesen und hinreichend auf-
gegliedert.

Das Anlagevermögen weist nur Gegenstände aus, die be-
stimmt sind, dem Geschäftsbetrieb dauernd zu dienen. 
Aufwendungen für die Gründung des Unternehmens und 
für die Beschaffung des Eigenkapitals sowie für immateri-
elle Vermögensgegenstände, die nicht entgeltlich erworben 
wurden, wurden nicht bilanziert. Rückstellungen wurden 
nur im Rahmen des § 249 HGB und Rechnungsabgren-
zungsposten wurden nach den Vorschriften des § 250 HGB 

gebildet. Haftungsverhältnisse i. S. von § 251 HGB sind ggf. 
nachfolgend gesondert angegeben, ebenso wie Art und 
Zweck sowie Risiken und Vorteile aus nicht in der Bilanz 
enthaltenen Geschäften, soweit dies für die Beurteilung der 
Finanzlage notwendig ist.

 3. Bewertungsmethoden 
Die Wertansätze der Eröffnungsbilanz des Geschäftsjahres 
stimmen mit denen der Schlussbilanz des vorangegange-
nen Geschäftsjahres überein. Bei der Bewertung wurde 
von der Fortführung des Unternehmens ausgegangen. Die 
Vermögensgegenstände und Schulden wurden einzeln be-
wertet. Es ist vorsichtig bewertet worden, namentlich sind 
alle vorhersehbaren Risiken und Verluste, die bis zum Ab-
schlussstichtag entstanden sind, berücksichtigt worden, 
selbst wenn diese erst zwischen dem Abschlussstichtag und 
der Aufstellung des Jahresabschlusses bekannt geworden 
sind. Gewinne sind nur berücksichtigt worden, wenn sie 
bis zum Abschlussstichtag realisiert wurden. Aufwendun-
gen und Erträge des Geschäftsjahres sind unabhängig vom 
Zeitpunkt der Zahlung berücksichtigt worden.

Immaterielle Vermögensgegenstände werden, soweit ge-
gen Entgelt erworben, zu Anschaffungskosten aktiviert und 
planmäßig linear über maximal fünf Jahre oder die längere 
vertragliche Nutzungsdauer abgeschrieben.

Sachanlagen werden zu Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten, bei abnutzbaren Gegenständen abzüglich planmä-
ßiger Abschreibungen, bewertet; soweit notwendig erfolgen 
außerplanmäßige Abschreibungen. Bei den planmäßigen 
Abschreibungen wird von der voraussichtlichen betriebsge-
wöhnlichen Nutzungsdauer ausgegangen. Die Nutzungs-
dauern betragen 3 bis 13 Jahre. Zinsen für Fremdkapital 
werden nicht aktiviert. Die verwendeten Nutzungsdauern 
und Abschreibungsmethoden werden in jeder Periode über-
prüft. Bei Anlagenzugängen im Laufe des Geschäftsjahres 
wird die Abschreibung pro rata temporis ab dem Monat des 
Zugangs angesetzt.

Vermögensgegenstände mit Einzelanschaffungskosten bis 
zu € 410 werden im Zugangsjahr voll abgeschrieben, wobei 
aus Vereinfachungsgründen im Anlagenspiegel im Jahr des 
Zugangs ein Abgang unterstellt wurde.

Anteile an verbundenen Unternehmen werden im Anlage-
vermögen unter Finanzanlagen ausgewiesen, sofern keine 
Weiterveräußerungsabsicht besteht. Abschreibungen auf 
einen niedrigeren Wert werden am Bilanzstichtag vorge-
nommen, wenn die Wertminderung als voraussichtlich 
dauerhaft angesehen wird. 

Soweit eine kurzfristige Weiterveräußerungsabsicht be-
steht, werden die Anteile an verbundenen Unternehmen 
unter der Position Wertpapiere im Umlaufvermögen aus-
gewiesen. 
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Ausleihungen an verbundene Unternehmen betreffen Fi-
nanz- und Kapitalforderungen. Sie werden mit dem Nenn-
betrag, unverzinsliche oder niedrig verzinsliche Ausleihun-
gen werden mit dem Barwert angesetzt. Das Ausfallrisiko 
wird an der Realisierung der Tilgungspläne gemessen.

Vorräte werden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 
zuzüglich direkt zurechenbarer Nebenkosten unter Beach-
tung des Niederstwertprinzips bewertet. Der Ansatz der 
unfertigen Leistungen erfolgt mit den Herstellungskosten. 
Kosten der allgemeinen Verwaltung werden nicht aktiviert, 
Fremdkapitalkosten werden nicht in die Herstellungskosten 
einbezogen. Die Vorräte sind frei von Rechten Dritter.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden 
mit ihrem Nennbetrag, unverzinsliche oder niedrig verzins-
liche Forderungen mit ihrem Barwert angesetzt. Forderun-
gen, bei denen mit einem Zahlungseingang nach mehr als 
einem Jahr zu rechnen ist, werden abgezinst. Ausfallrisiken 
werden durch Einzelwertberichtigungen angemessen be-
rücksichtigt. 

Wertpapiere und flüssige Mittel sind mit Anschaffungskos-
ten oder niedrigeren Tageswerten angesetzt.

Eigene Anteile werden zu Anschaffungskosten zuzüglich 
Nebenkosten angesetzt. In Höhe des Nennkapitals wer-
den die Anschaffungskosten für die eigenen Anteile vom 
gezeichneten Kapital offen abgezogen. Der die Höhe des 
Nennkapitals übersteigenden Anteil der Anschaffungskos-
ten der eigenen Anteile wird mit den anderen Gewinnrück-
lagen verrechnet.

Die Steuer- und sonstigen Rückstellungen sind nach ver-
nünftiger kaufmännischer Beurteilung bemessen, be-
rücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen 
Verpflichtungen und werden in Höhe des nach vernünfti-
ger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungs-
betrags angesetzt, wobei die künftigen zu erwartenden 
Preis- und Kostenverhältnisse im Zeitpunkt der Erfüllung 
der Verpflichtung maßgebend sind. Es werden alle Informa-
tionen berücksichtigt, die bis zum Tag der Bilanzaufstellung 
bekannt werden. 
 
Soweit Abzinsungen erforderlich sind, erfolgen diese nach 
§ 253 Abs. 2 Sätze 4 und 5 HGB in Verbindung mit der 
Rückstellungsabzinsungsverordnung (RückAbzinsV) auf 
Grundlage der von der Deutschen Bundesbank veröffent-
lichten Zinssätze.

Verbindlichkeiten werden mit ihrem Erfüllungsbetrag an-
gesetzt. 

Bankguthaben in Fremdwährung werden mit dem Geldkurs 
am Bilanzstichtag umgerechnet.

Forderungen und Verbindlichkeiten in fremder Währung 
werden grundsätzlich mit dem Devisenkassamittelkurs 

zum Bilanzstichtag angesetzt, bei der Folgewertung von 
auf fremde Währung lautenden Vermögensgegenständen 
und Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als 
einem Jahr werden außerdem Wertänderungen aus der 
Währungsumrechnung unter Berücksichtigung des Reali-
sationsprinzips sowie des Anschaffungskostenprinzips be-
handelt.

Aktive und passive latente Steuern sind nach dem bilanz—
orientierten Temporary-Konzept auch für quasi-permanen-
te Differenzen zwischen Bilanzpositionen der Handels- und 
der Steuerbilanz anzusetzen und in einer eigenständigen 
Bilanzposition auszuweisen. Es erfolgt insoweit eine Saldie-
rung der passiven latenten Steuern mit den aktiven latenten 
Steuern, wobei steuerliche Verlustvorträge in die Bilanzie-
rung der latenten Steuern einbezogen werden, sofern eine
Verrechnung innerhalb der nächsten fünf Geschäftsjahre 
erwartet werden kann. Für Zwecke der Bewertung werden 
die unternehmensindividuellen Steuersätze herangezogen, 
die wahrscheinlich im Zeitpunkt des Abbaus der Differen-
zen gültig sein werden. Eine Abzinsung der Beträge erfolgt 
nicht.
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Bestätigungsvermerk
des Abschlussprüfers

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht, der mit 
dem Konzernlagebericht zusammengefasst ist, der Energie-
kontor AG, Bremen, für das Geschäftsjahr vom 01. Janu-
ar 2011 bis 31. Dezember 2011 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht 
nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und 
den ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der 
Verantwortung des Vorstands der Gesellschaft. Unsere Auf-
gabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung sowie unter ergänzender Beachtung 
der International Standards on Auditing (ISA) vorgenom-
men. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzu-
führen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die 
Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hin-
reichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung 
der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und recht-
liche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung 
werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 
internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Anga-
ben in Buchführung, in Jahresabschluss und Lagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilan-
zierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen 
des Vorstands sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Be-
stimmungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend dar. 

Leonberg, den 28. März 2012

HW Treuhand GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Martin Wulf Daniel Scheffbuch
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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Erläuterungsziffer
Konzernanhang V.

2010
T€

2009
T€

Umsatzerlöse (1.) 35.101 35.009
Erhöhung/Verminderung des Bestandes
an fertigen und unfertigen Erzeugnissen 

(2.) 11.279 -1.520

Gesamtleistung 46.379 33.489
Sonstige betriebliche Erträge (3.) 3.251 2.857
Betriebsleistung 49.630 36.345
Materialaufwand und Aufwand für bezogene Leistungen (4.) -24.160 -12.700
Personalaufwand (5.) -5.593 -4.799
Abschreibungen (6.) -6.267 -5.915
sonstige betriebliche Aufwendungen (7.) -9.098 -7.297
Betriebsaufwand -45.118 -30.712
Betriebsergebnis 4.513 5.633
Zinsen und ähnliche Erträge 788 1.041
Zinsen und ähnliche Aufwendungen -7.842 -7.932
Zinsergebnis (9.) -7.054 -6.892
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit
vor Steuern (EBT) -2.541 -1.259
Ertragssteuern (10.) -369 -481
Jahresergebnis -2.910 -1.739

Angabe der Earnings per Share (gem. IAS 33) *)
Unverwässerte Anzahl der Aktien (gewichtet) (11.)  14.777.610     14.777.610    
Verwässerte Anzahl der Aktien (gewichtet)  14.777.610     14.777.610    
Unverwässertes Ergebnis je Aktie -0,20    -0,12    
Verwässertes Ergebnis je Aktie -0,20    -0,12    

*) Eine Verwässerung des Ergebnisses je Aktie resultiert aus potenziellen Aktien wie etwa Opti-

onsrechten. Diese wirken allerdings nur dann ergebnisverwässernd, wenn sie die  Ausgabe von 

Aktien zu einem Wert unter dem durchschnittlichen Börsenkurs der Aktie zur Folge haben. In 

2010 wie dem Vorjahr ergab sich kein Verwässerungseffekt.   

   

Gewinn- und Verlustrechnung des Konzerns (IFRS)
für die Zeit vom 01.01.2010 bis 31.12.2010

Jahresfinanzbericht 2010 der Energiekontor AG
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Vermögen per 31.12.2010

Erläuterungsziffer
Konzernanhang, Teil VI

31.12.2010 31.12.2009
T€ T€ T€ 

Langfristige Vermögenswerte
Geschäfts- oder Firmenwert (1.1.) 2.350 2.350

Sonstige immaterielle Vermögenswerte (1.2.) 123 92

Sachanlagen
Grundstücke (1.3.) 670 670
Technische Anlagen (Windparks) (1.4.) 87.204 87.667
Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung (1.5.) 105 87.979 126

Forderungen und
finanzielle Vermögenswerte

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (3) 724 0
Forderungen gegenüber
assoziierten Unternehmen (4.) 1.707 1.247
Sonstige finanzielle Vermögenswerte (5.) 273 2.703 251

Steuerforderungen (6.) 335 391

Latente Steuern                                    (7. und V.10.2.) 7.449 6.278

Summe langfristige Vermögenswerte gesamt 100.940 99.071

Kurzfristige Vermögenswerte
Vorräte

Unfertige Erzeugnisse und Leistungen (8.) 21.447 15.054
Forderungen und
sonstige finanzielle Vermögenswerte

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (9.) 3.308 3.736
Sonstige Forderungen und finanzielle
Vermögenswerte (10.) 1.542 4.849 1.022

Steuerforderungen (11.) 509 331

Wertpapiere (12.) 12.807 15.964

Zahlungsmittel und
Zahlungsmitteläquivalente (13.) 37.801 27.793

Summe kurzfristige Vermögenswerte gesamt 77.414 63.899

Summe Vermögen 178.354 162.970

Bilanz des Konzerns (IFRS) zum 31.12.2010
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Eigenkapital und Schulden per 31.12.2010

Erläuterungsziffer
Konzernanhang, Teil VI

31.12.2010 31.12.2009
T€ T€ T€

Eigenkapital                                                                     (14.-20.)
Gezeichnetes Kapital 14.778 14.778

Kapitalrücklage (18.) 40.278 40.278

Rücklagen für ergebnisneutrale Eigenkapitalveränderungen
Währungsumrechnung (19.1.) -61 -61
Fair value-Bewertung IAS 39 (19.2.) 439 379 181

Gewinnrücklagen (20.)
Gesetzliche Rücklagen 15 15
Andere Gewinnrücklagen 556 571 1.456

kumulierte Konzernergebnisse (21.) -27.753 -25.152

Summe Eigenkapital 28.252 31.494

Langfristige Verbindlichkeiten
Sonstige Rückstellungen

Rückstellungen für Abbruchkosten
von Windparks (22.) 4.695 2.468

Finanzverbindlichkeiten
Genussrechtskapital (23.) 657 768
Anleihekapital (24.) 30.432 13.995
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (25.) 69.616 81.124
Verbindlichkeiten gegenüber
assoziierten Unternehmen (26.) 61 78
Verbindlichkeiten gegenüber
konzernfremden Kommanditisten (27.) 3.648 3.804
Sonstige Finanzverbindlichkeiten (28.) 73 104.486 531

Latente Steuern                                              (V. 10.2) 2.637 1.281
Summe langfristige Verbindlichkeiten gesamt 111.818 104.048

Kurzfristige Verbindlichkeiten  
Steuerrückstellungen                                           (29.) 233 91
Sonstige Rückstellungen                              (30.)

Übrige Rückstellungen 3.468 3.556
Finanzverbindlichkeiten 

Genussrechtskapital                                          (23.) 110 5
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten           (25.) 29.087 19.327
Verbindlichkeiten gegenüber
konzernfremden Kommanditisten                         (31.) 971 30.167 0

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 2.284 2.831
Sonstige Verbindlichkeiten 1.989 1.229
Steuerverbindlichkeiten 141 390

Summe kurzfristige Verbindlichkeiten gesamt 38.283 27.428

Summe Eigenkapital und Schulden 178.354 162.970

Jahresfinanzbericht 2010 der Energiekontor AG
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Gezeichnetes 
Kapital

Kapital-
rücklage

Rücklage
Währungs-

umrechnung

Rücklage fair 
value (available 

for sale)1

T€ T€ T€ T€
Stand zum 31.12.2008 14.778 40.278 -61 628
Veränderungen im Jahr 2009
Einstellungen in Gewinnrücklagen
Dividendenausschüttung
Differenzen aus fair value-Bewertung -208
Differenzen aus latenten Steuern auf 
fair value-Bewertung  62
Konzernjahresfehlbetrag
Stand zum 31.12.2009 14.778 40.278 -61 482
Veränderungen im Jahr 2010
Entnahmen aus Gewinnrücklagen
Dividendenausschüttung
Differenzen aus fair value-Bewertung -192
Differenzen aus latenten Steuern auf 
fair value-Bewertung  18
Konzernjahresfehlbetrag
Stand zum 31.12.2010 14.778 40.278 -61 308

Konzern Eigenkapitalveränderungsrechnung (IFRS) 2010

(1): aus Marktbewertung für Wertpapiere 

(2): aus unrealisierten Gewinnen/Verlusten von Cashflow-Hedges 
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Rücklage fair value 
(Cashflow-Hedges)2 Gewinnrücklagen

Kumulierte
Konzernergebnisse Summe Anzahl Aktien

T€ T€ T€ T€ TStck.
-224 1.455 -21.180 35.674 14.778

16  -16 0
-2.217 -2.217

-109 -317

 32 94
-1.739 -1.739

-301 1.471 -25.152 31.494 14.778

 -900 900 0
-591 -591

 560 368

-127 -109
-2.910 -2.910

132 571 -27.753 28.252 14.778
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Konzernkapitalflussrechnung
für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2010 nach IFRS

2010 2009
T€ T€

1. Cashflow aus betrieblicher Geschäftstätigkeit
Periodenergebnis vor Zinsen und Steuern 4.513 5.633
Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände und 
Sachanlagen 6.267 5.915
Gewinne aus der Entkonsolidierung -458 -1.396
Sonstige zahlungs- und ergebnisunwirksame Erträge / Aufwen-
dungen im Eigenkapital 259 -223
Betriebsergebnis vor Änderung des
Nettoumlaufvermögens 10.580 9.930
Veränderungen der
- Forderungen aus Lieferungen und Leistungen       
   sowie der sonstigen Vermögensgegenstände -120 7.086
- halbfertigen Arbeiten, Vorräte und
   dafür erhaltenen Anzahlungen -6.393 1.520
- Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen -547 -2.578
- übrigen kurzfristigen Verbindlichkeiten und Rückstellungen 2.036 -3.149
- sonstigen langfristigen Verbindlichkeiten, Rückstellungen
   und der latenten Steuern -181 1.289
- Rückstellungen für Abbruchkosten wegen Zinsänderung
   (ergebnisneutral nach IFRIC 1.5a) -75 -427
Gezahlte Zinsen -7.842 -7.932
Ertragsteuern -369 -481

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit -2.910 5.257

2. Cashflow aus der Investitionstätigkeit
Auszahlungen für Investitionen in
immaterielle Vermögenswerte

-71 -72

Auszahlungen für Investitionen in Sachanlagen -4.942 -3.860
Zugänge zum Sachanlagevermögen aus Erstkonsolidierung 0 3.392
Einzahlungen aus Abgängen von Wertpapieren 3.156 4.063
Erhaltene Zinsen 788 1.041

Cashflow aus der Investitionstätigkeit -1.069 4.563

Jahresfinanzbericht 2010 der Energiekontor AG



83

2010 2009
T€ T€

3. Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit
Auszahlungen aus Genussrechtskapital -112 -5
Ein-/Auszahlungen aus Anleihen 16.437 -1.503
Einzahlungen aus Aufnahme von Krediten 12.750 8.053
Auszahlungen für Tilgung von Krediten -14.497 -14.190
Gezahlte Dividenden -591 -2.217

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 13.987 -9.862

4. Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds 10.008 -41

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 27.793 27.629
Konsolidierungskreisbedingte Zugänge zum Finanzmittelfonds 0 396
Konsolidierungskreisbedingte Abgänge vom Finanzmittelfonds 0 -191

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 37.801 27.793

5. Zusammensetzung des Finanzmittelfonds
Zahlungsmittel 37.801 27.793
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     I. Allgemeine Angaben

Die Energiekontor AG ist eine börsennotierte Aktiengesell-
schaft nach deutschem Recht mit Sitz in der Mary-Somer-
ville-Straße 5, 28359 Bremen, Deutschland. Die Gesellschaft 
ist im Handelsregister beim Amtsgericht Bremen unter der 
Nummer HRB 20449 eingetragen. Das Geschäftsjahr ent-
spricht dem Kalenderjahr. 

Der Konzernabschluss ist auf den Stichtag des Jahresab-
schlusses der Gesellschaft aufgestellt worden. Die Jahres-
abschlüsse aller einbezogenen Tochterunternehmen datie-
ren ebenfalls auf den Stichtag des Konzernabschlusses.

Die Geschäftstätigkeit der Energiekontor AG und ihrer 
Tochtergesellschaften (nachfolgend auch kurz »Energiekon-
tor«) umfasst den Vertrieb selbst hergestellter Windparks 
an Dritte sowie den Eigenbetrieb von selbst hergestellten 
Windparks zur Erzeugung von Energie. Der Vertrieb der 
Windparks erfolgt dabei entweder durch Direktverkauf (as-
set deal) oder mittels selbst gegründeter Gesellschaften, die 
den Windpark erwerben und deren Anteile dann an Dritte 
veräußert werden (share deal). Die für den Eigenbetrieb zur 
Stromerzeugung vorgesehenen Windparks werden ent-
weder selbst hergestellt oder erworben, wobei auch diese 
Windparks regelmäßig in der Rechtsform der GmbH & Co. 
KG betrieben werden.

Die Energiekontor AG als Muttergesellschaft unterliegt für 
das zum 31. Dezember 2010 endende Geschäftsjahr der 
Verpflichtung zur Aufstellung eines Konzernabschlusses. 
Da die Aktien der Energiekontor AG an einem organisierten 
Markt i.S.v. § 2 WpHG gehandelt werden, ist der Konzernab-
schluss zum 31. Dezember 2010 gemäß § 315a HGB in Ver-
bindung mit Art. 4 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des 
europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 
betreffend die Anwendung internationaler Rechnungsle-
gungsstandards in der jeweils geltenden Fassung nach den 
International Financial Reporting Standards (IFRS, vormals 
International Accounting Standards IAS) aufzustellen.

Der Konzernabschluss für das Geschäftsjahr 2010 steht 
mithin in Übereinstimmung mit den IFRS. Ergänzend wur-
den die handelsrechtlichen Vorschriften des § 315a Absatz  1 
HGB beachtet.  

Der Konzernabschluss der Gesellschaft wird beim elek-
tronischen Bundesanzeiger eingereicht und veröffentlicht 
(Handelsregister des Registergerichtes Bremen unter HRB 
Nr. 20449).

Der Jahresabschluss der Muttergesellschaft Energiekontor 
AG wurde nach den Vorschriften des deutschen HGB er-
stellt. Er wird ebenfalls beim elektronischen Bundesanzei-
ger eingereicht und veröffentlicht.

II. Allgemeine Rechnungslegungsgrundsätze
1. Allgemeine Informationen

Energiekontor erstellt und veröffentlicht den Konzernab-
schluss in Euro (€) unter Gegenüberstellung der Werte zum 
31. Dezember 2009. Die Angaben im Anhang erfolgen in 
Euro (€) und in Tausend Euro (T€).

Der Konzernabschluss wird unter der Annahme der Un-
ternehmensfortführung (Going Concern) aufgestellt. Auf 
Risiken, die den Bestand des Unternehmens gefährden 
könnten, wird im zusammengefassten Lage- und Konzern-
lagebericht der Gesellschaft eingegangen.

Die Rechnungslegung erfolgt bei sämtlichen Gesellschaften 
der Energiekontor-Gruppe zunächst nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften sowie den diese ergänzen-
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung. Diese 
deutschen Rechnungslegungsgrundsätze weichen in we-
sentlichen Aspekten von den Grundsätzen der IFRS ab. Für 
Zwecke des Konzernabschlusses werden alle notwendigen 
Anpassungen vorgenommen, die für die Darstellung des 
Konzernabschlusses nach IFRS notwendig sind. 

Die Erstellung des Konzernabschlusses unter Beachtung 
der Verlautbarungen des International Accounting Stan-
dards Board (IASB) erfordert Schätzungen und Annahmen 
durch das Management, die die bilanzierten Wertansätze 
der Vermögensgegenstände und Schulden, die zum Bi-
lanzstichtag bestehenden Eventualverpflichtungen und 
die Erträge und Aufwendungen des Geschäftsjahres be-
einflussen. Dabei ist es notwendig, in bestimmten Fällen 
schätz- und prämissensensitive Bilanzierungsmethoden 
anzuwenden. Diese beinhalten komplexe und subjekti-
ve Bewertungen sowie Schätzungen, die auf ungewissen 
Sachverhalten beruhen und Veränderungen unterliegen 
können. Aus  diesem Grund können sich auch die schätz- 
und prämissensensitiven Bilanzierungsmethoden im Zeit-
ablauf ändern und damit die Darstellung der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage erheblich beeinflussen. Außerdem 
können sie Annahmen enthalten, die die Unternehmenslei-
tung in derselben Berichtsperiode auch anders hätte tref-
fen können – aus gleichermaßen vernünftigen Gründen. 
Die Unternehmensleitung weist deshalb darauf hin, dass 
tatsächliche Wertansätze und zukünftige Ereignisse auch 
häufig von den Schätzungen und Prognosen abweichen 
können und dass Schätzungen routinemäßige Anpassun-
gen erfordern (vgl. auch Ausführungen im Konzernanhang 
unter Tz. IV.19.). 
 
Zur Klarheit und Übersichtlichkeit des Abschlusses werden 
die für die einzelnen Positionen der Bilanz und der Gewinn- 
und Verlustrechnung geforderten zusätzlichen Angaben in 
den Anhang übernommen. 
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2. Gliederungsmethoden
Die Gewinn- und Verlustrechnung des Konzerns ist nach 
den für das Gesamtkostenverfahren geltenden Grundsät-
zen gegliedert. Soweit in Einzelfällen Umgliederungen von 
Vorjahresbeträgen in der Bilanz oder in der Gewinn- und 
Verlustrechnung vorgenommen wurden, ist dies bei der je-
weiligen Position vermerkt.

Die Gliederung der Bilanz erfolgt für das Geschäftsjahr 
2010 nach Fristigkeitsaspekten der einzelnen Bilanzposten. 

Die Cashflows aus der betrieblichen Tätigkeit werden nach 
der indirekten Methode ermittelt.

3. Anwendung der IFRS-Standards und
-Interpretationen

Energiekontor setzt alle vom IASB herausgegebenen Stan-
dards und Interpretationen um, die zum 31. Dezember 
2010 anzuwenden sind. Die Auslegungen des Internatio-
nal Financial Reporting Interpretations Committee (IFRIC) 
werden beachtet. Der Energiekontor-Konzern hat die IFRS 
und IFRIC-Interpretationen, die veröffentlicht wurden, 
aber noch nicht verpflichtend anzuwenden sind, nicht 
angewandt, weil erwartet wird, dass diese Standards und 
Interpretationen für die Geschäftsaktivitäten des Energie-
kontor-Konzerns nicht relevant sind bzw. sich daraus keine 
zusätzlichen Angaben im Konzernanhang ergeben werden.
 

 3.1. Im laufenden Geschäftsjahr anzuwendende 
Standards und Interpretationen

Im laufenden Geschäftsjahr hat der Konzern die nachfol-
gend angeführten neuen oder überarbeiteten Standards 
angewendet, die für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 
1. Januar 2010 beginnen, umzusetzen sind. 

Aus der Anwendung dieser neuen und geänderten Stan-
dards ergaben sich keine wesentlichen Auswirkungen auf 
den Konzernabschluss des aktuellen Jahres und der vorhe-
rigen Jahre.
- IAS 1 Darstellung des Abschlusses 
Die Änderungen betreffen die Struktur und den Inhalt der 
Bilanz, die aus einer neuen Definition der kurzfristigen 
Schulden hervorgeht. 

- IFRS 1 Erstmalige Anwendung der International Financial 
Reporting Standards
Die Änderungen führen zwei neue Ausnahmen für Erst-
anwender in Bezug auf Vermögenswerte der Öl- und Gas-
branche und in Bezug auf die Feststellung, ob eine Verein-
barung ein Leasingverhältnis enthält, ein. Die Anwendung 
der Änderungen an IFRS 1 hat keinerlei Einfluss auf diesen 
Konzernabschluss, da der Konzern kein IFRS-Erstanwender 
ist.

- IFRS 2 Anteilsbasierte Vergütungen – Bilanzierung anteils-
basierter Vergütungen im Konzern, die in bar erfüllt werden
Die Änderungen klären den Anwendungsbereich von IFRS 2 

sowie die Bilanzierung anteilsbasierter Vergütungen im Ein-
zelabschluss eines Unternehmens, die vom Konzern in bar 
erfüllt werden und bei denen das Unternehmen die Güter 
oder Dienstleistungen erhält, aber das Mutterunternehmen 
oder ein anderes Konzernunternehmen die Zahlungsver-
pflichtung übernimmt.

- IFRS 5 Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermö-
genswerte und aufgegebene Geschäftsbereiche
Die Änderungen sehen vor, dass alle Vermögenswerte und 
Schulden eines Tochterunternehmens als zur Veräußerung 
gehalten einzustufen sind, falls das Mutterunternehmen 
an einen Verkaufsplan gebunden ist, der den Verlust der 
Beherrschung des Tochterunternehmens zur Folge hat, 
unabhängig davon, ob das Mutterunternehmen nach dem 
Verkauf einen nicht beherrschenden Anteil am Tochterun-
ternehmen behält.

- Überarbeitung von IAS 7 Darstellung der Zahlungsströme

- IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse und daraus fol-
gende Änderungen zu  IAS 28 Anteile an assoziierten Unter-
nehmen und IAS 31 Anteile an Gemeinschaftsunternehmen
IFRS 3 erlaubt ein transaktionsbezogenes Wahlrecht im 
Erwerbszeitpunkt für die Bewertung der Anteile nicht be-
herrschender Gesellschafter, die entweder zum beizulegen-
den Zeitwert oder zum Anteil der nicht beherrschenden 
Gesellschafter an dem Nettovermögen des erworbenen 
Unternehmens bewertet werden können. IFRS 3 verändert 
überdies den Ansatz und die Folgebewertung von beding-
ten Gegenleistungen. Gemäß den Vorschriften des ak-
tuellen Standards wird die bedingte Gegenleistung zum 
beizulegenden Zeitwert im Erwerbszeitpunkt bewertet; 
nachträgliche Anpassungen der Gegenleistung gegen die 
Anschaffungskosten des Unternehmenszusammenschlus-
ses werden nur in dem Umfang angesetzt, in dem sie auf 
bessere Informationen über den beizulegenden Zeitwert 
zum Erwerbszeitpunkt innerhalb der »Bewertungsperiode« 
(einer Periode von maximal zwölf Monaten seit dem Er-
werbszeitpunkt) zurückzuführen sind. Alle anderen nach-
träglichen Anpassungen an einer als Vermögenswert oder 
Verbindlichkeit erfassten bedingten Gegenleistung werden 
erfolgswirksam erfasst. IFRS 3 erfordert außerdem die er-
folgswirksame Erfassung eines Gewinns oder Verlusts in 
den Fällen, in denen der Unternehmenszusammenschluss 
im Ergebnis zur Beendigung einer zuvor bestehenden Ge-
schäftsbeziehung zwischen dem Konzern und dem erwor-
benen Unternehmen führt. Erwerbsbezogene Kosten sind 
getrennt von dem Unternehmenszusammenschluss zu 
bilanzieren, was grundsätzlich zu einer erfolgswirksamen 
Erfassung bei Anfall solcher Kosten führt.
 
- IAS 27 Konzern- und separate Abschlüsse
IAS 27 führt zu Änderungen der Bilanzierungsmethoden des 
Konzerns im Hinblick auf Veränderungen des Anteilsbesit-
zes an Tochterunternehmen, die nicht zu einem Verlust des 
Beherrschungsverhältnisses geführt haben. In früheren Jah-
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     ren wurden, auf Grund des Fehlens spezifischer Vorschriften 
innerhalb des IFRS-Regelwerks, Erhöhungen des Anteilsbe-
sitzes an bestehenden Tochterunternehmen in derselben Art 
und Weise bilanziert wie der Erwerb von Tochterunterneh-
men, so dass es – je nach Sachverhalt – entweder zum Ansatz 
eines Geschäfts- oder Firmenwerts oder zur Erfassung eines 
Akquisitionsgewinns kam; für Verminderungen des Anteils-
besitzes an bestehenden Tochterunternehmen, die nicht zu 
einem Verlust der Beherrschung geführt haben, wurde der 
Unterschiedsbetrag zwischen der erhaltenen Gegenleistung 
und der Anpassung der Anteile der nicht beherrschenden 
Gesellschafter im Gewinn oder Verlust erfasst. Gemäß IAS 27 
werden fortan all diese Erhöhungen und Verminderungen 
innerhalb des Eigenkapitals abgebildet, ohne dass es zu einer 
Auswirkung auf den Geschäfts- oder Firmenwert oder den 
Gewinn oder Verlust kommt.

- IAS 28 (2008) Anteile an assoziierten Unternehmen
Das Grundprinzip der vorstehenden Änderungen zu IAS 27 
führt dazu, dass ein Verlust der Beherrschung als ein Ab-
gang bilanziert wird und zurückbehaltene Anteile zum 
beizulegenden Zeitwert angesetzt werden, was zu Folge-
änderungen an IAS 28 führte. Demnach bewertet der In-
vestor, wenn maßgeblicher Einfluss über ein assoziiertes 
Unternehmen verloren geht, jegliche zurückbehaltenen An-
teile an dem früheren assoziierten Unternehmen zum bei-
zulegenden Zeitwert, wobei sich ein daraus entstehender 
Gewinn oder Verlust in der Konzern-Gewinn- und -Verlust-
rechnung niederschlägt.
 
- IAS 39 Finanzinstrumente, Ansatz und Bewertung bei Ri-
sikopositionen, die für das Hedge Accounting qualifizieren
Die Änderungen führen zur Klarstellung zweier Aspekte bei 
der Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen in Bezug auf 
Inflation als sicherbares (Teil-)Risiko und auf die Absiche-
rung mittels Optionen.

- IFRIC 17 Sachausschüttungen an Eigentümer
Die Interpretation beinhaltet Leitlinien zur angemessenen 
bilanziellen Behandlung für Fälle, in denen eine Gesellschaft 
unbare Sachausschüttungen an Eigentümer vornimmt.

- IFRIC 18 Übertragungen von Vermögenswerten von Kun-
den
Die Interpretation betrifft die Bilanzierung aus Sicht der 
empfangenden Partei von Übertragungen von Vermögens-
werten durch »Kunden« und trifft die Schlussfolgerung, 
dass in solchen Fällen, in denen der übertragene Vermö-
genswert die Definition eines Vermögenswertes aus Sicht 
der empfangenden Partei erfüllt, diese empfangende Partei 
den Vermögenswert zum beizulegenden Zeitwert zum Zeit-
punkt der Übertragung ansetzt. Die Gegenbuchung wird als 
Erlös im Einklang mit IAS 18 Erlöse erfasst.

- IFRIC 9 Neubeurteilung eingebetteter Derivate und IAS 39 
Finanzinstrumente
Nach der Umklassifizierungsänderung ist es Unternehmen 

gestattet, bestimmte Finanzinstrumente unter bestimmten 
Umständen aus der Kategorie der erfolgswirksamen Bewer-
tung zum beizulegenden Zeitwert umzuklassifizieren. Bei 
einer solchen Umklassifizierung werden alle eingebetteten 
Derivate neu beurteilt und wenn notwendig separat im Ab-
schluss erfasst. 

- IFRIC 16 Absicherung einer Nettoinvestition in einem aus-
ländischen Geschäftsbetrieb
Die Änderungen erklären, dass qualifizierende Sicherungs-
instrumente bei der Absicherung einer Nettoinvestition in 
einem ausländischen Geschäftsbetrieb von jedem Unter-
nehmen oder mehreren Unternehmen des Konzerns (in-
klusive des ausländischen Unternehmens) gehalten werden 
dürfen, solange die Einstufungs-, Dokumentations- und 
Wirksamkeitsvoraussetzungen des IAS 39 (bezüglich Netto-
investitionssicherungsinstrumenten) erfüllt sind. Insbeson-
dere soll der Konzern die Absicherungsstrategie eindeutig 
dokumentieren, da die Einstufung auf verschiedenen Ebe-
nen des Konzerns unterschiedlich sein könnte.

- IAS 38 Immaterielle Vermögenswerte 
Die Änderungen stellen die Richtlinien der Bewertung des 
beizulegenden Zeitwerts von immateriellen Vermögenswer-
ten klar, wenn diese durch einen Unternehmenszusammen-
schluss erworben wurden. Der neue Standard erlaubt auch 
das Zusammenfassen von mehreren Vermögenswerten zu 
einem einzelnen Vermögenswert, wenn die Vermögenswer-
te die gleiche oder ähnliche Nutzungsdauer besitzen.

- IAS 36 Wertminderung von Vermögenswerten
Die Änderung verdeutlicht, dass eine Cash Generating Unit 
(CGU) oder Gruppen von CGUs, die dem Goodwill, zwecks 
Überprüfung einer Wertminderung, zugeordnet werden, 
nicht größer als ein Geschäftssegment sein dürfen. Hier-
aus ergeben sich keine Auswirkungen auf den Wert des in 
der Konzernbilanz bilanzierten Goodwill der Energiekontor 
Gruppe.

3.2. Auswirkungen von neuen, noch nicht anzuwen-
denden Standards und Interpretationen

Der IASB und das IFRIC haben die nachfolgend aufgeführ-
ten Standards und Interpretationen verabschiedet, die für 
das Geschäftsjahr 2010 noch nicht verpflichtend anzuwen-
den waren und auch nicht freiwillig vorzeitig angewendet 
worden sind. In Klammern jeweils angegeben ist das Datum 
des Inkrafttretens:
- IFRS 1 Begrenzte Ausnahme bzgl. Vergleichsangaben in 
IFRS 7 für Erstanwender (1. Juli 2010)
- IFRS 7 Angaben – Übertragung finanzieller Vermögens-
werte (1. Juli 2011)
- IFRS 9 Finanzinstrumente (1. Januar 2013)
- IAS 24 Angaben zu Beziehungen zu nahe stehenden Un-
ternehmen und Personen (1. Januar 2011)
- Änderungen an IAS 32 Bilanzierung von Bezugsrechten 
(1. Februar 2010)
- IFRIC 14 Vorausgezahlte Beiträge im Rahmen von Min-
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destfinanzierungsvorschriften (1. Januar 2011)
- IFRIC 19 Tilgung finanzieller Verbindlichkeiten durch Ei-
genkapitalinstrumente (1. Juli 2011)
Die Gesellschaft erwartet aus diesen Standards und Inter-
pretationen keine Änderungen auf die Bilanzierung oder 
Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- oder Ertrags-
lage des Konzerns.

 
III. Konsolidierungsgrundsätze und   
Konsolidierungskreis

1. Grundsätze
Mutterunternehmen ist die Energiekontor AG, Bremen 
(nachfolgend auch als »Gesellschaft« oder »AG« bezeichnet).
 
In den Konzernabschluss zum 31. Dezember 2010 sind ne-
ben der Energiekontor AG inländische wie ausländische Un-
ternehmen einbezogen worden, bei denen die Energiekon-
tor AG zum 31. Dezember 2010 unmittelbar oder mittelbar 
über die Möglichkeit verfügt, deren Finanz- und Geschäfts-
politik so zu bestimmen, dass die Gesellschaften des Kon-
zerns aus der Tätigkeit dieser Unternehmen Nutzen ziehen.
 
Unter Anwendung des zur Konzernkonsolidierung heran-
zuziehenden Standards (IAS 27) sowie der weiteren IASB-
Verlautbarungen (SIC-12) sind auch zur Veräußerung be-
stimmte Tochtergesellschaften (Projektgesellschaften), ggf. 
rückwirkend ab Erwerb, mit in den Konzernabschluss einzu-
beziehen. Projektgesellschaften in diesem Sinne sind die von 
der Energiekontor-Gruppe geschäftstypischerweise in der 
Rechtsform der Kommanditgesellschaft (GmbH & Co. KG) 
gegründeten Windparkbetreibergesellschaften. Die Vollkon-
solidierung der Projektgesellschaften erfolgt nicht nur bis 
zum Zeitpunkt des vollständigen Vertriebs der Gesellschafts-
anteile, sondern hierüber hinaus bis zur vollständigen Be-
endigung der wesentlichen Nutzenziehung aus der Projekt-
gesellschaft, mithin bis zur Fertigstellung und Übergabe des 
betriebsbereiten Windparks. Zu diesem Zeitpunkt erfolgt die 
Entkonsolidierung der Projektgesellschaft, zumal die nach 
Fertigstellung weiterhin regelmäßig realisierten Betriebs-
führungserlöse gegenüber dem Gründungs-, Vertriebs- und 
Errichtungsvorgang keinen im Sinne der IFRS wesentlichen 
Nutzenziehungs- oder Risikofaktor mehr darstellen. 

Dies hat im Bereich der Gewinn- und Verlustrechnung unter 
anderem zur Folge, dass Umsätze gegenüber Projektgesell-
schaften bis zur Fertigstellung nicht als Umsatz realisiert 
werden. Betroffen hiervon sind Provisionen und Entgelte 
im Zusammenhang mit dem Vertrieb, der Geschäftsführung 
in der Gründungsphase, der Projektierung, der rechtlichen 
und wirtschaftlichen Konzeption und allen weiteren bis zur 
Fertigstellung des Windparks erbrachten Dienstleistungen. 
Diese Umsätze sind im Rahmen der Aufwands- und Er-
tragskonsolidierung im Konzern zu eliminieren und führen 
nicht zum Zeitpunkt ihrer Realisierung, sondern erst zum 
Zeitpunkt der Fertigstellung des Windparks zu einem Er-
gebnisbeitrag.  

Die gegenüber Dritten bis zur Fertigstellung anfallen-
den Umsätze und Teilgewinne werden in Folge der Voll-
konsolidierung nicht nach Baufortschritt im Rahmen 
der Teilgewinnrealisierung nach dem PoC-(Percentage of 
completion)-Verfahren nach IAS 11 realisiert, sondern erst 
vollständig zum Zeitpunkt der Fertigstellung (completed 
contract), der mit dem Zeitpunkt der Entkonsolidierung zu-
sammen fällt. Die laufenden externen Erträge und Aufwen-
dungen der Projektgesellschaften (insbesondere Schuldzin-
sen aus der Finanzierung der Windparkinvestition) werden 
in die Gewinn- und Verlustrechnung aufgenommen, der 
Saldo aus diesen Beträgen, also der Gewinn oder der Verlust 
dieser Projektgesellschaften, wird dem Kommanditkapital, 
das nach IAS 32 als Fremdkapital zu qualifizieren ist, gut 
geschrieben (im Falle eines Gewinns) oder belastet (im Falle 
eines Verlustes, jedoch nur bis maximal 0 €), so dass die 
laufenden Ergebnisse der Projektgesellschaften im Ergeb-
nis solange neutral gestellt werden, wie sich aus etwaigen 
Verlusten kein negatives Kapital ergeben würde. Hierüber 
ggf. hinausgehende Verluste wirken sich grundsätzlich im 
Konzern aus, was jedoch im Berichtszeitraum und im Vor-
jahr nicht der Fall war. Auf die innerhalb des Konzerns eli-
minierten Zwischengewinne sind aktive latente Steuern zu 
bilanzieren. 

Anteile an assoziierten Unternehmen, auf welche die AG 
direkt oder indirekt einen wesentlichen Einfluss ausübt, 
und die nicht zum Zwecke der Weiterveräußerung in der 
nahen Zukunft erworben wurden, werden gemäß IAS 28 at 
equity bilanziert (One-Line-Consolidation). Nach der Equi-
ty-Methode werden die Anteile an einem assoziierten Un-
ternehmen in der Bilanz zu Anschaffungskosten zuzüglich 
nach dem Erwerb eingetretener Änderungen des Anteils 
des Konzerns am Reinvermögen des assoziierten Unterneh-
mens erfasst. Der mit einem assoziierten Unternehmen ver-
bundene Geschäfts- oder Firmenwert ist im Buchwert des 
Anteils enthalten und wird nicht planmäßig abgeschrieben. 
Bei der Anwendung der Equity-Methode stellt der Konzern 
fest, ob hinsichtlich der Nettoinvestition des Konzerns beim 
assoziierten Unternehmen die Berücksichtigung eines zu-
sätzlichen Wertminderungsaufwandes erforderlich ist.

Auf Konzernfremde entfallende Anteile am Eigenkapital der 
Tochterunternehmen werden gesondert innerhalb des Ei-
genkapitals ausgewiesen (»Minderheitenanteile am Eigen-
kapital«), sofern die Minderheitenanteile am Eigenkapital 
von Kapitalgesellschaften bestehen. Soweit die Minder-
heiten am Eigenkapital von Personengesellschaften, wozu  
auch Kommanditgesellschaften gehören, bestehen, sind 
diese nach IAS 32 als Fremdkapital auszuweisen. Zum Bi-
lanzstichtag des Berichtszeitraums bestanden in nennens-
wertem Umfang ausschließlich Minderheitsbeteiligungen 
an Kommanditgesellschaften. Diese Minderheitsbeteiligun-
gen an Windparkbetreibergesellschaften, die für den Ver-
bleib im Konzern vorgesehen sind, werden im langfristigen 
Verbindlichkeitenbereich ausgewiesen (»Verbindlichkeiten 
gegenüber konzernfremden Kommanditisten«). 
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     Die – auf Grund der bis zur Fertigstellung des Windparks 
durchzuführenden Vollkonsolidierung der Projektgesell-
schaften –  im Fremdkapital auszuweisenden Kommandit-
anteile Dritter an diesen Projektgesellschaften werden auf 
Grund des nur kurzfristigen Verbleibs im Konzern grund-
sätzlich im kurzfristigen Verbindlichkeitenbereich ausge-
wiesen (ebenfalls dort unter der Position »Verbindlichkeiten 
gegenüber konzernfremden Kommanditisten«). Zum Bi-
lanzstichtag war eine Projektgesellschaft mit einem in Bau 
befindlichen Windpark zu konsolidieren.

Die Anteile von Konzernfremden am Ergebnis der Tochter-
unternehmen werden in der Gewinn- und Verlustrechnung 
je nach Rechtsform der Gesellschaft, an der die Beteiligung 
besteht, gesondert als Ergebniszuordnung (im Falle einer 
Kapitalgesellschaft) beziehungsweise im Finanzergebnis  
(im Falle einer Personengesellschaft) ausgewiesen. 

Die Kapitalkonsolidierung wird gemäß IFRS 3 (»Unter-
nehmenszusammenschlüsse«) nach der Erwerbsmetho-
de durchgeführt (Purchase Accounting bzw. Acquisition 
Method). Dabei werden die Anschaffungskosten der er-
worbenen Anteile mit dem auf das Mutterunternehmen 
entfallenden anteiligen und zum Zeitwert neu bewerteten 
Nettoreinvermögen des Tochterunternehmens zum Er-
werbszeitpunkt verrechnet. 

Die Anschaffungskosten des Erwerbs entsprechen dabei 
dem beizulegenden Zeitwert der hingegebenen Vermö-
genswerte, der ausgegebenen Eigenkapitalinstrumente 
und der entstandenen bzw. übernommenen Schulden zum 
Transaktionszeitpunkt. Außerdem beinhalten sie die beizu-
legenden Zeitwerte jeglicher angesetzter Vermögenswerte 
oder Schulden, die aus einer bedingten Gegenleistungs-
vereinbarung resultieren. Erwerbsbezogene Kosten werden 
aufwandswirksam erfasst, wenn sie anfallen.

Im Rahmen eines Unternehmenszusammenschlusses iden-
tifizierbare Vermögenswerte, Schulden und Eventualver-
bindlichkeiten werden bei der Erstkonsolidierung mit ihren 
beizulegenden Zeitwerten im Erwerbszeitpunkt bewertet.

Für jeden Unternehmenserwerb entscheidet der Konzern auf 
individueller Basis, ob die nicht beherrschenden Anteile am 
erworbenen Unternehmen zum beizulegenden Zeitwert oder 
anhand des proportionalen Anteils am Nettovermögen des 
erworbenen Unternehmens erfasst werden. Als Goodwill wird 
der Wert angesetzt, der sich aus dem Überschuss der An-
schaffungskosten des Erwerbs, dem Betrag der nicht beherr-
schenden Anteile am erworbenen Unternehmen sowie dem 
beizulegendem Zeitwert jeglicher vorher gehaltener Eigen-
kapitalanteile zum Erwerbsdatum über dem Anteil des Kon-
zerns an dem zum beizulegenden Wert bewerteten Nettover-
mögen ergibt. Sind die Anschaffungskosten geringer als das 
zum beizulegenden Zeitwert bewertete Nettovermögen des 
erworbenen Tochterunternehmens, wird der Unterschiedsbe-
trag direkt in der Gewinn- und Verlustrechnung erfasst.

Die aus der Verrechnung entstehenden aktivischen Un-
terschiedsbeträge aus Unternehmenserwerben vor dem 
31. März 2004 wurden als Goodwill aktiviert und zunächst 
planmäßig zeitanteilig über ihre geschätzte Nutzungsdauer 
abgeschrieben. Mit Beginn des Geschäftsjahres 2005 wurde 
die planmäßige Abschreibung nach IFRS 3.79 ausgesetzt. 
Planmäßige Abschreibungen auf Geschäfts- oder Firmen-
werte aus diesen Transaktionen sind seither nicht mehr 
vorzunehmen. 

Soweit für diese Geschäfts- oder Firmenwerte eine Wert-
minderung nach IAS 36 (impairment only approach) vor-
liegt, werden außerplanmäßige Abschreibungen der Ge-
schäfts- oder Firmenwerte vorgenommen.

Im Zeitpunkt des Verkaufs von Anteilen an einbezogenen 
Unternehmen oder des Wegfalls der Beherrschungsmög-
lichkeit an diesen Unternehmen scheiden diese aus dem 
Konsolidierungskreis aus. Im Rahmen der Entkonsolidie-
rung werden die auf den Konzern entfallenden anteiligen 
Vermögenswerte und Schulden mit den fortgeführten 
Konzernbuchwerten einschließlich eines bestehenden Ge-
schäfts- oder Firmenwertes eliminiert. Die Differenz zwi-
schen der Summe der Restbuchwerte der abgegangenen 
Wirtschaftsgüter und dem Veräußerungserlös für die An-
teile wird erfolgswirksam in der Gewinn- und Verlustrech-
nung des Konzerns erfasst. Die von Beginn des jeweiligen 
Geschäftsjahres bis zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus 
dem Konsolidierungskreis anfallenden Erträge und Auf-
wendungen sind in der Gewinn- und Verlustrechnung des 
Konzerns ausgewiesen.

Konzerninterne Aufwendungen und Erträge sowie die zwi-
schen konsolidierten Gesellschaften bestehenden Forde-
rungen und Verbindlichkeiten wurden gemäß IAS 27 elimi-
niert, ebenso Zwischengewinne.

Bei den ergebniswirksamen Konsolidierungsbuchungen 
werden die ertragsteuerlichen Auswirkungen berücksich-
tigt und latente Steuern in Ansatz gebracht. 

2. Einbezogene Unternehmen 
Eine gesonderte Aufstellung des Anteilsbesitzes des Kon-
zerns im Sinne von § 313 Abs. 2 HGB erfolgt in der Tz. IX. 
Der Konsolidierungskreis umfasst neben der Muttergesell-
schaft Energiekontor AG die dort angeführten weiteren Un-
ternehmen. Nicht operative Vorratsgesellschaften werden 
aus Wesentlichkeitsaspekten nicht mit angeführt. In der 
gesonderten Aufstellung sind auch etwaige Befreiungsbe-
schlüsse nach § 264 Abs. 4 bzw. § 264b HGB aufgeführt. 

3. Veränderung im Konsolidierungskreis
3.1. Erstkonsolidierung

Folgende operative Gesellschaften waren im Jahr 2010 in 
Folge von Neugründung oder der Aufnahme operativer Tä-
tigkeiten in den Konsolidierungskreis aufzunehmen (Erst-
konsolidierung). 

Jahresfinanzbericht 2010 der Energiekontor AG



89

CuxlandSolar UG (Haftungsbeschränkt)
CuxlandSolar UG (Haftungsbeschränkt) – Langen 1 –
& Co. KG
WeserSolar UG (Haftungsbeschränkt)
WeserSolar UG (Haftungsbeschränkt) – Bremen 1 – 
& Co. KG
Energiekontor Guardao GmbH
Energiekontor Guardao GmbH & Co. WP GU KG
Energiekontor UK HY GmbH
Energiekontor Windpower GmbH & Co. WP 20 KG
Energiekontor Windpark BRW 1 GmbH
Energiekontor Windpark BRW 2 GmbH
Energiekontor Windpark BRW 1 GmbH & Co. WP I KG
Energiekontor Windpark BRW 1 GmbH & Co. WP II KG
Energiekontor Windpark BRW 2 GmbH & Co. WP I KG
Energiekontor Windpark BRW 2 GmbH & Co. WP II KG

Unterschiedsbeträge aus der Erstkonsolidierung im Rah-
men von Übernahmen ergaben sich nicht, da es sich bei 
den vorstehenden Vorgängen ausschließlich um Neugrün-
dungen handelt.

3.2. Entkonsolidierung
Auf Grund der im Berichtszeitraum erfolgten Fertigstellung 
des Windparks war für nachfolgende im Fremdbesitz be-
findliche Projektgesellschaften die Entkonsolidierung vor-
zunehmen.

Energiekontor Windpower GmbH & Co. ÜWP WRE II KG  
Aus der Entkonsolidierung dieser Windparkbetreibergesell-
schaft resultiert ein Entkonsolidierungsergebnis von insge-
samt T€ 456. 

Auf die Entkonsolidierung der Vorratsgesellschaft Debstedt-
Solar GmbH – Langen 2 – & Co. KG entfällt ein positives 
Ergebnis von T€ 2, so dass sich insgesamt Entkonsolidie-
rungsergebnisse von T€ 458 ergeben.

3.3 Unternehmenszusammenschlüsse nach
Ablauf der Berichtsperiode

Von der Windparkbetreibergesellschaft Energiekontor Um-
welt GmbH & Co. WP ENG KG wurde mit Wirkung zum 
1. Januar 2011 der komplette Geschäftsbetrieb (Betrieb 
eines Windparks) erworben. Der vorläufige Kaufpreis setzt 
sich zusammen aus einem Betrag in Höhe von T€ 1.738, 
der in Zahlungsmitteln zu entrichten ist, und aus der Über-
nahme von Verbindlichkeiten inklusive der bestehenden 
Windparkfinanzierung in Höhe von T€ 1.785. Es wird davon 
ausgegangen, dass der beizulegende Zeitwert des Wind-
parks und der übrigen übernommenen Vermögenswerte 
dem vereinbarten Gesamtkaufpreis entspricht. Geschäfts- 
oder Firmenwerte sind branchenüblich mit der Transaktion 
nicht verbunden. Neben den Windenergieanlagen werden 
an aktiven Werten Forderungen in Höhe von T€ 29 und 
Zahlungsmittel in Höhe von T€ 336 übernommen. Mit dem 
Windparkbetrieb verbunden ist die Verpflichtung zur Ent-
fernung der Anlagen nach Beendigung der Pachtverträge. 

Die hierfür nach IAS 37 und den in diesem Anhang be-
schriebenen Grundsätzen zu bildende Rückstellung beträgt 
zum Erwerbszeitpunkt T€ 249. Der Grund für den Erwerb 
des Windparks durch die Energiekontor-Gruppe liegt in der 
planmäßigen Erweiterung des Segments Stromerzeugung. 

4. Segmentberichterstattung
Über die Geschäftssegmente wird in einer Art und Weise 
berichtet, die mit der internen Berichterstattung an den 
Hauptentscheidungsträger übereinstimmt. Der Hauptent-
scheidungsträger ist für Entscheidungen über die Allokati-
on von Ressourcen zu den Geschäftssegmenten und für die 
Überprüfung von deren Ertragskraft zuständig. Hauptent-
scheidungsträger sind Vorstand und jeweils die Geschäfts-
führer der betroffenen Tochtergesellschaften.
 

IV. Bilanzierungs- und Bewertungsgrund-
sätze, Währungsumrechnung

Die Abschlüsse der Gesellschaft und der inländischen und 
ausländischen Tochterunternehmen werden grundsätzlich 
nach einheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungsgrund-
sätzen aufgestellt. Dies gilt im Wesentlichen auch für die 
Jahresabschlüsse von assoziierten Unternehmen.

Der von der Energiekontor AG als Muttergesellschaft auf-
gestellte Konzernabschluss 2010 der Energiekontor-Gruppe 
ist nach einheitlichen Bilanzierungs- und Bewertungs-
grundsätzen aufgestellt. Dabei finden die am Bilanzstichtag 
geltenden Standards des International Accounting Stan-
dards Board (IASB) Anwendung.

1. Gewinn- und Verlustrechnung
Die Gewinn- und Verlustrechnung des Konzerns ist nach 
dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt.

2. Zuwendungen der öffentlichen Hand
Zuwendungen der öffentlichen Hand werden erfasst, wenn 
eine angemessene Sicherheit dafür besteht, dass die Ge-
sellschaft die damit verbundenen Bedingungen erfüllen 
wird. Zuwendungen der öffentlichen Hand werden plan-
mäßig ergebniswirksam erfasst, und zwar nach IAS 20.29 
in der Gewinn- und Verlustrechnung im Rahmen der sons-
tigen betrieblichen Erträge, zumal in der Regel die damit 
im Zusammenhang stehenden Aufwendungen, die die 
Zuwendungen kompensieren sollen, in vorangegangenen 
Perioden angefallen sind. Erhaltene Zuwendungen für den 
Erwerb von Sachanlagen werden in den sonstigen Verbind-
lichkeiten als abgegrenzte Erträge erfasst. 
 

3. Realisierung von Umsatzerlösen und
sonstigen Erträgen

Die Umsatzarten und Realisierungsgrundsätze stellen sich 
wie folgt dar.
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     Umsatzerlöse werden nach Abzug von Umsatzrabatten und 
Skonti sowie umsatzabhängigen Steuern gebucht. Sie gel-
ten als realisiert, wenn die geschuldeten Lieferungen und 
Leistungen erbracht wurden oder die wesentlichen Risiken 
und Chancen übergegangen sind. Darüber hinaus muss die 
Zahlung hinreichend wahrscheinlich sein. 

Umsätze aus langfristiger Auftragsfertigung aus der Errich-
tung von Windparks für Windparkbetreibergesellschaften 
werden auf Grund der bis zur Fertigstellung des Windparks 
vorzunehmenden Konsolidierung dieser Gesellschaften 
(vgl. vorstehende Ausführungen) nicht auf Grundlage des 
IAS 11 (Teilgewinnrealisierung) entsprechend dem Leis-
tungsfortschritt gebucht, sondern erst mit Fertigstellung 
und Übergang der Risiken und Chancen und damit zum 
Entkonsolidierungs- bzw. Fertigstellungszeitpunkt (CCM 
(completed contract method)-Verfahren). 

Die Umsätze für die Dienstleistungen im Zusammenhang 
mit dem Verkauf von Windparks (Geschäftsführung in der 
Gründung, Vertrieb und Kapitalbeschaffung, wirtschaftli-
che und rechtliche Planung) werden nach dem CCM-Ver-
fahren (IAS 18, insbes. Par. 20 ff.) mit Leistungserbringung 
realisiert. 

Die Umsätze für den Verkauf von mit eigenen Windparks 
erzeugter Energie werden im Zeitpunkt der Stromlieferung 
nach dem CCM-Verfahren (IAS 18, insbes. Par. 14 ff.) rea-
lisiert.

Die Umsatzerlöse für die Betriebsführung und sonsti-
gen kaufmännischen und technischen Leistungen werden 
ebenfalls nach dem CCM (completed contract method)-
Verfahren (IAS 18, insbes. Par. 20 ff.) im Zeitpunkt der voll-
ständigen Leistungserbringung realisiert.

Zinserträge werden zeitanteilig unter Anwendung der Ef-
fektivzinsmethode verbucht.

Nutzungsentgelte und Lizenzerlöse werden je nach dem 
wirtschaftlichen Gehalt der zugrundeliegenden Verträge 
entweder sofort realisiert oder abgegrenzt und zeitanteilig 
erfasst. 

Dividendenerträge werden zum Zeitpunkt erfasst, in dem 
das Recht auf den Empfang der Zahlung entsteht. Dies ist 
in der Regel der Ausschüttungsbeschluss.

Für alle Umsatzarten gilt, dass aus Konzernsicht eine Um-
satzrealisierung gegenüber Projektgesellschaften (Wind-
parkbetreibergesellschaften im Stadium bis zur Windpark-
fertigstellung) frühestens zum Entkonsolidierungszeitpunkt 
erfolgt, also zu dem Zeitpunkt, zu dem die Anteile an der 
Gesellschaft veräußert sind und der Windpark fertiggestellt 
ist.

4. Währungsumrechnung
Jahresabschlüsse ausländischer Tochterunternehmen und 
Beteiligungen, die nicht in Euro berichten, werden ent-
sprechend IAS 21 nach der funktionalen Methode in Euro 
umgerechnet. Bilanzposten werden nach IAS 21.39 zum 
Stichtagskurs und alle Aufwands- und Ertragspositionen 
zum jeweiligen Transaktionskurs umgerechnet. Bei den 
betroffenen in Großbritannien belegenen Tochtergesell-
schaften handelt es sich um in den Geschäftsbetrieb des 
Konzerns integrierte unselbständige Einheiten (IAS 21.9 ff.), 
weswegen nicht die ausländische Währung (GBP), sondern 
der Euro die funktionale Währung darstellt. Die monetä-
ren Werte aus den Bilanzen der betroffenen ausländischen 
Tochtergesellschaften werden zum Stichtagskurs umge-
rechnet, die nichtmonetären Posten regelmäßig zu den 
Kursen des Erstverbuchungszeitpunkts bzw. in den Fällen, 
in denen der beizulegende Zeitwert (fair value) niedriger 
ist, zu dem niedrigeren Wert. Die Posten der Gewinn- und 
Verlustrechnung der betroffenen ausländischen Tochter-
gesellschaften werden zu Durchschnittskursen umgerech-
net. Die beschriebenen Umrechnungen für die integrierten 
Einheiten erfolgen, entsprechend der Behandlung eigener 
Fremdwährungsgeschäfte, erfolgswirksam in die Berichts- 
und funktionale Währung des Konzerns (Euro). Die Um-
rechnungen sowie Umrechnungsdifferenzen werden in 
der Gewinn- und Verlustrechnung im sonstigen Ergebnis 
(»sonstige betriebliche Erträge bzw. sonstige betriebliche 
Aufwendungen«) verbucht. 

5. Geschäfts- oder Firmenwerte 
Geschäfts- und Firmenwerte (Goodwill) unterliegen seit 
2005 keiner planmäßigen Abschreibung mehr, sondern wer-
den gemäß IFRS 3.79c, IAS 36 zum Bilanzstichtag auf Wert-
minderung überprüft (Impairment Test). Eine Überprüfung 
erfolgt auch, wenn Ereignisse oder Umstände (Triggering 
Events) eintreten, die auf eine mögliche Wertminderung 
hindeuten. Der Goodwill wird zu Anschaffungskosten ab-
züglich kumulierter Abschreibungen aus Wertminderungen 
angesetzt. Bei Firmenwerten, die vor dem 31. März 2004 
entstanden sind, gelten gemäß IAS 3.79b die vorhandenen 
Restbuchwerte zum 31. Dezember 2004 als Anschaffungs-
kosten. Die bis dahin vorgenommenen Abschreibungen 
und Wertminderungen mindern demnach die historischen 
Anschaffungskosten. Die vorzunehmende jährliche Über-
prüfung der Werthaltigkeit des Goodwills erfolgt auf der 
Ebene zahlungsmittelgenerierender Einheiten (Cash Gene-
rating Units, CGU). Übersteigt der Buchwert des Goodwill 
dessen erzielbaren Betrag, wird der Goodwill auf Grund 
Wertminderung entsprechend abgeschrieben. Der erzielba-
re Betrag ist der höhere der beiden Beträge aus beizule-
gendem Zeitwert, abzüglich Verkaufskosten, und dem Nut-
zungswert. Energiekontor ermittelt den erzielbaren Betrag 
grundsätzlich auf der Basis des beizulegenden Zeitwerts 
abzüglich Verkaufskosten. Diese Werte beruhen grundsätz-
lich auf Bewertungen mittels diskontierter Mittelzuflüsse 
(Discounted-Cashflow-Bewertungen, DCF).
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Bei der DCF-Methode werden auf Basis einer mittelfristi-
gen Geschäftsplanung sowie gegebenenfalls einer prog-
nostizierten langfristigen Wachstumsrate Cashflows unter 
Zugrundelegung eines risikoadjustierten Zinssatzes diskon-
tiert. Zur Überprüfung der Werthaltigkeit des Geschäfts- 
oder Firmenwertes der CGU »Projektierung von Windkraft-
anlagen in Portugal«, der den Anteil dieser Bilanzposition 
repräsentiert, wurden die zukünftigen Cashflows aus Pla-
nungen in Portugal für die nächsten fünf Jahre (Detailpla-
nungszeitraum) abgeleitet. Für den Zeitraum danach wurde 
eine Wachstumsrate von zwei Prozent zugrunde gelegt. He-
rangezogen wurden für die Detailplanungsphase die durch-
schnittlichen Bruttogewinnmargen aus den in Planung und 
in Akquisition befindlichen Projekten, unter Berücksichti-
gung der empirischen Werte in Bezug auf Bruttogewinn-
spanne und Eintrittswahrscheinlichkeiten, wobei Steuern 
und Finanzierungskosten unberücksichtigt bleiben. Der für 
die Diskontierung der prognostizierten Cashflows verwen-
dete Diskontierungssatz beträgt für die Detailplanungs-
phase zehn Prozent und für den anschließenden Zeitraum 
acht Prozent. Durch Gegenüberstellung des Buchwertes der 
CGU mit den erzielbaren Beträgen wird ein notwendiger 
Wertberichtigungsbedarf ermittelt. Es werden in zukünfti-
gen Perioden keine Wertaufholungen auf abgeschriebenen 
Goodwill vorgenommen, auch wenn der erzielbare Betrag 
den Buchwert der zahlungsmittelgenerierenden Einheit, der 
der Goodwill zugeordnet ist, übersteigt. Wertminderungen 
werden in der Gewinn- und Verlustrechnung gesondert un-
ter »Wertminderungen von Geschäfts- oder Firmenwerten« 
ausgewiesen. Im Berichtszeitraum wie im Vorjahr waren 
keine Wertminderungen zu erfassen.

6. Sonstige immaterielle Vermögenswerte 
Sonstige immaterielle Vermögenswerte umfassen die im 
Konzern genutzte Software. Das Unternehmen schreibt 
immaterielle Vermögenswerte mit einer begrenzten Nut-
zungsdauer linear über die voraussichtliche Nutzungsdauer 
auf den geschätzten Restbuchwert ab. Die voraussichtliche 
Nutzungsdauer für Software beträgt in der Regel drei bis 
fünf Jahre.

7. Sachanlagen 
Sachanlagen werden zu den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten abzüglich der kumulierten planmäßigen Ab-
schreibungen und Wertminderungen bewertet. Die dem 
Segment »Stromerzeugung« zuzurechnenden konzernei-
genen Grundstücke sind keine als Finanzinvestition ge-
haltene Immobilien (investment properties) im Sinne des 
IAS 40, sondern dienen ausschließlich eigenbetrieblichen 
Zwecken (Betrieb von Windparks). Die Anschaffungs- und 
Herstellungskosten der Sachanlagen umfassen nach IAS 
16.16c ggf. auch die zukünftig zu erwartenden geschätz-
ten Abbruchkosten, wobei etwaige künftig bei Abbruch zu 
erwartende Veräußerungserlöse nicht saldiert werden. Falls 
Änderungen des aktuellen auf dem Markt basierenden Ab-
zinsungssatzes gemäß IAS 37.47 einschließlich Änderun-
gen des Zinseffekts und für die Schuld spezifischer Risiken 

zur Anpassung der für den Abbruch zu bildenden Rück-
stellungen führen, so sind solche Änderungen nach IFRIC 
1.5a in der laufenden Periode den Anschaffungskosten der 
Windparks hinzuzufügen oder davon abzuziehen, letzteres 
jedoch maximal in Höhe des Buchwertes des jeweiligen 
Vermögenswertes (darüber ggf. hinausgehende Rückstel-
lungsminderungen sind nach IFRIC 1.5b ggf. erfolgswirk-
sam zu erfassen). Im Zeitpunkt einer etwaigen nach IFRIC 
1.5a erforderlichen Erhöhung der Werte der Sachanlagen 
in Folge der Erhöhung der Abbruchkostenrückstellungen 
werden die Buchwerte der Sachanlagen durch Schätzung 
des fair value auf Wertminderung (IAS 36) überprüft. Et-
waige sich hieraus ergebende Wertminderungen werden 
aufwandswirksam erfasst.

Bei Anschaffungen in Fremdwährung beeinflussen nach-
trägliche Kursänderungen nicht den Bilanzansatz zu ur-
sprünglichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten.    
Nachträgliche Anschaffungs- und Herstellungskosten wer-
den nur dann aktiviert, wenn es wahrscheinlich ist, dass 
daraus dem Konzern zukünftig ein wirtschaftlicher Nutzen 
entstehen wird und die Kosten des Vermögenswerts zuver-
lässig ermittelt werden können. 

Bei selbsterstellten Sachanlagen (Windparks), die als lang-
fristige Vermögenswerte (Qualifying Long-term Assets) 
qualifizieren, werden die Herstellungskosten anhand der 
direkt zurechenbaren Einzelkosten sowie angemessener 
Gemeinkosten ermittelt. In den Herstellkosten für die kon-
zerneigenen Windparks sind keine Fremdkapitalkosten akti-
viert (korrespondierend zu IAS 23 bis 2008). 

Da zu Beginn der Planungs- und auch Bauphase bei Wind-
parks in der Regel noch nicht absehbar ist, ob ein Windpark 
im Konzernbestand verbleiben oder verkauft werden soll, 
werden zunächst die gesamten projektbezogenen Herstell-
kosten aller Windparkprojekte im Wareneinsatz erfasst und 
zum Jahresende bei Vorliegen der erforderlichen Voraus-
setzungen im Rahmen der Bestandserfassung als Vorräte 
(unfertige Erzeugnisse und Leistungen) einheitlich akti-
viert. Insoweit erfolgt vor der Fertigstellung in der Regel 
keine Aktivierung von »Anlagen im Bau«. Zum Zeitpunkt 
der Fertigstellung werden dann in den Fällen, in denen 
final feststeht, dass ein Windpark in den konzerneigenen 
Bestand überführt werden soll, die projektbezogenen und 
noch nicht aufwandswirksamen Kosten aus den Beständen 
gewinnmindernd ausgebucht (»Bestandsveränderungen 
unfertige Erzeugnisse und Leistungen«). In Höhe dieser 
Kosten zuzüglich der weiteren ggf. bis zur Fertigstellung 
noch anfallenden gewinnmindernden Kosten erfolgt die 
Aktivierung ins Sachanlagevermögen durch korrespondie-
rende gewinnerhöhende Einbuchung (»Umgliederung ferti-
ge Windparks ins Anlagevermögen«).

 Bei öffentlichen Zuschüssen bzw. Subventionen für die An-
schaffung oder Herstellung von Vermögenswerten (Investi-
tionszuschüsse) werden gemäß IAS 20 die Anschaffungs- 
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     oder Herstellungskosten um den Betrag der Zuschüsse 
gekürzt. Ertragszuschüsse, denen keine zukünftigen Auf-
wendungen mehr gegenüberstehen, werden erfolgswirk-
sam erfasst und unter den sonstigen betrieblichen Erträ-
gen ausgewiesen. Die Vermögenswerte werden nach den 
Grundsätzen des IAS 16 über die jeweils geschätzte Rest-
nutzungsdauer abgeschrieben. Das Unternehmen wendet 
die lineare Abschreibungsmethode an. 

Die verwendeten Nutzungsdauern und Abschreibungsme-
thoden werden in jeder Periode überprüft und erforderli-
chenfalls angepasst. 

Im Einzelnen liegen den Wertansätzen für die laufende 
lineare Abschreibung folgende angenommene Nutzungs-
dauern zugrunde:
Technische Anlagen und Maschinen (Windparks)   
bis zu 20 Jahre
Betriebs- und Geschäftsausstattung in der Regel   
3 bis 13 Jahre

8. Wertminderungen auf Sachanlagen und
sonstige immaterielle Vermögenswerte

Alle in der Bilanz ausgewiesenen Vermögenswerte werden 
zum Bilanzstichtag auf Wertminderung überprüft (Impair-
ment Test). Eine Überprüfung erfolgt auch, wenn Ereignisse 
oder Umstände (Triggering Events) eintreten, die auf eine 
mögliche Wertminderung hindeuten. Die Überprüfung auf 
Wertminderungsbedarf erfolgt auf der Ebene zahlungsmit-
telgenerierender Einheiten (Cash Generating Units). Auf den 
Buchwert von Sachanlagen und sonstigen immateriellen 
Vermögenswerten werden neben den laufenden Abschrei-
bungen erforderlichenfalls Abschreibungen wegen Wertmin-
derungen vorgenommen, wenn infolge veränderter Umstän-
de eine voraussichtlich dauerhafte Wertminderung gegeben 
ist. Die Werthaltigkeit wird durch Vergleich des Buchwerts 
der jeweiligen Vermögenswerte mit dem erzielbaren Betrag 
bestimmt. Der erzielbare Betrag entspricht dem höheren Be-
trag aus dem Nutzungswert des Vermögenswerts und dem 
beizulegenden Zeitwert, abzüglich der Verkaufskosten. Wird 
demgemäß eine Abschreibung wegen Wertminderung für 
solche Vermögenswerte erforderlich, entspricht diese dem 
Differenzbetrag zwischen dem Buchwert und dem niedrige-
ren erzielbaren Betrag. Kann der beizulegende Zeitwert nicht 
bestimmt werden, entspricht der erzielbare Betrag dem Nut-
zungswert des Vermögenswerts. Dieser Nutzungswert ist der 
sich durch Abzinsung seiner geschätzten zukünftigen Zah-
lungsströme ergebende Betrag. 

Sobald Hinweise vorliegen, dass die Gründe für die vor-
genommenen Abschreibungen wegen Wertminderungen 
nicht länger existieren, wird die Notwendigkeit einer voll-
ständigen oder teilweisen Wertaufholung überprüft. Eine 
als Ertrag in der Gewinn- und Verlustrechnung zu erfassen-
de ergebniswirksame Wertaufholung in Form einer Wert-
erhöhung oder Verringerung einer Wertminderung erfolgt 
jedoch nur soweit, wie der Buchwert nicht überschritten 

wird, der sich unter Berücksichtigung  der regulären Ab-
schreibungseffekte ergeben hätte, wenn in den vorange-
gangenen Jahren keine Wertminderung vorgenommen 
worden wäre.
Wertminderungen bei den Sachanlagen und sonstigen im-
materiellen Vermögenswerten werden in der Gewinn- und 
Verlustrechnung unter »Abschreibungen« ausgewiesen.

9. Beteiligungen an verbundenen Unternehmen
Anteile an verbundenen Unternehmen werden nach IAS 27 
grundsätzlich in die Vollkonsolidierung einbezogen. Diese 
Einbeziehung in die Konzernbilanzierung erfolgt mit Rück-
wirkung zum Erwerbszeitpunkt. 

10. Beteiligungen an assoziierten Unternehmen
Anteile an assoziierten Unternehmen, auf welche die Mut-
tergesellschaft direkt oder indirekt einen wesentlichen 
Einfluss ausübt, werden gemäß IAS 28 at equity bilanziert 
und im Konzernabschluss unter den langfristigen Vermö-
genswerten gesondert ausgewiesen. Dies gilt für Anteile an 
Kapitalgesellschaften und betrifft in analoger Anwendung 
des IAS 32 nicht Anteile an Kommanditgesellschaften. Die-
se werden als Finanzinstrumente unter »Forderungen ge-
gen assoziierte Unternehmen« ausgewiesen.

11. Finanzinstrumente
11.1. Begriff der Finanzinstrumente

Finanzinstrumente sind alle Verträge, die dazu führen, einen 
finanziellen Vermögenswert und eine finanzielle Verbind-
lichkeit der Gesellschaft oder ein Eigenkapitalinstrument 
bei einer anderen Gesellschaft zu erfassen. Die finanziellen 
Vermögenswerte des Unternehmens beinhalten im Wesent-
lichen Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente, zur 
Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte, For-
derungen aus Lieferungen und Leistungen, Forderungen 
gegen assoziierte Unternehmen und sonstige Forderungen 
wie Darlehen und erfolgsneutral verbuchte derivative Fi-
nanzinstrumente (Zinsswaps) mit positivem Marktwert. Die 
finanziellen Verbindlichkeiten des Unternehmens umfassen 
vor allem Anleihen und Genussrechte, Verbindlichkeiten 
gegenüber Kreditinstituten, sonstige Finanzschulden, Ver-
bindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen und sons-
tige übrige Verbindlichkeiten, wozu auch die gemäß IAS 
32 als Fremdkapital zu qualifizierenden Kommanditanteile 
Konzernfremder gehören.

11.2. Bilanzielle Behandlung der Finanzinstrumente
Finanzinstrumente werden in der Bilanz erfasst, sobald das 
Unternehmen Vertragspartei eines Finanzinstruments wird. 
Marktübliche Käufe oder Verkäufe finanzieller Vermögens-
werte, d.h. Käufe oder Verkäufe, bei denen die Lieferung des 
Vermögenswerts innerhalb des für den jeweiligen Handels-
platz vorgeschriebenen oder durch Konventionen festge-
legten Zeitrahmens erfolgen muss, werden zum Handelstag 
bilanziert. 
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Finanzielle Vermögenswerte werden ausgebucht, wenn die 
Ansprüche des Konzerns bezüglich der Zahlungsströme aus 
dem Finanzinstrument auslaufen oder wenn eine Übertra-
gung des Finanzinstruments an eine andere Partei unter 
Einschluss der Kontrolle bzw. aller wesentlichen Risiken und 
Nutzen vorgenommen wurde. Finanzielle Verbindlichkeiten 
werden ausgebucht, wenn die im Vertrag spezifizierten Ver-
pflichtungen des Konzerns auslaufen oder erlassen bzw. 
gekündigt werden. 

Der erstmalige Ansatz von Finanzinstrumenten erfolgt zum 
Marktwert, der dem beizulegenden Zeitwert entspricht. 
Die Folgebewertung finanzieller Vermögenswerte und 
Verbindlichkeiten erfolgt entsprechend der Kategorie, der 
sie zugeordnet sind (den Zahlungsmitteln und Zahlungs-
mitteläquivalenten, den zur Veräußerung verfügbaren 
finanziellen Vermögenswerten, den Forderungen aus Lie-
ferungen und Leistungen, den sonstigen Forderungen, den 
Verbindlichkeiten aus Anleihen und Genussrechten, den 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten, den Verbind-
lichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, den sonstigen 
Finanzschulden, den sonstigen übrigen Verbindlichkeiten 
und den derivativen finanziellen Verbindlichkeiten). 

Bis zur Endfälligkeit gehaltene Finanzinvestitionen bilanziert 
das Unternehmen nicht. Bis zur Endfälligkeit gehaltene Fi-
nanzinvestitionen sind nicht derivative finanzielle Vermö-
genswerte mit festen oder bestimmbaren Zahlungen sowie 
einer festen Laufzeit, bei denen sowohl beabsichtigt als auch 
wirtschaftlich mit hinreichender Verlässlichkeit zu erwarten 
ist, dass diese bis zur Endfälligkeit gehalten werden. 

Soweit bei finanziellen Vermögenswerte, die nicht erfolgs-
wirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet werden, 
die fortgeführten Anschaffungskosten zum Ansatz kom-
men, werden die Buchwerte zu jedem Abschlussstichtag 
daraufhin überprüft, inwiefern substanzielle Hinweise auf 
eine Wertminderung hindeuten. Es kommt der Betrag zum 
Ansatz, mit dem ein finanzieller Vermögenswert oder eine 
finanzielle Schuld bei erstmaliger Erfassung unter Einbe-
ziehung der nicht ergebniswirksamen Transaktionskosten 
bewertet wurde, abzüglich zwischenzeitlicher Tilgung und 
außerplanmäßiger Abschreibungen für Wertminderungen 
oder Uneinbringlichkeit. Bei kurzfristigen Forderungen und 
Verbindlichkeiten sind die fortgeführten Anschaffungskos-
ten grundsätzlich mit dem Nennbetrag bzw. dem Rückzah-
lungsbetrag identisch. 

Für erwartete Ausfallrisiken werden Einzelwertberichti-
gungen vorgenommen. Diese werden zur Minderung der 
Bruttoforderung angesetzt, wenn konkrete Sachverhalte 
bekannt werden, die darauf hindeuten, dass ein Schuldner 
seinen finanziellen Verpflichtungen nicht in ausreichendem 
Maße nachkommen kann. Die Beurteilung der Angemes-
senheit der Wertberichtigung auf Forderungen obliegt dem 
dezentralen Inkassomanagement und basiert unter ande-
rem auf der Fälligkeitsstruktur der Forderungssalden, auf 

Erfahrungswerten aus bereits ausgebuchten Forderungen, 
der Kundenbonität sowie Auffälligkeiten bei einem verän-
derten Zahlungsverhalten, auf Anzeichen für finanzielle 
Schwierigkeiten des Schuldners, die ein nachhaltiges oder 
signifikantes Absinken des beizulegenden Zeitwerts des 
finanziellen Vermögenswerts unter die fortgeführten An-
schaffungskosten messbar machen, auf etwaigen Zuge-
ständnissen an den Kreditnehmer auf Grund wirtschaftli-
cher oder rechtlicher Gründe, die im Zusammenhang mit 
dessen finanziellen Schwierigkeiten stehen, oder allgemein 
auf der Feststellung des Wegfalls eines aktiven Marktes für 
den finanziellen Vermögenswert. 
Die Höhe einer Wertminderung bestimmt sich aus der Dif-
ferenz zwischen dem Buchwert des Vermögenswertes und 
den zur Barwertermittlung mit dem ursprünglichen Effek-
tivzinssatz des finanziellen Vermögenswertes abgezinsten 
erwarteten künftigen Cashflows, die ergebniswirksam er-
fasst wird.  Verringert sich die Höhe der Wertberichtigung 
in einer der folgenden Berichtsperioden und kann der zu-
grunde liegende Sachverhalt objektiv auf einen nach der 
Erfassung der Wertminderung eingetretenen Tatbestand 
zurückgeführt werden, so wird die zuvor erfasste Wertbe-
richtigung ergebniswirksam rückgängig gemacht. 

Wertminderungen bezüglich Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen sowie eines Teils der sonstigen Vermögens-
werte werden mittels Wertberichtigungskonten fortge-
schrieben.

Die Zahlungsmitteläquivalente umfassen alle liquiditätsna-
hen Vermögenswerte, die zum Zeitpunkt der Anschaffung 
beziehungsweise der Anlage eine Restlaufzeit von weniger 
als drei Monaten haben. Zahlungsmittel und Zahlungsmit-
teläquivalente bewertet Energiekontor zu Anschaffungs-
kosten.

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sowie sons-
tige Forderungen bewertet Energiekontor zu fortgeführten 
Anschaffungskosten, abzüglich etwaiger Wertminderun-
gen. Unverzinsliche oder niedrig verzinsliche Forderungen 
mit Laufzeiten von über einem Jahr werden abgezinst. 

Die Wertpapiere, die sich aus den Bundesobligationen so-
wie den Forderungen gegenüber assoziierten Unternehmen 
(Kommanditbeteiligungen) zusammensetzen, werden als 
»zur Veräußerung verfügbare« finanzielle Vermögenswerte 
klassifiziert (Sonstige originäre finanzielle Vermögenswerte 
der Kategorie »zur Veräußerung verfügbar«). Energiekontor 
bilanziert sie zum beizulegenden Zeitwert, sofern dieser 
verlässlich ermittelbar ist. Unrealisierte Kursgewinne weist 
Energiekontor nach Berücksichtigung von latenten Steu-
ern in den sonstigen Bestandteilen des Eigenkapitals (Fair 
value-Bewertung IAS 39) aus. Die Auflösung dieser Rück-
lage erfolgt bei Abgang des Vermögenswertes. Fallen die 
beizulegenden Zeitwerte von zur Veräußerung verfügbaren 
finanziellen Vermögenswerten unter die Anschaffungskos-
ten und liegen objektive Hinweise vor, dass der Vermögens-
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     wert wertgemindert ist, erfasst Energiekontor den Verlust 
und berücksichtigt ihn in der Konzern-Gewinn- und Ver-
lustrechnung. Bei seiner Einschätzung der möglichen Wert-
minderungen bezieht das Unternehmen alle verfügbaren 
Informationen ein, wie zum Beispiel die Marktbedingun-
gen und die Marktpreise, anlagespezifische Faktoren sowie 
Dauer und Ausmaß des Wertrückgangs unter die Anschaf-
fungskosten. 

Wertaufholungen werden dann erfolgswirksam vorgenom-
men, wenn nach der aufwandswirksamen Erfassung einer 
Wertminderung zu einem späteren Bewertungszeitpunkt 
Ereignisse eintreten, die zu einem objektiven Anstieg des 
beizulegenden Zeitwerts führen. Zinsen aus finanziellen 
Vermögenswerten, die als zur Veräußerung verfügbar desi-
gniert sind, werden unter Anwendung der Effektivzinsme-
thode als Zinserträge erfolgswirksam berücksichtigt.

Energiekontor bewertet die Verbindlichkeiten aus Anleihen 
und Genussrechten sowie die Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten mit Ausnahme der derivativen Finanzins-
trumente, unter Anwendung der Effektivzinsmethode zu 
den fortgeführten Anschaffungskosten. 

Finanzielle Verbindlichkeiten begründen regelmäßig einen 
Rückgabeanspruch in Zahlungsmitteln oder einem ande-
ren finanziellen Vermögenswert an eine andere Partei. Zu 
den finanziellen Verbindlichkeiten, die zu fortgeführten 
Anschaffungskosten bewertet werden, gehören vor allem 
sonsteige Finanzschulden, Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen und Teile der übrigen Verbindlichkei-
ten. Diese finanziellen Verbindlichkeiten werden nach der 
erstmaligen Erfassung unter Anwendung der Effektivzins-
methode zu fortgeführten Anschaffungskosten bewertet. 
Zinserträge aus des Auf- und Abzinsung von Verbindlich-
keiten aus Lieferungen und Leistungen werden im Zinser-
gebnis ausgewiesen. 

Derivative Finanzinstrumente wie Zinsswaps bilanziert 
Energiekontor zum Marktwert. Derivate mit positivem bei-
zulegendem Zeitwert werden als finanzielle Vermögens-
werte und Derivate mit negativem beizulegenden Zeitwert 
als finanzielle Verbindlichkeiten ausgewiesen. Derivative In-
strumente, die nicht als Sicherungsinstrumente vorgesehen 
sind und für die kein Hedge Accounting angewendet wird, 
liegen nicht vor. Cashflow-Hedges dienen der Absicherung 
von zukünftigen Zahlungsströmen, die im Zusammenhang 
mit einem bilanzierten Vermögenswert, einer bilanzierten 
Verbindlichkeit oder einem hochwahrscheinlichen zukünf-
tigen Zahlungsstrom stehen. 

Den effektiven Teil der Marktwertänderungen derivati-
ver Instrumente, die als Cashflow-Hedges bestimmt sind 
(Zinsswaps), erfasst Energiekontor nach Berücksichtigung 
von latenten Steuern in den sonstigen Bestandteilen des 
Eigenkapitals (fair value-Bewertung IAS 39). 

Es werden nur Cashflow-Hedges bilanziert, die die strengen 
Anforderungen des IAS 39 hinsichtlich Hedge Accounting 
erfüllen. Sofern die Kriterien für eine Sicherungsbeziehung 
erfüllt sind, werden die Bezeichnung des eingesetzten Finanz-
instruments, das zugehörige Grundgeschäft, das abgesicherte 
Risiko und die Einschätzung des Grads der Wirksamkeit der 
eingesetzten Sicherungsinstrumente dokumentiert. Um die 
Wirksamkeit der Sicherungsbeziehung hinsichtlich der Kom-
pensation der Risiken aus Änderungen der Zahlungsströme in 
Bezug auf das abgesicherte Risiko beurteilen zu können, wird 
diese zum Abschlussstichtag auf ihre Effektivität untersucht. 
Wenn die Sicherungsbeziehung als ineffektiv eingestuft 
wird bzw. die Kriterien für die Bilanzierung von Sicherungs-
beziehungen nicht mehr erfüllt werden, so wird die Rück-
lage umgehend aufgelöst, in der Regel erfolgswirksam. Auf 
die weiteren Ausführungen in den Erläuterungen zur Bilanz 
und den Bilanzpositionen, die eine Aufstellung der Kate-
gorisierung der Finanzinstrumente bei der Energiekontor 
Gruppe enthalten (Tz. VI.2.), wird verwiesen.
 

12. Besteuerung
12.1. Laufende Steuern

Der laufende Steueraufwand wird auf Basis des zu versteuern-
den Einkommens für das Jahr ermittelt. Das zu versteuernde 
Einkommen weicht vom Jahresüberschuss aus der Gewinn- 
und Verlustrechnung ab, da es Aufwendungen und Erträge 
ausschließt, die nicht steuerpflichtig bzw. steuerlich abzugs-
fähig sind. Die Verbindlichkeit des Konzerns für den laufenden 
Steueraufwand wurde auf Grundlage der in den jeweiligen 
Nationen, in denen der Konzern Tochtergesellschaften und 
Betriebsstätten unterhält, geltenden bzw. aus Sicht des Bi-
lanzstichtages in Kürze geltenden Steuersätze berechnet.

12.2. Latente Steuern
Latente Steuern resultieren aus unterschiedlichen Wert-
ansätzen in den IFRS- und Steuerbilanzen der Konzernun-
ternehmen sowie aus Konsolidierungsmaßnahmen, soweit 
sich diese Unterschiede im Zeitablauf wieder ausgleichen. 
Das Unternehmen wendet IAS 12 (Income Taxes) an. Nach 
der darin enthaltenen Verbindlichkeitsmethode (Liability 
Method) werden aktive und passive latente Steuern mit 
der zukünftigen Steuerwirkung angesetzt, die sich aus 
den Unterschieden zwischen IFRS-Bilanzierung und je-
weils landesspezifischer steuerrechtlicher Bilanzierung von 
Aktiv- und Passivposten ergeben. Die Auswirkungen von 
Steuersatzänderungen auf die latenten Steuern werden 
erfolgswirksam in dem Berichtszeitraum erfasst, in dem 
das der Steuersatzänderung zugrunde liegende Gesetzge-
bungsverfahren weitgehend abgeschlossen ist. 

Darüber hinaus werden für Verlustvorträge latente Steuer-
abgrenzungen dann und insoweit vorgenommen, als ihre 
Nutzung in absehbarer Zukunft wahrscheinlich ist. 

Für die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit der Realisierbar-
keit solcher Steueransprüche sind regelmäßig zu aktualisie-
rende Steuerplanungsrechnungen durchzuführen. Außer-
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dem sind die jeweils nationalen wie auch auf dem Gebiet 
der EU nach der laufenden Rechtsprechung des EuGH an-
zuwendenden Steuerregelungen einzubeziehen. 

Latente Steuerabgrenzungen werden nach Steueransprü-
chen (aktive latente Abgrenzungen) und Steuerschulden 
(passive latente Abgrenzungen) unterschieden. In der durch 
das Unternehmen vorgenommenen Gliederung der Bilanz 
nach Fristigkeitsaspekten gelten latente Steuern nach 
IAS  1.70 grundsätzlich als langfristig. Eine Saldierungs-
möglichkeit von aktiven und passiven Steuerlatenzbeträ-
gen besteht ausnahmsweise nach IAS 12.74 dann, wenn 
und soweit ein einklagbares Recht besteht bzw. im Falle 
des Vorliegens tatsächlicher Ansprüche und Schulden be-
stünde, diese Steuerschulden aufzurechnen und wenn und 
soweit die latenten Steuern sich auf dasselbe Steuersubjekt 
und dieselbe Steuerbehörde beziehen. Von dieser Saldie-
rungsmöglichkeit machte das Unternehmen auch im Be-
richtszeitraum Gebrauch. 

13. Vorräte
Vorräte sind zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 
bei Anwendung der Durchschnittsmethode zuzüglich di-
rekt zurechenbarer Nebenkosten (IAS 2) angesetzt. Finan-
zierungskosten auf die Vorräte werden nach Maßgabe des 
IAS 23 aktiviert, soweit sie auf nach dem 31. Dezember 
2008 erstmals aktivierungsfähige Vorratsbestände entfal-
len (IAS 23.27). Es erfolgt keine rückwirkende Anwendung 
der Aktivierungsfähigkeit im Sinne des IAS 23.28.

Wertberichtigungen auf Vorräte werden vorgenommen, 
wenn der realisierbare Nettoveräußerungswert unter den 
bilanzierten Anschaffungs- oder Herstellungskosten liegt. 
 

14. Forderungen aus langfristiger Auftragsfertigung
Auf Grund der Konsolidierungspraxis, wonach Wind-
parkbetreibergesellschaften, für die Windparks errichtet 
werden, nicht bereits mit Vertrieb der Kommanditanteile 
(Gesellschafterwechsel), sondern erst mit Fertigstellung 
des Windparks entkonsolidiert werden, hat IAS 11 (cost-to-
complete-Verfahren) für die Konzernbilanzierung faktisch 
keine Bedeutung. 

15. Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente umfassen den 
Bargeldbestand, Bankguthaben und alle liquiditätsnahen Ver-
mögenswerte, die zum Zeitpunkt der Anschaffung bzw. der 
Anlage eine Restlaufzeit von weniger als drei Monaten haben. 
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente werden zu 
fortgeführten Anschaffungskosten bewertet.

16. Minderheitenanteile 
Anteile von Minderheiten bzw. konzernfremden Gesell-
schaftern sind nach den IFRS in der Regel innerhalb des 
Eigenkapitals in einer gesonderten Position getrennt aus-
zuweisen. 

Da es sich jedoch bei den Tochtergesellschaften, an denen 
diese Minderheitenanteile bestehen, um Kommanditgesell-
schaften handelt, führt die Anwendung des IAS 32 zu ei-
nem vom deutschen Handelsrecht abweichenden Ausweis 
dieses wirtschaftlichen Eigenkapitals. 

Nach den dahingehend geltenden IFRS gilt dieses Komman-
ditkapital der Minderheiten als Fremdkapital. Bei den Toch-
tergesellschaften, an denen Minderheiten beteiligt sind, 
handelt es sich ausschließlich um Kommanditgesellschaf-
ten. Nach IAS 32, der in der im Rahmen des »Amendments 
Project« in 2003 überarbeiteten Fassung für Geschäftsjahre, 
die nach dem 1. Januar 2005 begonnen haben, anzuwen-
den ist, sind die Kündigungsmöglichkeiten der Komman-
ditisten ein entscheidendes Kriterium für die Abgrenzung 
von Eigenkapital und Fremdkapital. Finanzinstrumente, die 
dem Inhaber (hier: dem Kommanditisten) das Recht zur 
Kündigung gewähren und damit die Gesellschaft im Kündi-
gungsfall verpflichten, flüssige Mittel oder andere finanzi-
elle Vermögenswerte zu übertragen, stellen demnach ent-
gegen der in Deutschland unbestrittenen wirtschaftlichen 
Substanz als Eigenkapital aus Sicht der IFRS eine finanzielle 
Verbindlichkeit und damit Fremdkapital dar. In vorliegen-
dem Fall ist auf Grund der bestehenden Kündigungsrech-
te der Kommanditisten der Tochtergesellschaften das mit 
dem Gesamtbetrag der Minderheitenanteile laut Bilanz 
korrespondierende »Nettovermögen der Kommanditisten« 
folglich nach IAS 32 nicht im Eigen-, sondern zum Barwert 
im Fremdkapital zu erfassen. Die Bewertung dieses Postens 
erfolgt zum nach den IFRS ermittelten Barwert des »Net-
tovermögens der Kommanditisten«. Korrespondierend sind 
die auf die Kommanditisten entfallenden Ergebnisanteile 
als Finanzierungsaufwand bzw. –ertrag zu erfassen. 

17. Rückstellungen 
Gemäß IAS 37 werden für rechtliche oder faktische Ver-
pflichtungen Rückstellungen in der Bilanz angesetzt, wenn 
das Unternehmen aus einem Ereignis in der Vergangenheit 
eine gegenwärtige rechtliche oder faktische Verpflichtung 
hat, und es wahrscheinlich ist, dass wirtschaftliche Res-
sourcen abfließen, um diese Verpflichtung zu erfüllen. Da-
bei ist eine Abzinsung immer dann vorzunehmen, wenn 
der Abzinsungseffekt wesentlich ist. Der Wertansatz der 
Rückstellungen berücksichtigt diejenigen Beträge, die er-
forderlich sind, um zukünftige Zahlungsverpflichtungen, 
erkennbare Risiken und ungewisse Verpflichtungen des 
Konzerns abzudecken. Drohverlustrückstellungen bewertet 
das Unternehmen mit dem niedrigeren Betrag aus den zu 
erwartenden Kosten bei Erfüllung des Vertrags und den zu 
erwartenden Kosten bei Beendigung des Vertrags. 

Zuführungen zu den Rückstellungen werden grundsätzlich 
erfolgswirksam berücksichtigt, mit Ausnahme von Rück-
stellungsbildungen im Zusammenhang mit Abbruch- und 
Rekultivierungskosten. In diesen Fällen ist der Buchwert des 
dazugehörigen Sachanlagevermögens um den Barwert der 
rechtlichen Verpflichtungen aus dem Abbruch zu erhöhen. 
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     Die Berechnungsgrundlagen für die Barwertberechnung 
der Rückstellungen bestehen aus der Laufzeit bis zum vo-
raussichtlichen Abbruch, aus den heute zu erwartenden 
anlagenspezifischen Abbruchkosten, die für die Anwen-
dung der Nominalzinsrechnung (Kaufkraftäquivalenz) auf 
die voraussichtlichen Abbruchkosten unter Einrechnung 
einer voraussichtlichen Inflationsrate von p.a. zwei Prozent 
hochgerechnet werden, sowie aus dem jeweiligen auf die 
Restlaufzeit bezogenen Diskontierungszinssatz. Aus der 
regelmäßig erfolgten Einholung von Gutachten für die 
voraussichtlich zum Zeitpunkt des Abbaus der Windener-
gieanlagen zu erwartenden Abbruchkosten ergaben sich im 
Geschäftsjahr deutliche Erhöhungen gegenüber den bisher 
veranschlagten Kosten. Zu erwartende Verwertungserlöse 
werden bei der Rückstellungsbemessung nicht berücksich-
tigt, auch wenn ihre Realisierung aus heutiger Sicht wahr-
scheinlich und die dabei erzielten Erlöse im Schätzungs-
wege gleichermaßen bezifferbar wie die Kosten für den 
Abbruch der Anlagen sind. Für alle Windparks ergaben sich 
durch die aktuelle Prognose Erhöhungen der Rückstellun-
gen von T€ 2.100.

Die Erfassung der Rückstellungen erfolgt grundsätzlich im 
Erstjahr der Rückstellungsbildung gewinnneutral im Wege 
eines bilanziellen Aktiv-Passiv-Tauschs. Der zusätzlich akti-
vierte Betrag wird über die Restnutzungsdauer der Sachan-
lagegegenstände (IAS 16) abgeschrieben. 

Die sich gegenüber dem Vorjahr auf Grund der Anwendung 
der Diskontierungssätze der Bundesbank ergebenden Un-
terschiede bei der Rückstellungsberechnung werden ge-
winnneutral mit den Anschaffungs-/Herstellungskosten 
der Windparks verrechnet und betragen im Geschäftsjahr 
insgesamt (Erhöhung) T€ 75 (Vorjahr T€ 263).

Einen bei der Erfüllung der Verpflichtung entstehenden 
positiven oder negativen Differenzbetrag zum Buchwert 
erfasst das Unternehmen erfolgswirksam. Die jährlichen 
Aufzinsungsbeträge zur Barwertanpassung der Rückstel-
lungen werden ergebniswirksam im Finanzierungsaufwand 
verbucht.

Die Steuer- und sonstigen Rückstellungen sind nach ver-
nünftiger kaufmännischer Beurteilung bemessen. Es wer-
den alle Informationen berücksichtigt, die bis zum Tag der 
Bilanzaufstellung bekannt werden. 

18. Verbindlichkeiten 
Finanzielle Verbindlichkeiten, mit Ausnahme der derivativen 
Finanzinstrumente, werden unter Anwendung der Effektiv-
zinsmethode zu den fortgeführten Anschaffungskosten 
bewertet. Ein etwaiger Unterschiedsbetrag zwischen aus-
bezahltem und bei Endfälligkeit rückzahlbarem Betrag (Dis-
agio, Darlehensabgeld) wird amortisiert, indem zunächst 
der Vereinnahmungsbetrag angesetzt und dann sukzessive 
durch kontinuierliche Aufzinsung bis zum finalen Rückzah-
lungsbetrag fortgeschrieben wird. Forderungen und Ver-

bindlichkeiten in Fremdwährung werden zu Stichtagskur-
sen umgerechnet. Bankverbindlichkeiten in Fremdwährung 
werden mit dem Geldkurs am Bilanzstichtag umgerechnet. 
Eventualverbindlichkeiten sind nicht bilanziert, sondern im 
Konzernanhang unter Sonstige Angaben (Teil VIII.) ausge-
wiesen.
 

19. Bedeutende bilanzielle Ermessensspielräume 
und Hauptquellen von Schätzungen
19.1. Notwendigkeit von Schätzungen

Bei der Anwendung der dargestellten Konzernbilanzie-
rungsrichtlinien muss die Geschäftsführung in Bezug auf 
die Buchwerte von Vermögenswerten und Schulden, die 
nicht ohne Weiteres aus anderen Quellen ermittelt werden 
können, Sachverhalte beurteilen, Schätzungen anstellen 
und Annahmen treffen. Die Schätzungen und die ihnen zu 
Grunde liegenden Annahmen resultierten aus Erfahrungen 
der Vergangenheit sowie weiteren als relevant erachteten 
Faktoren. Die tatsächlichen Werte können von den Schät-
zungen abweichen.

Die den Schätzungen zugrunde liegenden Annahmen un-
terliegen einer regelmäßigen Überprüfung. Schätzungs-
änderungen, die nur eine Periode betreffen, werden nur 
in dieser berücksichtigt. Schätzungsänderungen, die die 
aktuelle sowie die folgenden Berichtsperioden betreffen, 
werden entsprechend in dieser und den folgenden Perioden 
beachtet.

19.2. Hauptquellen von Schätzungsunsicherheiten
Im Folgenden werden die wichtigsten zukunftsbezogenen 
Annahmen sowie die sonstigen wesentlichen Quellen von 
Schätzungsunsicherheiten am Bilanzstichtag angegeben, 
durch die ein beträchtliches Risiko entstehen kann, dass in-
nerhalb des nächsten Geschäftsjahrs eine wesentliche An-
passung der ausgewiesenen Vermögenswerte und Schul-
den erforderlich wird.

19.2.1. Werthaltigkeit des Geschäfts-
oder Firmenwerts

In der Konzernbilanz zum 31. Dezember 2010 ist wie im Vor-
jahr ein Geschäfts- oder Firmenwert in Höhe von T€ 2.350 
berücksichtigt. Im Rahmen der Überprüfung wurde gegen-
über dem Vorjahr keine Wertminderung identifiziert. Ab-
schreibungsbedarf bestand daher wie im Vorjahr nicht. 

Für die Bestimmung der Wertminderung des Geschäft- 
oder Firmenwerts ist es erforderlich, den Nutzungswert 
der Zahlungsmittel generierenden Einheit, zu der der Ge-
schäfts- oder Firmenwert gehört, zu ermitteln. Die Berech-
nung des Nutzungswerts bedarf der Schätzung künftiger 
Cashflows aus der zahlungsmittelgenerierenden Einheit 
sowie eines geeigneten Abzinsungssatzes für die Barwert-
berechnung im Wege der Bewertung mittels diskontierter 
Mittelzuflüsse (Discounted-Cashflow-Bewertungen). Die 
hierfür heranzuziehenden Schätzgrößen bestehen haupt-
sächlich in den voraussichtlich realisierten Mittelzuflüssen, 
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in den dabei zu Grunde zu legenden Gewinnmargen sowie 
in den Realisierungszeitpunkten der Projekte.

19.2.2. Werthaltigkeit der technischen
Anlagen (Windparks)

In der Konzernbilanz zum 31. Dezember 2010 sind die kon-
zerneigenen Windparks in Höhe von insgesamt T€ 87.204 
(Vorjahr T€ 87.667) aktiviert. Für die Bestimmung etwaiger 
Wertminderungen dieser Sachanlagen im Rahmen der re-
gelmäßigen Impairment-Tests ist es erforderlich, die Nut-
zungswerte der Zahlungsmittel generierenden Einheiten, 
zu denen die jeweiligen Windparks gehören, zu ermitteln. 
Die Berechnung der Nutzungswerte bedarf der Schät-
zung künftiger Cashflows aus der zahlungsmittelgenerie-
renden Einheit sowie eines geeigneten Abzinsungssatzes 
für die Barwertberechnung im Wege der Bewertung mit-
tels diskontierter Mittelzuflüsse (Discounted-Cashflow-
Bewertungen). Die hierfür heranzuziehenden Schätzgrößen 
bestehen hauptsächlich in den die Höhe der Stromerträge 
beeinflussenden zukünftigen Windverhältnissen, in den 
Vergütungssätzen für den Verkauf der Energie, der tech-
nischen Lebensdauer der Windenergieanlagen, den An-
schlussfinanzierungszinssätzen sowie in den weiteren Kos-
tengrößen eines Windparks wie Instandsetzungen usw.
 

19.2.3. Werthaltigkeit von Vorräten
(unfertige Erzeugnisse und Leistungen)

In der Konzernbilanz zum 31. Dezember 2010 sind Vorräte 
in Höhe von T€ 21.447 (Vorjahr T€ 15.054) berücksichtigt. 
Diese resultieren aus der Aktivierung von im Rahmen der 
Windpark-Projektentwicklung angefallenen projektbezo-
genen Kosten. Die Geschäftsführung hat die Werthaltigkeit 
der aktivierten Kosten am Bilanzstichtag beurteilt und da-
bei keinen Wertminderungsbedarf festgestellt.

Bei der Bewertung der Vorräte stellen die künftigen Rea-
lisierungschancen von Projekten und der Wert der erwar-
teten künftigen Cashflows wesentliche Schätzgrößen dar.

19.2.4. Aktive latente Steuern
Aktive latente Steuern werden für alle nicht genutzten 
steuerlichen Verlustvorträge sowie zeitliche Buchungsun-
terschiede in dem Maße erfasst, wie es wahrscheinlich ist 
bzw. wie hierfür überzeugende substanzielle Hinweise vor-
liegen, dass hierfür zu versteuerndes Einkommen verfügbar 
sein wird, so dass die Verlustvorträge tatsächlich genutzt 
werden können. Wesentliche Teile der aktiven latenten 
Steuern entstanden in den Windparkbetreibergesellschaf-
ten, die steuerlich maximal  zulässige degressive und Son-
der-Abschreibungen nutzen, sowie in den ausländischen 
Planungsgesellschaften, die erhebliche Vorlaufkosten für 
die jeweilige Markt- und Projekterschließung trugen. Für 
die Ermittlung der Höhe der aktiven latenten Steuern ist 
eine Schätzung der Unternehmensleitung auf der Grund-
lage des erwarteten Eintrittszeitpunkts und der Höhe des 
künftig zu versteuernden Einkommens sowie der zukünf-
tigen Steuerplanungsstrategie (zeitlicher Anfall steuerli-

cher Ergebnisse, Berücksichtigung steuerlicher Risiken etc.) 
erforderlich. Wesentliche Auswirkung hierauf haben auch 
die jeweils nationalen wie auch auf EU-Ebene gegebenen 
steuerrechtlichen Grundlagen, die laufenden Anpassungen 
unterliegen. So wurde auch im Geschäftsjahr durch den 
portugiesischen Gesetzgeber der Nutzungszeitraum für 
kumulierte Verluste in Portugal deutlich reduziert, was für 
die Gruppe einen erheblich erhöhten Steueraufwand nach 
sich zieht. 

V. Erläuterungen zur Gewinn-
und Verlustrechnung

Die nachfolgenden Ziffern sind bei den entsprechenden Po-
sitionen in der Gewinn- und Verlustrechnung angegeben. 
Sofern nicht weiter bezeichnet, erfolgen alle Angaben in T€.
Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamt-
kostenverfahren erstellt worden.

1. Umsatzerlöse
Die Umsätze des Konzerns in dem Segment »Projektierung 
und Verkauf von Windparks« wurden in der Vergangenheit 
nahezu ausschließlich gegenüber inländischen Investoren 
erzielt, auch wenn die Windparks im Ausland (in Portugal) 
belegen waren. 

Die dem Bereich »sonstige Geschäftssegmente« zuzurech-
nenden kaufmännischen und technischen Dienstleistun-
gen (Betriebsführung) werden nahezu ausschließlich in 
Deutschland erbracht.

Die Umsatzerlöse in dem Segment »Stromerzeugung in 
konzerneigenen Windparks« (kurz »Stromerzeugung«) wer-
den in Windparks in Deutschland und in Portugal realisiert.

Im Einzelnen setzen sich die Umsatzerlöse wie folgt zusam-
men:

2010 2009
T€ T€

Errichtung und Verkauf
von Windparks 16.178 16.837
Stromerzeugung in
konzerneigenen Windparks 15.227 15.523
Betriebsführung für Windpark-
betreibergesellschaften 1.887 1.982
Dienstleistungen im
Zusammenhang mit Projektierung 
und Verkauf von Windparks 1.809 667
Umsatzerlöse gesamt 35.101 35.009

2. Erhöhung/Verminderung des Bestandes an
fertigen und unfertigen Erzeugnissen

Unter dieser Position im betragsmäßigen Umfang von 
T€ 11.279 (Vorjahr T€ -1.520) sind die Veränderungen der 
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Bestätigungsvermerk
des Abschlussprüfers

Wir haben den von der Energiekontor AG, Bremen, auf-
gestellten Konzernabschluss – bestehend aus Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung, Kapitalflussrechnung, Eigen-
kapitalveränderungsrechnung und Anhang – sowie den 
Konzernlagebericht für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 
2010 bis 31. Dezember 2010 geprüft. Die Aufstellung von 
Konzernabschluss und Konzernlagebericht nach den IFRS, 
wie sie in der EU anzuwenden sind,  und den ergänzend, 
nach § 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden handelsrechtli-
chen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen 
der Satzung, liegt in der Verantwortung der gesetzlichen 
Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Konzernabschluss und den Konzernla-
gebericht abzugeben. Ergänzend wurden wir beauftragt zu 
beurteilen, ob der Konzernabschluss auch den IFRS insge-
samt entspricht.

Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Konzernabschluss unter Beachtung der an-
zuwendenden Rechnungslegungsvorschriften und durch 
den Konzerlagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld des Konzerns sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben im Kon-
zernabschluss und Konzernlagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den Konzern-
abschluss einbezogenen Unternehmen, der Abgrenzung 
des Konsolidierungskreises, der angewandten Bilanzie-
rungs- und Konsolidierungs-grundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Konzernabschlusses 
und des Konzernlageberichts. Wir sind der Auffassung, dass 
unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für un-
sere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Konzernab-
schluss den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und 
den ergänzend nach § 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden 
handelsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden 
Bestimmungen der Satzung sowie den IFRS insgesamt und 
vermittelt unter Beachtung dieser Vorschriften ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns. Der Konzern-
lagebericht steht in Einklang mit dem Konzernabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Konzerns und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar.

Stuttgart, den 28. März 2011

HW Treuhand GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Ralph Hoppe 
Wirtschaftsprüfer 
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Jahresabschluss
der AG (HGB)
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Bilanz der AG (HGB)     

Aktiva per 31.12.2010
Erläuterungsziffer

Anhang der AG, Teil III

31.12.2010 31.12.2009
€ € T€

A. Anlagevermögen (1.)

I. Immaterielle Vermögensgegenstände (1.1.)
1. entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerb-
liche Schutzrechte und ähnliche Rechte und 
Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und 
Werten 117.699,00 91

II. Sachanlagen
1. Andere Anlagen, Betriebs- und
 Geschäftsausstattung                                           (1.2.) 34.927,00 36

III. Finanzanlagen (1.3.)
1. Anteile an verbundenen Unternehmen             (1.3.1.) 35.429.440,44 36.614
2. Ausleihungen an verbundenen Unternehmen    (1.3.2.) 12.626.234,59 13.844
3. Sonstige Ausleihungen                                    (1.3.3.) 480.803,36 48.536.478,39 403

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte
1. Unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen (2.1.) 11.765.722,13 10.228

II. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände

(2.2.)

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 1.085.721,74 138
2. Forderungen gegen verbundene
Unternehmen 5.153.809,07 4.353
3. Sonstige Vermögensgegenstände 1.133.679,99 7.373.210,80 1.161

III. Wertpapiere
1. Sonstige Wertpapiere (2.3.) 12.266.000,00 15.247

IV. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Gut-
haben bei Kreditinstituten und Schecks 23.397.465,24 16.067

C. Rechnungsabgrenzungsposten (2.4.) 8.431,75 11

Summe Aktiva 103.499.934,31  98.191
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Passiva per 31.12.2010
Erläuterungsziffer

Anhang der AG, Teil III.

31.12.2010 31.12.2009
€ € T€

A. Eigenkapital (3.)

I. Gezeichnetes Kapital (3.1) 14.777.610,00  14.778

II. Kapitalrücklage (3.5.) 41.237.445,11  41.237

III. Gewinnrücklagen (3.6.)
1. Gesetzliche Rücklagen 15.000,00  15
2. Andere Gewinnrücklagen 74.127,47 89.127,47  1.456

IV. Bilanzgewinn (3.7.) 1.181.375,03  591

B. Rückstellungen (4.)
1. Steuerrückstellungen 233.493,00  68
2. Sonstige Rückstellungen 1.109.000,00 1.342.493,00  1.056

C. Verbindlichkeiten                                       (5.,6.,7.)
1. Anleihe 14.000.000,00  13.995
2. Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 16.024.696,95  13.414
3. Verbindlichkeiten aus Lieferungen
und Leistungen 727.270,81  561
4. Verbindlichkeiten gegenüber
verbundenen Unternehmen 12.143.039,74  9.974
5. Sonstige Verbindlichkeiten 1.496.908,20 44.391.915,70  1.047

D. Passive Latente Steuern (8) 479.968,00 0

Summe Passiva 103.499.934,31  98.191
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Erläuterungsziffer
Anhang der AG, Teil IV.

2010 2009
€ € T€

Umsatzerlöse (1.) 4.405.862,07 6.267
Erhöhung des Bestandes
an fertigen und unfertigen Erzeugnissen 1.538.118,27 2.923
Gesamtleistung 5.943.980,34 9.190
Sonstige betriebliche Erträge (2.) 2.386.194,98 1.727
Materialaufwand (3.)

Aufwendungen für bezogene Leistungen 1.897.788,65 2.882
Rohergebnis 6.432.386,67 8.035
Personalaufwand

Löhne und Gehälter 4.211.233,03 3.499
soziale Abgaben und Aufwendungen für
Altersversorgung und Unterstützung 599.206,37 4.810.439,40 587

davon für Altersversorgung € 48.311,23
(Vj. T€ 52)

Abschreibungen (4.)
Abschreibungen auf immaterielle
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens 
und Sachanlagen 53.099,13 35

sonstige betriebliche Aufwendungen (5.) 5.955.236,37 5.230
Erträge aus Beteiligungen (6.) 18.000,00 82

- davon von verbundenen
Unternehmen € 18.000,00 (Vj. T€ 82)

Erträge aus Ergebnisabführungsverträgen
verbundener Unternehmen (7.) 5.537.531,72 2.445
Aufwendungen aus Ergebnisabführungsverträgen 
verbundener Unternehmen   (7.) 0,00 123
Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen
des Finanzanlagevermögens (8.) 194.171,57 186

davon von verbundenen Unternehmen
€ 150.864,34 (Vj. T€ 173)

sonstige Zinsen und ähnliche Erträge (10.) 727.193,60 1.000
davon von verbundenen Unternehmen
€ 144.473,39 (Vj. T€ 61)

Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf
Wertpapiere des Umlaufvermögens (9.) 314.000,00 105
Zinsen und ähnliche Aufwendungen (10.) 1.340.335,63 1.518

davon an verbundene Unternehmen € 250.647,75
(Vj. T€ 358)

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 436.173,03 650
Steuern vom Einkommen und Ertrag (11.) 154.798,00 43
Jahresüberschuss 281.375,03 607
Gewinnvortrag

Gewinnvortrag vor Verwendung 591.104,40 2.217
Dividendenzahlungen -591.104,40 0,00 -2.217

Entnahme aus Gewinnrücklagen 900.000,00 0
Einstellungen in Gewinnrücklagen 0,00 16
Bilanzgewinn 1.181.375,03 591

Gewinn- und Verlustrechnung der AG (HGB)
für die Zeit vom 01.01.2010 bis 31.12.2010
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I. Grundlagen des Abschlusses

Der Jahresabschluss der Energiekontor AG wird nach     
handelsrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften und 
den aktien rechtlichen Vorschriften aufgestellt. 

Die im Mai 2009 veröffentlichten Vorschriften des Bilanz-
rechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG) wurden für die Ener-
giekontor AG im Geschäftsjahr 2010 erstmals angewendet.

Dabei wurde auf die Anpassung der Vorjahreswerte in An-
wendung einer Erleichterungsregelung des BilMoG in den 
meisten Fällen verzichtet. Durch die Auswirkungen aus der 
erstmaligen Anwendung der Vorschriften des BilMoG zum 
1. Januar 2010 wurden die Gewinnrücklagen beeinflusst, 
ein Ausweis im außerordentlichen Ergebnis hatte nicht zu 
erfolgen.

Soweit anwendbar, wurden auch die am Bilanzstichtag gül-
tigen Rechnungslegungsstandards des Deutschen Rech-
nungslegung Standards Committee e.V. (DRSC) beachtet.

Der Jahresabschluss der Energiekontor AG ist in Euro (€) 
aufgestellt. Die Angaben im Jahresabschluss sowie im An-
hang erfolgen in € und in T€.

Zur Klarheit und Übersichtlichkeit des Abschlusses wer-
den die für die einzelnen Positionen der Bilanzen und der 
Gewinn- und Verlustrechnungen geforderten zusätzlichen 
Angaben in den Anhang übernommen. Die Gewinn- und 
Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren 
gegliedert. Die Posten der Gewinn- und Verlustrechnung 
sind mit denen des Vorjahres vergleichbar. Soweit in Einzel-
fällen Umgliederungen von Vorjahresbeträgen vorgenom-
men wurden, ist dies bei der jeweiligen Position vermerkt.

 II. Bilanzierungs- und Bewertungsgrund-
sätze, Währungsumrechnung

Nachfolgend aufgeführte Grundsätze zur Bilanzierung, Be-
wertung und Währungsumrechnung wurden unverändert 
zum Vorjahr angewandt. Änderungen in Folge der erstmali-
gen Anwendung des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes 
(BilMoG) ergaben sich im Bereich der latenten Steuern.

1. Gliederungsgrundsätze 
Die Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrech-
nung sind mit denen des Vorjahres vergleichbar.

2. Bilanzierungsmethoden 
Im Jahresabschluss sind sämtliche Vermögensgegenstände, 
Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Aufwendungen 
und Erträge enthalten, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. Die Posten der Aktivseite sind nicht -bzw. nur 
soweit gesetzlich zulässig- mit Posten der Passivseite, Auf-
wendungen nicht mit Erträgen, Grundstücksrechte nicht 
mit Grundstückslasten verrechnet worden.

Das Anlage- und Umlaufvermögen, das Eigenkapital, die 
Schulden sowie die Rechnungsabgrenzungsposten wurden 
in der Bilanz gesondert ausgewiesen und hinreichend auf-
gegliedert.

Das Anlagevermögen weist nur Gegenstände aus, die be-
stimmt sind, dem Geschäftsbetrieb dauernd zu dienen. 
Aufwendungen für die Gründung des Unternehmens und 
für die Beschaffung des Eigenkapitals, sowie für immateri-
elle Vermögensgegenstände, die nicht entgeltlich erworben 
wurden, wurden nicht bilanziert. Rückstellungen wurden 
nur im Rahmen des § 249 HGB und Rechnungsabgren-
zungsposten wurden nach den Vorschriften des § 250 HGB 
gebildet. Haftungsverhältnisse i.S. von § 251 HGB sind ggf. 
nachfolgend gesondert angegeben, ebenso wie Art und 
Zweck sowie Risiken und Vorteile aus nicht in der Bilanz 
enthaltenen Geschäften, soweit dies für die Beurteilung der 
Finanzlage notwendig ist.

 3. Bewertungsmethoden 
Die Wertansätze der Eröffnungsbilanz des Geschäftsjahres 
stimmen mit denen der Schlussbilanz des vorangegange-
nen Geschäftsjahres überein. Bei der Bewertung wurde 
von der Fortführung des Unternehmens ausgegangen. Die 
Vermögensgegenstände und Schulden wurden einzeln be-
wertet. Es ist vorsichtig bewertet worden, namentlich sind 
alle vorhersehbaren Risiken und Verluste, die bis zum Ab-
schlussstichtag entstanden sind, berücksichtigt worden, 
selbst wenn diese erst zwischen dem Abschlussstichtag und 
der Aufstellung des Jahresabschlusses bekannt geworden 
sind. Gewinne sind nur berücksichtigt worden, wenn sie 
bis zum Abschlussstichtag realisiert wurden. Aufwendun-
gen und Erträge des Geschäftsjahres sind unabhängig vom 
Zeitpunkt der Zahlung berücksichtigt worden.

Immaterielle Vermögensgegenstände werden, soweit ge-
gen Entgelt erworben, zu Anschaffungskosten aktiviert und 
planmäßig linear über maximal fünf Jahre oder die längere 
vertragliche Nutzungsdauer abgeschrieben.

Sachanlagen werden zu Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten, bei abnutzbaren Gegenständen abzüglich planmä-
ßiger Abschreibungen, bewertet; soweit notwendig erfolgen 
außerplanmäßige Abschreibungen. Bei den planmäßigen 
Abschreibungen wird von der voraussichtlichen betriebsge-
wöhnlichen Nutzungsdauer ausgegangen. Die Nutzungs-
dauern betragen 3 bis 13 Jahre. Zinsen für Fremdkapital 
werden nicht aktiviert. Die verwendeten Nutzungsdauern 
und Abschreibungsmethoden werden in jeder Periode über-
prüft. Bei Anlagenzugängen im Laufe des Geschäftsjahres 
wird die Abschreibung pro rata temporis ab dem Monat des 
Zugangs angesetzt.

Geringwertige Wirtschaftsgüter (Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten bis € 410,00) wurden gemäß § 6 Abs. 2 S.1 
EStG im Erwerbsjahr voll abgeschrieben, wobei aus Verein-
fachungsgründen im Anlagenspiegel im Jahr des Zugangs 
ein Abgang unterstellt wurde.
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Anteile an verbundenen Unternehmen werden im Anlage-
vermögen unter Finanzanlagen ausgewiesen, sofern keine 
Weiterveräußerungsabsicht besteht. Abschreibungen auf 
einen niedrigeren Wert werden am Bilanzstichtag vorge-
nommen, wenn die Wertminderung als voraussichtlich 
dauerhaft angesehen wird. 

Soweit eine kurzfristige Weiterveräußerungsabsicht be-
steht, werden die Anteile an verbundenen Unternehmen 
unter der Position Wertpapiere im Umlaufvermögen aus-
gewiesen. 

Ausleihungen an verbundene Unternehmen betreffen Fi-
nanz- und Kapitalforderungen. Sie werden mit dem Nenn-
betrag, unverzinsliche oder niedrig verzinsliche Ausleihun-
gen werden mit dem Barwert angesetzt. Das Ausfallrisiko 
wird an der Realisierung der Tilgungspläne gemessen.

Vorräte werden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 
zuzüglich direkt zurechenbarer Nebenkosten unter Beach-
tung des Niederstwertprinzips bewertet. Bei der Ermittlung 
der Herstellungskosten werden die steuerlich aktivierungs-
pflichtigen Kostenbestandteile einbezogen, die auf der ak-
tuellen Betriebsabrechnung beruhen und zu Herstellungs-
kosten bewertet sind. Neben den direkt zurechenbaren 
Material- und Fertigungseinzelkosten sowie den Sonder-
einzelkosten der Fertigung werden auch Fertigungsgemein-
kosten berücksichtigt. Kosten der allgemeinen Verwaltung 
werden nicht aktiviert, Fremdkapitalkosten werden nicht 
in die Herstellungskosten einbezogen. Die Vorräte sind frei 
von Rechten Dritter.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden 
mit ihrem Nennbetrag, unverzinsliche oder niedrig verzins-
liche Forderungen mit ihrem Barwert angesetzt. Forderun-
gen, bei denen mit einem Zahlungseingang nach mehr als 
einem Jahr zu rechnen ist, werden abgezinst. Ausfallrisiken 
werden durch Einzelwertberichtigungen angemessen be-
rücksichtigt. 

Wertpapiere und flüssige Mittel sind mit Anschaffungskos-
ten oder niedrigeren Tageswerten angesetzt.

Die Steuer- und sonstigen Rückstellungen sind nach ver-
nünftiger kaufmännischer Beurteilung bemessen, be-
rücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen 
Verpflichtungen und werden in Höhe des nach vernünfti-
ger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungs-
betrags angesetzt, wobei die künftigen zu erwartenden 
Preis- und Kostenverhältnisse im Zeitpunkt der Erfüllung 
der Verpflichtung maßgebend sind. Es werden alle Infor-
mationen berücksichtigt, die bis zum Tag der Bilanzauf-
stellung bekannt werden. Soweit Abzinsungen erforderlich 
sind, erfolgen diese nach § 253 Abs. 2 Sätze 4 und 5 HGB 
in Verbindung mit der Rückstellungsabzinsungsverordnung 
(RückAbzinsV) auf Grundlage der von der Deutschen Bun-
desbank veröffentlichten Zinssätze.

Verbindlichkeiten werden mit ihrem Erfüllungsbetrag an-
gesetzt. 

Bankguthaben in Fremdwährung werden mit dem Geldkurs 
am Bilanzstichtag umgerechnet.

Forderungen und Verbindlichkeiten in fremder Währung 
werden grundsätzlich mit dem Devisenkassamittelkurs zum 
Bilanzstichtag angesetzt, bei der Folgewertung von auf 
fremde Währung lautenden Vermögensgegenständen und 
Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als einem 
Jahr werden außerdem Wertänderungen aus der Währungs-
umrechnung unter Berücksichtigung des Realisationsprin-
zips sowie des Anschaffungskostenprinzips behandelt.

Aktive und passive latente Steuern sind auf Grundlage 
des zum Bilanzstichtag erstmals anzuwendenden BilMoG 
nach dem bilanzorientierten »temporary-concept« auch für 
quasi-permanente Differenzen zwischen Bilanzpositionen 
der Handels- und der Steuerbilanz anzusetzen und in ei-
ner eigenständigen Bilanzposition auszuweisen. Es erfolgt 
insoweit eine Saldierung der passiven latenten Steuern mit 
den aktiven latenten Steuern, wobei steuerliche Verlustvor-
träge in die Bilanzierung der latenten Steuern einbezogen 
werden, sofern eine Verrechnung innerhalb der nächsten 
fünf Geschäftsjahre erwartet werden kann. Für Zwecke der 
Bewertung werden die unternehmensindividuellen Steuer-
sätze herangezogen, die wahrscheinlich im Zeitpunkt des 
Abbaus der Differenzen gültig sein werden. Eine Abzinsung 
der Beträge erfolgt nicht. Die sich aus der erstmaligen An-
wendung des § 274 HGB (neue Fassung) per Saldo zum 
Beginn des Wirtschaftsjahres ergebenden Aufwendungen 
wurden nach Art. 67 Abs. 6 Satz 1 EGHGB unmittelbar mit 
der Gewinnrücklage verrechnet. 

Eine Ausschüttungssperre im Sinne des § 268 Abs. 8 HGB 
wurde im Geschäftsjahr nicht ausgelöst, zumal insbesonde-
re weder selbst geschaffene immaterielle Vermögenswerte 
des Anlagevermögens noch aktive latente Steuerüberhänge 
in der Bilanz ausgewiesen werden.
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Bestätigungsvermerk
des Abschlussprüfers

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbe-
ziehung der Buchführung der Energiekontor AG sowie den 
von ihr aufgestellten Konzernabschluss – bestehend aus Bi-
lanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Kapitalflussrechnung, 
Eigenkapitalveränderungsrechnung und Anhang – und ih-
ren Bericht über die Lage der Gesellschaft und des Konzerns 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2010 bis 31. Dezem-
ber 2010 geprüft. Die Aufstellung dieser Unterlagen nach 
den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den IFRS, 
wie sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzenden 
nach § 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden handelsrechtli-
chen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen 
der Satzung, liegt in der Verantwortung der gesetzlichen 
Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Be-
urteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung sowie den von ihr aufgestellten Konzernab-
schluss und ihren Bericht über die Lage der Gesellschaft 
und des Konzerns abzugeben. Ergänzend wurden wir be-
auftragt zu beurteilen, ob der Konzernabschluss auch den 
IFRS insgesamt entspricht.

Wir haben unsere Jahres- und Konzernabschlussprüfung 
nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss und den Konzernab-
schluss unter Beachtung der anzuwendenden Rechnungs-
legungsvorschriften und der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung und durch den Bericht über die Lage der 
Gesellschaft und des Konzerns vermittelten Bildes der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, 
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Fest-
legung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche 
und rechtliche Umfeld der Gesellschaft und des Konzerns 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, in Jahres- und 
Konzernabschluss und in dem Bericht über die Lage der Ge-
sellschaft und des Konzerns überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der Jahresabschlüsse der in den Konzernabschluss einbezo-
genen Unternehmen, der Abgrenzung des Konsolidierungs-
kreises, der angewandten Bilanzierungs- und Konsolidie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der 
gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamt-
darstellung des Jahres- und Konzernabschlusses sowie des 

Berichts über die Lage der Gesellschaft und des Konzerns. 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entsprechen der Jahresab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften sowie den ergän-
zenden Bestimmungen der Satzung und der Konzernab-
schluss den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und 
den ergänzend nach § 315a Abs. 1 HGB anzuwendenden 
handelsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden 
Bestimmungen der Satzung sowie den IFRS insgesamt und 
vermitteln unter Beachtung der anzuwendenden Rech-
nungslegungsvorschriften und der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Gesellschaft und des Konzerns. Der Bericht über 
die Lage der Gesellschaft und des Konzerns steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss und dem Konzernabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und des Konzerns und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Stuttgart, den 28. März 2011

HW Treuhand GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Ralph Hoppe 
Wirtschaftsprüfer 

Jahresfinanzbericht 2010 der Energiekontor AG
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Allgemeines
Nachfolgende Darstellungen, betreffend die steuer -
lichen Konsequenzen aus dem vorliegenden Anleihe -
konzept, gelten ausschließlich für in Deutschland
unbeschränkt steuerpflichtige natürliche Personen,
die die Anleihe in ihrem Privatvermögen halten. Die 
dargestellten Konsequenzen gelten daher weder 
für Körperschaften noch für Anleger, die die Anleihe
im Betriebsvermögen halten oder die in Deutschland
nicht oder nur beschränkt steuerpflichtig sind.
Die Darstellungen basieren auf der aktuellen Gesetzes-
und Rechtslage mit Stand 20. 12. 2011. Nach diesem
Zeitpunkt evtl. eintretende Gesetzes- oder Rechts -
ände rungen (evtl. auch mit steuerlicher Rückwirkung)
wie auch künftig abweichende Rechtsauffassungen
der Finanzverwaltung und der Finanzgerichte können
naturgemäß nicht berücksichtigt werden, weswegen
die tatsächliche Besteuerung von den Darstellungen
abweichen kann. 

Die vorstehenden Ausführungen können eine indivi -
duelle steuerliche Beratung nicht ersetzen, da für
eine Investitionsentscheidung eine vorherige indivi -
duelle steuerliche Beratung unter Einbeziehung aller
jeweils gegebenen steuerlichen Rahmenbedingungen
des einzelnen Anlegers erfolgen sollte. 
Jedem Interessenten wird daher vor einem Erwerb 
der Anleihe empfohlen, sich von seinem persönlichen
Steuerberater beraten zu lassen. 

Einkommensteuer/Einkünfte aus Kapitalvermögen
Der Anleger, dem die Erträge zuzurechnen sind, erzielt
Einnahmen aus Kapitalvermögen i. S. d. § 20 Abs. 1
Nr. 7 EStG, die zu dem Zeitpunkt zu versteuern sind,
zu dem sie ihm zufließen (Zuflussprinzip nach § 11
Abs. 1 EStG).
Seit dem 01. 01. 2009 zufließende Zinszahlungen
unterliegen der Abgeltungsteuer in Höhe von

25 % zzgl. 5,5 % Solidaritätszuschlag und ggfs. zzgl.
Kirchensteuer. Alternativ kann der Anleihe gläubiger
für seine gesamten Kapitaleinkünfte zur Einkommen -
steuerveranlagung optieren. Dann wird auf die Zins -
zahlungen sein persönlicher Einkom men steuersatz
angewendet. Der Sparerpauschbetrag beträgt € 801
für Ledige und € 1.602 für zusammen veranlagte
Ehegatten. Werbungskosten, insbesondere Finanzie -
rungsaufwendungen für den Erwerb der Schuld ver -
schreibung, sind steuerlich nicht abzugsfähig. Dies
gilt auch dann, wenn der Anleihe gläubiger zur Ver an -
lagung optiert.

Veräußerung oder Rückzahlung der
Inhaberschuldverschreibung
Veräußerungen und auch die Rückzahlung des
Anleihekapitals durch die Gesellschaft am Ende der
Laufzeit unterliegen mit dem Veräußerungsgewinn
bzw. -verlust grundsätzlich der Besteuerung als Ein -
künfte aus Kapitalvermögen und damit der Abgel -
tungsteuer. Der Veräußerungsgewinn bzw. -verlust ist
die Differenz zwischen dem erzielten Veräußerungs -
preis und den Anschaffungskosten (ohne Stück zinsen).
Wird die Inhaberschuldverschreibung zum Nominal -
wert erworben und zu diesem Wert auch wieder ver-
äußert, ergibt sich somit weder ein Gewinn noch ein
Verlust. Negative Einkünfte aus Kapital vermögen
können mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten
nicht verrechnet werden.

Abgeltungsteuerabzug
Bei Auszahlung der laufenden Zinsen wird die Abgel -
tungsteuer in Höhe der geltenden Abgeltungsteuer
von 25 % zzgl. 5,5 % Solidaritätszuschlag hierauf und
ggf. zzgl. Kirchensteuer auf den Zins betrag erhoben.
Dies gilt auch für Gewinne aus der Veräußerung oder
Rückzahlung der Inhaberschuld verschreibung. Optiert
der Anleihegläubiger zur Ver anlagung, wird die ein-

Steuerliche Aspekte zur Unternehmensanleihe 2012
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behaltene Kapitalertrag steuer auf seine Einkommen -
steuerschuld angerechnet.

Freistellungsbescheinigung/
Nichtveranlagungsbescheinigung
Eine Zinsauszahlung kann gem. § 44a EStG ohne Ein -
behalt von Kapitalertragsteuer und Solidaritäts zu -
schlag erfolgen, wenn rechtzeitig vor Auszahlung ein
Freistellungsauftrag in ausreichender Höhe oder eine
vom Wohnsitzfinanzamt ausgestellte Nichtveran la -
gungs bescheinigung vorgelegt wird.

Stückzinsen
Wird die Anleihe von einem Anleger während des
laufenden Zinszeitraumes veräußert, unterliegt das
Entgelt für die auf den Zeitraum bis zur Veräußerung
entfallenden Zinsen (sog. Stückzinsen) der Einkom -
mensteuer. Der Käufer kann die an den Veräußerer
gezahlten Stückzinsen im Zahlungsjahr als negative
Einnahmen bei den Einkünften aus Kapitalvermögen
geltend machen. Das gilt auch für im Jahr der
Erstemission gezahlte Stückzinsen. 

Die depotführende Bank gleicht unterjährig die
gezahlten Stückzinsen bis zur Höhe ggf. anfallender
positiver Kapitalerträge aus. Verbleibt danach noch
ein Verlust, wird dieser in der Regel auf das nächste
Kalenderjahr vorgetragen. Eine Ausnahme besteht
dann, wenn der Anleger von der Bank verlangt, ihm
über die Höhe des nicht ausgeglichenen Verlustes
eine Bescheinigung zu erteilen. In diesem Fall entfällt
der Verlustvortrag und der Anleger kann die beschei -
nigten Verluste im Rahmen seiner Einkommen steuer -
erklärung als negative Kapitaleinnahmen angeben. 

Erbschaft- und Schenkungsteuer
Eine unentgeltliche Übertragung (Schenkung) bzw.
der unentgeltliche Übergang der Inhaberschuld -

verschreibung im Todesfall (Erbschaft) unterliegt als
steuerpflichtiger Vorgang der Schenkung- bzw. Erb -
schaftsteuer. Für die Bewertung wird nach § 12 Abs. 1
ErbStG i.V. m. § 12 Abs. 1 BewG der Nominalwert des
Anleihekapitals zugrunde gelegt.
Ob und ggf. in welcher Höhe Schenkung- oder Erb -
schaftsteuer anfällt, ist abhängig von der Steuer -
klasse (in Abhängigkeit vom Verwandtschaftsgrad)
und den in Ansatz zu bringenden Freibeträgen. Es ist
zu empfehlen, die individuellen Gestaltungsmög -
lichkeiten mit dem persönlichen steuerlichen Berater
zu koordinieren.
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Hinweise zu den Prospektangaben

Informationen und Erklärungen von Seiten Dritter 
Die für diesen Prospekt übernommenen Informationen
von Seiten Dritter wurden korrekt wiedergegeben. 
Es wurden keine Fakten verschwiegen, die diese
unkorrekt oder irreführend gestalten würden, soweit
dies der Emittentin bekannt war. Mit Ausnahme der
in den Finanzinformationen enthaltenen Bestäti -
gungs vermerke der Wirtschaftsprüfer sind in dem
Emissionsprospekt keine Erklärungen oder Berichte
von Personen aufgenommen, die als Sachverständige
gehandelt haben. Die Bestätigungsvermerke, Beschei -
nigungen und geprüften Angaben der Abschluss -
prüfer sind in den Abschnitten zutreffend wiederge-
geben worden. Die HW Treuhand GmbH (Vormals: 
BW Treuhand GmbH) Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
hat sich mit Veröffentlichung der Bestätigungsver -
merke der Jahresabschlüsse in der Form und in dem
Zusammenhang, in dem sie in diesem Prospekt auf-
genommen wurden, einverstanden erklärt und den
Inhalt dieses Teils des Prospektes genehmigt. Darüber
hinaus enthält dieser Prospekt keine weiteren Infor -
mationen, die von gesetzlichen Abschlussprüfern teil-
weise oder vollständig geprüft wurden.

Beraterverträge 
Die Emittentin hat für die Beratung und Unterstüt -
zung bei Herausgabe der Emission die folgenden
Beraterverträge abgeschlossen: Für die Unterstützung
des Billigungsverfahrens bei der BaFin wurde eine
Mandatsvereinbarung mit Rechtsanwalt Reinhard
Engel, Kanzlei Engel & Feest – Rechtsanwälte –,
Bremen, geschlossen. Für die steuerrechtliche Prüfung
des Prospektes wurde eine Mandatsvereinbarung mit
der Interdata Treuhand AG Steuerberatungs gesell -
schaft, Bad Homburg, geschlossen. Darüber hinaus
hat die Emittentin für die Beratung und Unterstüt -
zung bei der Herausgabe der Emission keine weiteren
Beraterverträge abgeschlossen. Die in Form von Bera -

tungsleistungen oder Vertriebsleistungen an der
Emission der Anleihe direkt oder indirekt beteiligten
Personen erhalten für ihre Tätigkeiten eine markt-
übliche Vergütung. Interessenkonflikte bestehen
insoweit nicht.

Informationsrechte/einsehbare Dokumente
Die Kopien der hier veröffentlichten Dokumente, ins-
besondere die Satzung der Emittentin, die histori -
schen Finanzinformationen, die Jahresabschlüsse der
Geschäftsjahre 2010 und 2011 (nach HGB und IFRS)
und Bewertungen und Erklä rungen, die von einem
Sachverständigen auf Ersu chen der Emittentin aus-
gestellt wurden, sofern Teile davon in dem Prospekt
eingeflossen sind oder in ihm darauf verwiesen wird,
können während der Zeich nungsfrist dieses
Prospektes zu den Geschäftszeiten der Emittentin,
Mary-Somerville-Straße 5, 28359 Bremen eingesehen
werden. Auf Wunsch schicken wir Interessenten
Kopien dieser Dokumente auch in pos ta lischer oder
elektronischer Form zu. 

Die Energie kontor AG ist zur Erstellung eines 
Jahresfinanz berichtes mit Anhang verpflichtet, der
den Anlegern nach Veröffentlichung unter 
www.energiekontor.de zur Ansicht bereitgestellt wird. 

Quellenangaben
Sämtliche Angaben zu Marktentwicklungen und
Wachstumsraten für die Geschäftsfelder der Emit ten -
tin aus diesem Prospekt beruhen auf öffentlich
zugänglichen Quellen oder Schätzungen der Gesell -
schaft. Die Quellenangaben für die Informationen
werden an den entsprechenden Stellen im Emis sions -
prospekt benannt. 
Sofern die Angaben auf Schätzungen der Gesellschaft
beruhen, können diese von Einschätzungen Dritter
abweichen. Die Emittentin hat bei Benennung der

Hinweise zu den Prospektangaben
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Beurteilungen und Einschätzungen keine Umstände
ausgelassen, die dazu führen, dass die wiedergege -
benen Informationen unkorrekt oder irreführend sind.

Interessen Dritter 
Es gibt keine Interessen von Seiten der im Emissions -
prospekt benannten Sachverständigen oder von 
sonstigen natürlichen oder juristischen Personen, die
für die Emission von wesentlicher oder ausschlag-
ge ben der Bedeutung sind. Die im Emissionsprospekt
be nannten Sachverständigen haben für ihre Tätigkeit
eine marktübliche Vergütung erhalten. Darüber hin -
aus bestehen keine wesentlichen Interessen an der
emittierenden Gesellschaft.
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Satzung der Energiekontor AG mit Sitz in Bremen 
in der Fassung vom 30. Juni 2011

Satzung der Energiekontor AG

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Firma, Sitz und Geschäftsjahr
(1) Die Gesellschaft führt die Firma 
Energiekontor AG.

(2) Sie hat ihren Sitz in Bremen.

(3) Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalen -
derjahr.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Planung,
Entwicklung, Errichtung, Veräußerung und der Betrieb
von Anlagen und Projekten im Energie- und Umwelt -
bereich sowie der Vertrieb von elektrischer Energie,
jeweils einschließlich der damit in Zusam menhang
stehenden Tätigkeiten der Finanzierung und des
Handels.

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, ihre Tätigkeit auch
auf andere Handelszweige auszudehnen sowie im In-
und Ausland gleichartige oder ähnliche Unternehmen
zu erwerben, sich an solchen Unternehmen zu betei-
ligen und Zweigniederlassungen sowie Tochtergesell -
schaften zu errichten.

(3) Die Gesellschaft kann sich darüber hinaus auf ver-
wandten Gebieten betätigen und alle Geschäfte vor-
nehmen, die geeignet sind, den Gesellschaftszweck
unmittelbar oder mittelbar zu fördern oder die damit
in Zusammenhang stehen.

§ 3 Bekanntmachungen
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im
elektronischen Bundesanzeiger, soweit nicht gesetz -
lich etwas anderes bestimmt ist.

II. Grundkapital und Aktien

§ 4 Grundkapital, Sacheinlagen
(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 
€ 14.777.610,00 
(i. W.: EURO vierzehnmillionensiebenhundertsieben-
undsiebzigtausendsechshundertundzehn).

(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 
14.777.610 Stammaktien ohne Nennbetrag (Stück -
aktien mit einem rechnerischen Nennbetrag 
von jeweils € 1,00).

(3) Vom ursprünglichen Grundkapital in Höhe von 
€ 150.000,00 haben übernommen:

a) Herr Dr. Bodo Wilkens 74.850 Aktien durch
Sacheinlage gemäß Abs. 4;

b) Herr Günter Lammers 75.000 Aktien durch
Sacheinlage gemäß Abs. 4;

c) die Energiekontor-VB-GmbH 150 Aktien durch
Sacheinlage gemäß Abs. 4.

(4) Die Sacheinlagen wurden in voller Höhe dadurch
erbracht, dass die Aktionäre die zwischen ihnen
bestehende Kommanditgesellschaft unter der Firma
Energiekontor-VB-GmbH & Co. Verwaltungs- und 
Beteiligungs KG mit Sitz in Stuhr-Brinkum form-
wechselnd nach den §§ 190 ff. UmwG in die Rechts -
form der Aktiengesellschaft umgewandelt haben,
wobei das nach Abzug der Schulden verbleibende
(freie) Vermögen der vorgenannten Kommandit gesel l -
schaft zumindest dem Nennbetrag des Grundkapitals
der AG entspricht. Die Anteile der Gesellschafter der
KG am freien Vermögen dieser Gesellschaft entspre-
chen den von ihnen gemäß Abs. 3 übernommenen
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Aktien, wobei die Beteiligung der bisherigen Komple -
mentärin der Kommanditgesellschaft treuhänderisch
für den Kommanditisten Dr. Bodo Wilkens gehalten
wird und die auf diese entfallenden Aktien nach der
Eintragung der AG ins Handelsregister an diesen
»zurückfallen«.

(5) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats bis zum 24. Mai 2016 das Grundkapital
der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um insge -
samt bis zu € 7.388.805,– durch Ausgabe von bis zu
7.388.805 neuen, auf den Inhaber lautenden Stück -
aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen
(Genehmigtes Kapital 2011). Den Aktionären ist
grund sätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die
neuen Aktien können auch von einem oder mehreren
Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.
Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung
des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der
Aktionäre auszuschließen,
- soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge aus-

zugleichen;
- wenn die Aktien gegen Sacheinlagen zum Zwecke 

des Erwerbs von Unternehmen oder von Beteili -
gungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen
oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen
gegen die Gesellschaft ausgegeben werden;

- wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 
10 % des Grundkapitals nicht übersteigt und der
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4
AktG); beim Gebrauchmachen dieser Ermächtigung
unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts 
aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen.

Satzung der Energiekontor AG

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapital -
erhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der
Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung
entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Geneh -
migten Kapitals anzupassen.

§ 5 Inhaberaktien
(1) Die Aktien der Gesellschaft lauten auf den
Inhaber.

(2) Trifft im Falle einer Kapitalerhöhung der Erhö -
hungsbeschluss keine Bestimmung darüber, ob die
neuen Aktien auf den Namen oder auf den Inhaber
lauten sollen, so lauten sie ebenfalls auf den Inhaber.

(3) Die Form von Aktienurkunden sowie etwaiger
Zwischen-, Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine
bestimmt der Vorstand mit Zustimmung des Auf -
sichtsrats. Die Gesellschaft kann die Aktien ganz oder
teilweise in Aktienurkunden zusammenfassen, die
eine Mehrheit von Aktien verbriefen.

(4) Soweit über die Aktien der Gesellschaft oder über
mehrere Aktien nur eine Urkunde ausgestellt ist, ist
ein Anspruch der Aktionäre auf Einzelverbriefung der
Aktien ausgeschlossen. 

(5) Die Umwandlung von Stamm- in Vorzugsaktien
ohne Stimmrecht sowie die Ausgabe von Vorzugs -
aktien ohne Stimmrecht bleibt vorbehalten. Junge
Aktien aus einer künftigen Kapitalerhöhung können
mit Vorzügen bei der Gewinnverteilung versehen
werden.

(6) Bei Kapitalerhöhungen kann die Gewinnbe teili -
gung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 
Satz 3 AktG bestimmt werden.
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III. Vorstand

§ 6 Zusammensetzung und Geschäftsordnung
(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer
oder aus mehreren Person(en). Die Zahl der Mitglieder
des Vorstands wird vom Aufsichtsrat bestimmt.
Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so kann
der Aufsichtsrat einen Sprecher des Vorstands sowie
einen stellvertretenden Sprecher des Vorstands
ernennen.

(2) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse, werden
mehre re Vorstandsmitglieder bestellt, mit einfacher
Stimmenmehrheit. Im Fall der Stimmengleichheit gibt
die Stimme des Sprechers den Ausschlag; ist kein
Sprecher bestellt, so hat der Aufsichtsrat ad hoc
einen Sprecher und einen stellvertretenden Sprecher
des Vorstandes zu ernennen.

(3) Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so
gibt er sich durch einstimmigen Beschluss mit Zustim -
 mung des Aufsichtsrats eine Geschäftsordnung.

§ 7 Vertretung der Gesellschaft
(1) Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten

(a) durch ein Mitglied des Vorstands, wenn es allei ni -
ges Vorstandsmitglied ist,

(b) durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich,
wenn mehrere Vorstandsmitglieder bestellt sind,

(c) durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit
einem Prokuristen, wenn der Aufsichtsrat dies
bestimmt hat.

Der Aufsichtsrat kann auch bestimmen, dass jedes
Vorstandsmitglied oder einzelne Vorstandsmitglieder

die Aktiengesellschaft allein vertreten (Einzel ver tre -
tungsbefugnis).

(2) Der Aufsichtsrat kann einzelnen oder allen Vor -
standsmitgliedern die Befugnis einräumen, im Namen
der Gesellschaft Rechtsgeschäfte zugleich als Ver -
treter eines Dritten vorzunehmen.

IV. Aufsichtsrat 

§ 8 Zusammensetzung und Amtsdauer
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern.

(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden für die Zeit bis
zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die
über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach
dem Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei wird 
das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht
mitgerechnet. Eine Wiederwahl ist möglich. Etwa
erforderliche Ergänzungswahlen erfolgen jeweils für
die Restamtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds.

(3) Zugleich mit den ordentlichen Mitgliedern des
Aufsichtsrats können für ein bestimmtes oder für
mehrere Mitglieder des Aufsichtsrats Ersatzmitglieder
gewählt werden. Das Ersatzmitglied tritt in den Auf-
sichtsrat ein, wenn das Aufsichtsratsmitglied, für das
es bestellt ist, vor Ablauf der Amtszeit aus dem Auf -
sichtsrat ausscheidet. 

Das Amt des Ersatzmitglieds erlischt mit Beendigung
der nächsten Hauptversammlung, die nach seinem
Amtsantritt stattfindet. 

Die Amtszeit verlängert sich bis zum Ende der Amts -
zeit des vorzeitig ausgeschiedenen Aufsichtsrats -
mitglieds, wenn in der nächsten Hauptversammlung

Satzung der Energiekontor AG
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eine Ersatzwahl nicht stattfindet. Ersatzwahlen erfol -
gen für den Rest der Amtszeit des ausgeschie de nen
Mitglieds.

§ 9 Amtsniederlegung
Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt auch ohne
wichtigen Grund unter Einhaltung einer Kündi gungs -
frist von einem Monat niederlegen. Die Niederlegung
erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem
Vorstand.

§ 10 Vorsitz
(1) Der Aufsichtsrat wählt in einer Sitzung aus seiner
Mitte den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 
Die Aufsichtsratssitzung findet im Anschluss an die
Haupt versammlung statt, in der alle von der Haupt -
versammlung zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder
neu gewählt worden sind. Einer besonderen Ein la -
dung zur Sitzung bedarf es nicht.

(2) Für den Fall des vorzeitigen Ausscheidens des
Vorsitzenden oder seines Stellvertreters aus dem Amt
hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl
anzusetzen.

§ 11 Einberufung und Beschlussfassung
(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen durch den
Aufsichtsratsvorsitzenden mindestens 14 Tage vor
dem Tag der Sitzung schriftlich, durch Telefax oder
mittels elektronischer Medien einberufen werden. Bei
der Berechnung der Frist werden der Tag der Absen-
dung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht
mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der Vor sit -
zende die Frist abkürzen. 

(2) Eine Beschlussfassung des Aufsichtsrats kann auch
außerhalb von Sitzungen durch mündliche, fern -
mündliche, schriftliche, per Telefax oder mittels elek-

tronischer Medien übermittelte Stimmabgaben erfol-
gen, wenn kein Mitglied diesem Verfahren innerhalb
einer vom Vorsitzenden bestimmten angemessenen
Frist widerspricht. 

(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn min des -
tens drei Mitglieder an der Sitzung teilnehmen. Die
Beschlüsse bedürfen der Mehrheit der abgegebenen
Stimmen. Bei Stimmengleichheit infolge von Stimm -
enthaltungen gibt die Stimme des Vorsitzenden oder,
falls der Vorsitzende sich der Stimmabgabe enthalten
hat, die Stimme des Stellvertreters den Ausschlag.

(4) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats ist ermächtigt,
im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der
Beschlüsse erforderlichen Willenserklärungen abzu -
geben.

(5) Die Mitglieder des Vorstandes nehmen an den
Sitzungen des Aufsichtsrates teil, sofern der Auf -
sichts rat im Einzelfall nichts anderes beschließt.

§ 12 Aufgaben des Aufsichtsrats, Ausschüsse
(1) Dem Aufsichtsrat obliegt die Überwachung der
Geschäftsführung des Vorstands der Gesellschaft. 
Der Aufsichtsrat hat im Rahmen von § 111 Abs. 4 S. 2
AktG zu bestimmen, dass bestimmte Arten von Ge-
schäften nur mit seiner Zustimmung vorgenommen
werden dürfen.

(2) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder
mehrere Ausschüsse bestellen. Soweit dies gesetzlich
zulässig ist, können den Ausschüssen auch Ent schei -
 dungsbefugnisse des Aufsichtsrats übertragen werden.
Jeder Ausschuss kann aus seiner Mitte einen Vorsit -
zen den wählen, sofern nicht der Aufsichtsrat einen
Vorsitzenden bestimmt.
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§ 13 Geschäftsordnung
Unter Beachtung von Gesetz und Satzung gibt sich
der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung. 

§ 14 Satzungsänderungen
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, solche Änderungen
dieser Satzung zu beschließen, die nur die Fassung
betreffen.

§ 15 Vergütung
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben
dem Ersatz ihrer Auslagen eine feste, nach Geschäfts -
jahresende zu zahlende angemessene Vergütung, die
durch Beschluss der Hauptversammlung festgestellt
wird. Dabei ist dem Vorsitzenden das 2-fache, dem
Stellvertreter das 1 ½-fache eines Grundbetrages zu
gewähren.

(2) Die auf die Gesamtvergütung zu entrichtende
Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft erstattet.

V. Hauptversammlung

§ 16 Ort und Einberufung
(1) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand
oder in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen durch
den Aufsichtsrat einberufen. Das einberufende Organ
bestimmt über Ort und Zeitpunkt der Hauptver  -
samm lung. Sie soll am Sitz der Gesellschaft, in dessen
nähe rer Umgebung oder am Sitz einer deutschen
Wertpapierbörse stattfinden. Die Hauptversammlung
ist, abgesehen von den durch Gesetz oder Satzung
bestimmten Fällen, einzuberufen, wenn es das Wohl
der Gesellschaft erfordert.

(2) Für die Einberufungsfrist gelten die gesetzlichen
Vorschriften.

(3) Die Übermittlung der Mitteilungen nach § 125
AktG und § 128 AktG wird auf den Weg elektroni -
scher Kommunikation beschränkt. Der Vorstand ist –
ohne dass hierfür ein Anspruch besteht – berechtigt,
Mitteilungen auch in Papierform zu versenden.

§ 17 Ordentliche Hauptversammlung
Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb
der ersten acht Monate eines Geschäftsjahres statt.
Zum Gegenstand der Tagesordnung dieser Versamm -
lung gehören in der Regel:

a) Vorlage des Jahresabschlusses mit Geschäftsbericht
des Vorstands und Bericht des Aufsichtsrats;
b) Verwendung des Bilanzgewinns;
c) Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats;
d) Wahl des Abschlussprüfers.

§ 18 Teilnahmerecht, Stimmrecht
(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur
Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen 
Aktio näre berechtigt, die sich unter Nachweis ihres
Anteils besitzes zur Hauptversammlung anmelden. Die
Anmeldung und der Nachweis des Anteilbesitzes
müssen der Gesellschaft unter der in der Einbe ru -
fungs bekanntmachung hierfür mitgeteilten Adresse
innerhalb der gesetzlich bestimmten Frist zugehen. 
In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu
bemessende Frist für den Zugang der Anmeldung 
und des Nachweises des Anteilsbesitzes vorgesehen
werden.

(2) Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an
der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm -
rechts ist ein in Textform erstellter besonderer Nach -
weis des Anteilsbesitzes durch ein zur Verwah rung
von Wertpapieren zugelassenes Institut erfor derlich
und ausreichend; der Nachweis muss in deutscher
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oder englischer Sprache verfasst sein. In der Einberu -
fung können weitere Sprachen, in denen die Bestä ti -
gung verfasst sein kann, zugelassen werden. Der
Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor
der Hauptversammlung zu beziehen. 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass
Aktio näre an der Hauptversammlung auch ohne
Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevoll -
mächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne
ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektro-
nischer Kommunikation ausüben können (Online-
Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, die
Einzelheiten zum Verfahren zu treffen. Diese werden
mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt
gemacht.

(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass
Akionäre ihre Stimmen, auch ohne selbst oder durch
einen Vertreter an der Versammlung teilzunehmen,
schriftlich oder im Wege elektronischer Kommuni -
kation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist
auch ermächtigt, die Einzelheiten zum Verfahren zu
treffen. Diese werden mit der Einberufung der Haupt-
versammlung bekannt gemacht.

§ 19 Vorsitz in der Hauptversammlung
(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der
Vorsitzende des Aufsichtsrats, im Fall der Verhin -
derung sein Stellvertreter. Sind der Vorsitzende des
Aufsichtsrat und sein Stellvertreter verhindert, so
wählt die Hauptversammlung aus ihren Reihen einen
Versammlungsleiter.

(2) Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge der
Behandlung der Tagesordnung, die Art und Reihen -
folge der Abstimmungen sowie die Reihenfolge der
Wortbeiträge. Der Versammlungsleiter kann das

Frage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich ange -
messen beschränken; er kann insbesondere bereits zu
Beginn oder während der Hauptversammlung den
zeitlichen Rahmen für den ganzen Verlauf der Haup t -
versammlung, für die Aussprache zu den einzelnen
Tagesordnungspunkten sowie für den einzelnen Frage-
und Redebeitrag angemessen festsetzen.

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, aber nicht ver-
pflichtet, die Hauptversammlung ganz oder teilweise
in Ton und Bild zu übertragen. Die Übertragung kann
auch in einer Form erfolgen, zu der die Öffentlich-
keit uneingeschränkt Zugang hat. Die Entscheidung
über die Übertragung sowie deren Art und Umfang
obliegt dem Vorsitzenden.

§ 20 Beschlussfassung, Mehrheitserfordernisse
(1) Jede Inhaber-Stammaktie gewährt eine Stimme.

(2) Soweit Vorzugsaktionären – werden Vorzugsaktien
ausgegeben – nach dem Gesetz Stimmrechte zuste -
hen, gewährt jede Inhaber-Vorzugsaktie eine Stimme.

(3) Beschlüsse werden, soweit nicht zwingende
gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, mit ein-
facher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und,
sofern das Aktiengesetz außer der Stimmenmehrheit
eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen
Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen
Grundkapitals gefasst.

(4) Beschlüsse der Hauptversammlung über die Auf -
lösung der Gesellschaft, über die Verschmelzung mit
einer anderen Gesellschaft, über die Übertragung des
Gesellschaftsvermögens oder über eine Beherrschung
bzw. Gewinnabführung bedürfen einer Mehrheit von
75 % des gesamten stimmberechtigten Grundkapitals
der Gesellschaft.
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(5) Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der
Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der
Gesell  schaft bedürfen der Textform. In der Einberu -
fung der Hauptversammlung können für die Ertei lung,
den Widerruf und/oder den Nachweis der Vollmacht
Erleichterungen für die Formwahrung bestimmt wer -
den. § 135 AktG bleibt unberührt.

VI. Beirat

§ 21 Bestellung und Aufgaben des Beirats
(1) Die Gesellschaft ist berechtigt zur engeren Füh -
l ungsaufnahme und geschäftlichen Beratung mit
gesellschaftlich relevanten Kreisen einen Beirat zu
bestellen, der aus mindestens drei Mitgliedern be-
steht.

(2) Die Mitglieder des Beirats werden vom Vorstand
mit Zustimmung des Aufsichtsrats auf die Dauer von
drei Jahren ernannt. Eine Wiederernennung ist mög -
lich. Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsit -
zenden und einen Stellvertreter.

(3) Der Vorstand legt mit Zustimmung des Auf sichts -
rats den Aufgabenbereich, die Vergütung und eine
Geschäftsordnung für den Beirat fest. Der Beirat berät
den Vorstand auf dessen Verlangen.

VII. Jahresabschluss und
Gewinnverwendung

§ 22 Jahresabschluss, ordentliche
Hauptversammlung
(1) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des
Geschäftsjahres den Jahresabschluss und – soweit
gesetzlich vorgeschrieben – den Lagebericht für das

vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem
Abschlussprüfer vorzulegen. Nach Eingang des Prü -
fungsberichts des Abschlussprüfers sind der Jahres -
abschluss, der Lagebericht (falls gesetzlich vorge -
schrieben), der Prüfungsbericht und der Vorschlag für
die Verwendung des Bilanzgewinns unverzüglich dem
Aufsichtsrat vorzulegen.

(2) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat
der Vorstand unverzüglich die ordentliche Haupt ver-
sammlung einzuberufen, die innerhalb der ersten
acht Monate jedes Geschäftsjahres stattzufinden hat.
Sie beschließt über die Entlastung des Vorstands und
des Aufsichtsrats, über die Wahl des Abschlussprüfers
und über die Verwendung des Bilanzgewinns.

(3) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahres -
abschluss fest, gelten für die Verwendung des Jahre s -
überschusses die gesetzlichen Regelungen (§ 58
AktG). Vorstand und Aufsichtsrat können einen
größeren oder einen kleineren Teil als die Hälfte des
Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen ein-
stellen.

(4) Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss
fest, gilt für die Verwendung des Jahresüberschusses
§ 23 Abs. 2 dieser Satzung.

§ 23 Gewinnverteilung
(1) Aus dem Bilanzgewinn entfällt zunächst auf Vor -
zugsaktien ohne Stimmrecht – werden solche ausge -
geben – ein Gewinnanteil von 2 % ihres rechneri -
schen Nennbetrages. Reicht der Bilanzgewinn dazu
nicht aus, so ist der Rückstand ohne Zinsen aus dem
Bilanzgewinn des Folgejahres nachzuzahlen und
sodann der volle Vorzugsbetrag dieses Jahres auf die
Vorzugsaktien zu verteilen. Sind Vorzugsbeträge aus
mehreren Jahren rückständig, sind aus dem Bilanz -
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gewinn zunächst die Rückstände in der Reihenfolge
ihres Entstehens, sodann der Vorzugsbetrag des
laufenden Jahres auszuzahlen.

(2) Im übrigen beschließt die Hauptversammlung
über die Verwendung des Bilanzgewinns. Die nach
Bedienung der Vorzugsaktien nach Abs. 1 verblei ben -
den Teile des Bilanzgewinns kann die Hauptver -
samm lung der freien Rücklage zuführen, auf neue
Rechnung vortragen oder unter die Aktionäre ver-
teilen. 

(3) Wird die Gesellschaft aufgelöst, wird das nach
Berichtigung der Verbindlichkeiten verbleibende
Vermögen auf die Stamm- und Vorzugsaktionäre
gleichmäßig nach dem Verhältnis der Aktiennennbe-
träge verteilt.

(4) Die Hauptversammlung kann an Stelle oder neben
einer Barausschüttung auch eine Sachausschüttung
beschließen.

VIII. Schlussbestimmungen

§ 24 Gründungskosten
Die durch die Errichtung der Gesellschaft anfallenden
Kosten (Notar, Gericht, Veröffentlichung, Beratung)
trägt bis zum Betrag von insgesamt € 15.000,00 die
Gesellschaft.

Bremen, den 30. Juni 2011
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Agio
Aufgeld, Ausgabeaufschlag. Betrag, um den der Preis
den Nennwert eines Wertpapiers übersteigt. Bei
Ausgabe von Wertpapieren wird regelmäßig ein ver-
lorener, nicht von der Emittentin rückzahlbarer Aus -
gabeaufschlag von 3–5 % der Zeichnungssumme 
(des Nennwertes) erhoben. Auf die Energiekontor AG
Anleihe 2012 wird kein Agio erhoben. 

Anleihe
Sammelbezeichnung für alle Schuldverschreibungen
mit vor Ausgabe festgelegter Verzinsung, Laufzeit
und Rückzahlung.

Anleihegläubiger
Anleger, Käufer, Inhaber von Anleihen, welche die
Rechte daraus gegenüber der Anleiheschuldnerin
geltend machen können. Vertragspartner der Anleihe -
schuldnerin.

Anleiheschuldnerin
Ausgebende (Emittentin) einer Anleihe. Empfängerin/
Verwenderin des Anleiheerlöses. Vertragspartnerin der
Anleihegläubiger.

Betreibergesellschaft
Betreibergesellschaften oder Projektgesellschaften
werden die Gesellschaften genannt, die sämtliche für
den Betrieb des Windparks notwendigen Genehmi -
gungen und Erlaubnisse halten sowie über die Eigen -
tumsrechte an den Windkraftanlagen und der not -
wendigen Infrastruktur verfügen. 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin)
Die BaFin vereint die Geschäftsbereiche der ehe mali -
gen Bundesaufsichtsämter für das Kreditwesen
(Bankenaufsicht), für das Versicherungswesen (Ver -
sicherungsaufsicht) sowie den Wertpapierhandel
(Wertpapieraufsicht/Asset-Management) in sich und
führt diese weiter. Die BaFin ist eine rechtsfähige
Anstalt des öffent lichen Rechts im Geschäftsbereich
des Bundesministeriums der Finanzen.

Depotkonto
Andere Bezeichnung für Wertpapierdepotkonto. Ein
Wertpapierdepotkonto ist im Bankwesen das Konto,
über welches ausschließlich Wertpapiergeschäfte
(Kauf, Verkauf, Übertragung) abgewickelt und Wert -
papierbestände geführt werden. Für eine Inhaber -
teilschuldverschreibung wird zwingend ein Wert -
papierdepot oder Depotkonto benötigt.

EEG-Vergütung
Erneuerbare-Energien-Gesetz, welches die Einspeise -
vergütung aus allen erneuerbaren Energien in
Deutschland regelt.

Emittentin
Anleiheschuldnerin, die Wertpapiere herausgibt
(emittiert).

Globalurkunde
Sammelurkunde. Nicht in Form einer Einzelurkunde
vorliegendes Wertpapier. Mehrzahl von Wertpapieren
(Teilschuldverschreibungen), die aus Vereinfachungs -
gründen in einer Urkunde zusammengefasst sind.
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Inhaberschuldverschreibung
Anleihe, Inhaberpapiere, die den Emittenten ver pflich -
 ten, an den jeweiligen Inhaber der Anleihe urkunde
die Zinsen und den Rücknahmebetrag bei Fälligkeit
der Papiere zu leisten. Der jeweilige Inhaber der
Wert  papierurkunde ist stets der Forderungsinhaber.
Übliche Form für heute emittierte Anleihen.

ISIN
International Securities Identification Number. Das
System der Wertpapierkennnummern (WKN) ist in
Deutschland auf den internationalen Standard ISIN
umgestellt worden.

Kaufpreis
Der Kaufpreis setzt sich zusammen aus dem Nenn -
betrag und ggf. den Stückzinsen. 

Nennwert
Nennbetrag. Nominalwert einer Aktie, Anleihe usw.
Der Nominalwert entspricht dem Anlage-Rück zah -
lungs betrag eines Wertpapiers.

Projektgesellschaft
Siehe Definition der Betreibergesellschaft.

Prospekthaftung
Haftung des Emittenten für absichtlich oder fahr-
lässig unrichtig oder unvollständig erteilte Angaben
in Verkaufs-, Wertpapier- oder Börsenprospekten.

Stückzinsen
Stückzinsen sind Zinsteilbeträge, die vom letzten
Zinszahlungstermin bis zum Abrechnungstag
berechnet werden. 

Teilschuldverschreibungen
Entspricht der Anleihe. Bei der Teilschuld verschrei -
bung erfolgt die Herausgabe der Anleihe im Wege
einer Stückelung in einer definierten Anzahl von
Teilen. 

WEA
Windenergieanlage

WKN
Wertpapierkennnummer

Zeichnung
Unterschriftsleistung, mit der sich der Erwerber zum
Erwerb und zur Zahlung des auf dem Zeichnungs -
schein angegebenen Betrages und zu den vorge se he -
nen Bedingungen verpflichtet.

Zeichnungsfrist
Zeitraum, in dem die Zeichnung neu aufgelegter
Wertpapiere möglich ist.

Zinsen
Preis für die Überlassung von Kapital.

Glossar
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§ 1 Form und Nennbetrag
(1) Die Anleihe der Energiekontor AG (nachstehend
Anleiheschuldnerin) im Gesamtbetrag von Mio. € 6,0
(sechsmillionen Euro) ist in 6.000 Teilschuldver schrei -
bungen im Nennbetrag von je € 1.000 eingeteilt, 
die auf den Inhaber lauten und untereinander gleich -
berechtigt sind (nachstehend die »Teilschuld verschrei -
bung« genannt). Die Höhe der Mindestzeichnung
beträgt € 3.000. Weitere Zeichnungsstufen erfolgen
in 1000 Euro-Schritten.

(2) Die Teilschuldverschreibung und die Zinsansprüche
sind für die gesamte Laufzeit der Anleihe in einer
Inhaber-Sammelschuldverschreibung (die Global- oder
Sammelurkunde) verbrieft, die bei der Clearstream
Banking AG, Frankfurt, hinterlegt wird. Ein Anspruch
auf Ausdruck und Auslieferung effektiver Teilschuld -
verschreibungen oder Zinsscheine ist während der
gesamten Laufzeit der Anleihe ausgeschlossen. Die
Sammelurkunde trägt die Unterschrift der beiden
Vorstände der Energiekontor AG. 

§ 2 Verzinsung
(1) Die Teilschuldverschreibung wird vom 01. 10. 2012
(einschließlich) (»Zinslaufbeginn«) bis zum 30. 09. 2017
(einschließlich) mit 7 % jährlich verzinst 

(2) Die Zinsen werden jährlich berechnet und sind 
je weils zum 01. 10. eines jeden Jahres nachträglich 
fällig. Die Verzinsung der Teilschuldverschreibung
endet mit Ablauf des Tages, der dem Fälligkeitstag
am Erfüllungsort (§ 10 Nr. 2) vorausgeht. Die Aus zah -
lung der Zinsen erfolgt am Fälligkeitstag oder, wenn
dieser auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen
Feiertag fällt, dann am darauf folgenden Bank -
arbeits  tag. Sofern die Anleiheschuldnerin jedoch die
Verpflichtung zur Rückzahlung bei Fälligkeit nicht
erfüllt, verlängert sich die Verzinsung auf die Teil -

schuldverschreibung bis zu dem Tag, der der tatsäch-
lichen Rückzahlung vorausgeht. Weitergehende
Ansprüche der Anleihegläubiger bestehen nicht. 

(3) Sind Zinsen für einen Zeitraum von weniger als
einem Jahr zu berechnen, erfolgt die Berechnung auf
Grundlage der deutschen Zinsberechnungsmethode.
Demnach wird jeder Monat mit 30 Tagen und das
Jahr mit 360 Tagen angesetzt.

(4) Die Auszahlung der Zinsen erfolgt von der
Energie kontor AG an das Bankhaus Neelmeyer,
welches als Zahlstelle fungiert. Die Zahlstelle
(Bankhaus Neelmeyer) wird die zu zahlenden Beträge
an die Clearstream Banking AG, Frankfurt, zur
Auszahlung an die Anleihegläubiger weiterleiten.

(5) Die Zahlstelle in ihrer Eigenschaft als solche
handelt ausschließlich als Beauftragte der Anleihe -
schuldnerin und steht nicht in einem Auftrags- oder
Treuhandverhältnis zu den Anleihegläubigern.

§ 3 Rückerwerb, Übertragung 
(1) Die Anleiheschuldnerin ist berechtigt, die in
diesen Anleihebedingungen beschriebenen
Teilschuldver schreibungen am Markt oder auf sons-
tige Weise zu erwerben und zu veräußern.

(2) Den Anleihegläubigern stehen Miteigentums-
rechte an der Globalurkunde zu. Jeder Anleihegläu-
biger ist jederzeit berechtigt, seine Teilschuldver-
schreibungen gemäß den Regelungen der Clearstream
Banking AG, Frankfurt, auf Dritte zu übertragen.

§ 4 Laufzeit, Rückzahlung
(1) Die Laufzeit der Teilschuldverschreibung beträgt
fünf Jahre.

Anleihebedingungen
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(2) Die Teilschuldverschreibungen werden vorbehalt -
lich der Regelungen in § 5 am 30. 09. 2017 zurück-
gezahlt.

§ 5 Kündigung
(1) Die Anleiheschuldnerin kann die Teilschuldver -
schrei bung durch Bekanntmachung gemäß § 8 insge -
samt oder anteilig nach Maßgabe von § 5 Ziffer 3 –
mit einer Frist von acht Wochen zum Ende des Quar -
tals zur vorzeitigen Rückzahlung zum Nennbe trag
ordentlich kündigen, erstmalig zum 30. 09. 2013.

(2) Der Anleihegläubiger ist berechtigt, seine sämt -
lichen Forderungen aus der Teilschuldverschreibung
durch Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungs -
frist fällig zu stellen und sofortige Rückzahlung zum
Nennbetrag einschließlich aufgelaufener Zinsen,
wenn die Anleiheschuldnerin allgemein ihre Zah lun -
gen einstellt oder ihre Zahlungsunfähigkeit bekannt
gibt oder ein Insolvenzverfahren gerichtlich eröffnet
wird. 

(3) Anteilige Rückzahlungen der Inhaber-Teilschuld -
verschreibung erfolgen für jeden Inhaber in pro-
zentual gleichem Umfang (Quotenrückzahlung).

§ 6 Begebung weiterer Schuldverschreibungen
(1) Die Anleiheschuldnerin behält sich vor, ohne
Zustim mung der Inhaber der Teilschuldverschreibung
weitere Schuldverschreibungen mit gleicher Ausstat -
 tung in der Weise zu begeben, dass sie mit den bereits
begebenen Teilschuldverschreibungen zusam  men -
ge fasst werden, eine einheitliche Teil schuld  ver schre i -
bung mit ihnen bilden und ihren Gesamt  nenn betrag
erhöhen. Der Begriff »Teilschuldver schrei bungen«
umfasst im Falle einer solchen Erhöhung auch die
zusätzlich begebenen Schuldverschreibungen. 

(2) Die Begebung von weiteren Anleihen, die mit
dieser Schuldverschreibung keine Einheit bilden, oder
von anderen Schuldtiteln bleibt der Anleihe schuld -
nerin unbenommen.

(3) Die Anleiheschuldnerin behält sich weiter vor,
weitere Anleihen, die mit dieser Schuldverschreibung
keine Einheit bilden, oder andere Schuldtitel zu
begeben, die den Verwendungszweck der Teilschuld -
verschreibung haben und diese teilweise oder voll-
ständig ablösen. 

§ 7 Steuern 
Alle Zahlungen auf die Teilschuldverschreibungen
erfolgen ohne Einbehalt oder Abzug von Steuern oder
Abgaben oder behördlichen Gebühren; es sei denn,
die Anleiheschuldnerin ist kraft Gesetz verpflichtet,
solche gegenwärtigen oder zukünftigen Steuern oder
Abgaben gleich welcher Art von den Zahlungen in
Bezug auf die Teilschuldverschreibungen abzuziehen
oder einzubehalten. In diesem Fall ist die Anleihe -
schuldnerin, die Zahlstelle oder die Buchführungs -
stelle daher berechtigt, sämtliche einzubehaltenden
Steuern oder Abgaben von den an den Anleihegläu -
biger auszuzahlenden Beträgen abzuziehen und 
entsprechend abzuführen. 

§ 8 Bekanntmachungen 
Alle diese Inhaber-Teilschuldverschreibungen betref -
fenden Bekanntmachungen werden im elektronischen
Bundesanzeiger, soweit gesetzlich nicht etwas ande -
res bestimmt ist, erfolgen. 

§ 9 Teilunwirksamkeit
Sollte eine der Bestimmungen der Anleihebedin gun -
gen ganz oder teilweise unwirksam oder nicht durch-
führbar sein oder werden, so bleibt die Wirksamkeit
der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt.
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Anstelle der unwirksamen oder teilweise unwirk-
samen oder nicht durchführbaren Bestimmung soll
eine dem Sinn und Zweck dieser Anleihebedingungen
entsprechende Regelung gelten. 

§ 10 Anwendbares Recht, Erfüllungsort,
Gerichtsstand
(1) Form und Inhalt der Anleihebedingungen sowie
alle sich daraus ergebenden Rechte und Pflichten
bestimmen sich ausschließlich nach dem Recht der
Bundesrepublik Deutschland. 

(2) Erfüllungsort ist Bremen.

(3) Gerichtsstand für alle sich aus diesen Anleihe be -
din gungen geregelten Rechtsverhältnisse ergebenden
Rechtsstreitigkeiten mit der Anleiheschuldnerin ist –
soweit gesetzlich zulässig – Bremen.

zz

Anleihebedingungen
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Globalurkunde

Globalurkunde



Der Gesetzgeber hat die Vertragspartner bei so
genannten Fernabsatzverträgen verpflichtet, neben
den bereits im Prospekt enthaltenen Informationen
eine gesonderte schriftliche Aufklärung der Vertrags -
partner vorzunehmen. Die nachfolgenden Informa -
tionen werden für Vertragsabschlüsse zur Verfügung
gestellt, die unter ausschließlicher Verwendung von
Fernkommunikationsmitteln (z. B. Post, Fax, E-Mail)
abgeschlossen werden. Die Verpflichtung ergibt sich
aus § 312 ff. BGB in Verbindung mit der BGB-Infor -
mationspflichten-Verordnung. 

1. Informationen zu den
Vertragspartnern 

a) Anleiheschuldnerin und Prospektherausgeberin
Anleiheschuldnerin und Prospektherausgeberin ist die
Energiekontor AG, eingetragen im Handelsregister 
des Amtsgerichts Bremen unter HRB 20449; vertreten
durch die Vorstände 

Dipl.-Kaufmann Peter Szabo (Vorsitz)
Kaufmann Thomas Walther
Jeweils Mary-Somerville-Straße 5, 28359 Bremen 
Telefon: +49 421 33 04-0, Fax: +49 421 33 04-444 
E-Mail: vertrieb@energiekontor.de  

b) Hauptgeschäftstätigkeit
Geschäftszweck und Hauptgeschäftstätigkeit der
Energiekontor AG ist die Planung, Entwicklung, 
Erric h tung, Veräußerung und der Betrieb von Pro jek -
ten im Energie- und Umweltbereich in Deutschland
und im europäischen Ausland.

c) Aufsichtsbehörden
Für die Zulassung der Anleiheschuldnerin und
Heraus geberin des Anlageprospektes gibt es keine
gesonderten staatlichen Aufsichtsbehörden. 

2. Allgemeine Informationen 
über die Beteiligung

a) Wesentliche Merkmale und Risiken der
Beteiligung
Mit dem Kauf einer Anleihe werden Sie Gläubiger der
Anleiheschuldnerin. Die Anleihe entspricht damit
einer Darlehensgewährung an die Energiekontor AG.
Der Kauf stellt keine unternehmerische Beteiligung
dar und Sie sind somit nicht an dem Unternehmen
der Anleiheschuldnerin als Gesellschafter beteiligt. 
Der Kauf der Anleihe eröffnet die Chance auf eine
attraktive Vermögensvermehrung, birgt aber unter
ungünstigen Bedingungen auch das Risiko eines
Totalverlustes der eingesetzten Kapitalanlage. Die in
der Vergangenheit erwirtschafteten Erträge sind kein
Indikator für zukünftige Erträge. Das Anleiheangebot
wird im Prospekt ausführlich dargestellt. Wegen der
Einzelheiten wird ergänzend darauf verwiesen. Die
aufmerksame Lektüre des Prospekts kann nicht durch
diese Mitteilung ersetzt werden. Die Darstellung der
Risiken erfolgt im Prospekt, insbesondere im Kapitel
»Risikofaktoren«. 

b) Anwendbares Recht und Gerichtsstand
Die Anleiheschuldnerin und Herausgeberin des
Anleihe prospektes legt ihren Beziehungen zum Anle -
ger das Recht der Bundesrepublik Deutschland
zugrunde. Auf die Beitrittserklärung findet das Recht
der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. Der
Gerichtsstand für alle Verpflichtungen aus dem
Gesellschaftsverhältnis ist Bremen, soweit nicht im
Einzelfall durch gesetzliche Bestimmungen ein ande -
rer Gerichtsstand gegeben ist. 

c) Außergerichtliche Schlichtungsstelle
Bei Streitigkeiten aus der Anwendung der Vorschrif -
ten des Bürgerlichen Gesetzbuches betreffend Fern -
absatzverträge über Finanzdienstleistungen besteht
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Verbraucherinformation für Fernabsatzverträge
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unbeschadet des Rechts, die Gerichte anzurufen, 
die Möglichkeit, die bei der Deutschen Bundesbank 
ein ge richtete Schlichtungsstelle anzurufen. Die Ver -
fah rensordnung ist bei der Deutschen Bundesbank
erhältlich.

Die Andresse lautet: Deutsche Bundesbank, Schlich -
tungsstelle, Wilhelm-Epstein-Str. 14, 60431 Frankfurt.

Voraussetzung für die Durchführung des genannten
Schlichtungsverfahrens ist u.a., dass in der Streitig -
keit noch kein Gericht, keine Schlichtung sstelle und
keine andere Gütestelle, die Streitbeilegung betreibt,
angerufen und auch kein außergerichtlicher Vergleich
geschlossen worden ist.

d) Vertragssprache
Vertragssprache und maßgebliche Sprache für die
Kommunikation mit dem Anleger ist Deutsch.

e) Hinweis zum Bestehen einer Einlagensicherung
Ein Garantiefonds oder andere Entschädigungsrege-
lungen für diese Anleihe bestehen nicht. 

3. Vertragliche Grundlagen 
der Beteiligung 

a) Zeichnung der Anleihe
Die Zeichnung der Anleihe erfolgt durch die Zusen -
dung des vollständig und richtig ausgefüllten unter -
zeichneten Zeichnungsscheines an die Anleihe schuld -
nerin, die Einzahlung des Anleihebetrages auf das
Bankkonto der Anleiheschuldnerin und die schrift -
liche Annahme durch die Anleiheschuldnerin. Die
Anleiheschuldnerin ist nicht zur Annahme des Ver -
tragsangebotes verpflichtet.

b) Mindestlaufzeit der Beteiligung
Die Laufzeit der Anleihe ist fest und endet am
30. 09. 2017. 

c) Gesamtpreis der Beteiligung
Die Mindestzeichnungshöhe beträgt € 3.000. Höhere
Beteiligungen müssen durch 1000 ohne Rest teilbar
sein. Der zu zahlende Betrag für die Beteiligung
ergibt sich aus dem vom Anleger in der Beitritts er -
klärung gezeichneten Nennwert zzgl. eventueller
Stückzinsen. Detaillierte Informationen zur Berech -
nung dieser Jahreszinsvorauszahlungen entnehmen
Sie bitte dem Wertpapierprospekt.

Die Höhe der vom Anleger zu tragenden Wertpapier -
depotkosten richtet sich nach dem jeweiligen
Vertragsverhältnis mit seiner depotführenden Bank.

d) Zusätzliche Kosten, die durch Fernkom muni ka -
tionsmittel entstehen und von der Emittentin in
Rechnung gestellt werden
Entsprechende Kosten werden dem Anleger durch 
die Emittentin nicht in Rechnung gestellt.

e) Zahlung
Die Bareinlage ist mit Unterzeichnung des Zeich -
nungs scheines (Kaufantrags) fällig. Sie ist unter
Benennung der WKN/ISIN-Nummer auf das im Kauf -
antrag genannte Konto zu überweisen. 
Zahlstelle ist das Bankhaus Neelmeyer AG 
Am Markt 14–16, 28195 Bremen 
Telefon: +49 421 36030, Telefax: +49 421 326908.

f) Leistungsvorbehalte
Nach Annahme des Zeichnungsantrags bestehen
keine Leistungsvorbehalte seitens der Emittentin.
Inhaber-Teilschuldverschreibungen können aber nur
so lange erworben werden, bis die Höhe des Emis -
sions volumens ausgeschöpft ist.



126

g) Steuern
Der Kauf der Kapitalanlage ist von der Umsatzsteuer
befreit, die Besteuerung der Erträge aus der Kapital -
anlage erfolgt nach dem Einkommensteuergesetz,
diesbezüglich wird auf den Abschnitt »Steuerliche
Aspekte zur Unternehmensanleihe 2012« im Wert -
papierprospekt verwiesen.

h) Gültigkeitsdauer der Informationen/des
Angebots
Das Angebot zur Zeichnung bzw. zum Kauf der mit
diesem Wertpapierprospekt angebotenen Teil schuld -
verschreibungen und die dem Anleger insoweit zur
Verfügung gestellten Informationen sind bis zur 
Voll platzierung, spätestens aber auf ein Jahr nach
Veröffentlichung des Wertpapierprospektes, befristet.

4. Vertragliche Kündigungsbe din-
gun gen; Vertragstrafen

Während der Laufzeit der Anleihe bis zum
30. 09. 2017 besteht für die Anleihegläubiger kein
ordentliches Kündigungsrecht. Außerordentliche
Kündi gungsgründe entnehmen Sie bitte den Anleihe -
bedingungen.

Vertragsstrafen sind nicht vorgesehen.

5. Widerrufsrecht des Anlegers

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 
14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform 
(z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt
nach Erhalt dieser Belehrung in Textform, jedoch
nicht vor Vertragsschluss und auch nicht vor Erfüll -
ung unserer Informationspflichten gemäß Art. 246 

§ 2 in Verbindung mit § 1 Abs. 1 und 2 EGBGB. Zur
Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige
Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten
an:
Energiekontor AG
Mary-Somerville-Straße 5
28359 Bremen
Telefon: +49 421 3304-0
Fax: +49 421 3304-444   
E-Mail: vertrieb@energiekontor.de

Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beider-
seits empfangenen Leistungen zurückzugewähren und
ggf. gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszu -
geben. Können Sie uns die empfangene Leistung
sowie Nutzungen (z. B. Gebrauchsvorteile) nicht oder 
teilweise nicht oder nur in verschlechtertem Zustand
zurückgewähren beziehungsweise herausgeben,
müssen Sie uns insoweit Wertersatz leisten. Ver pflich -
tungen zur Erstattung von Zahlungen müssen inner-
halb von 30 Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt
für Sie mit der Absendung Ihrer Widerrufserklärung,
für uns mit deren Empfang.

Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Ver -
trag von beiden Seiten auf Ihren ausdrücklichen
Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Wider -
rufsrecht ausgeübt haben.

Verbraucherinformation für Fernabsatzverträge
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Ermittlung der Stückzinsen7

Beispiel: Der gewünschte Nennbetrag (Anleihebetrag)
beträgt € 20.000 und er wird am 11. 11. 2012 einge-
zahlt. Der Wert aus der Tabellenspalte 30. 11. 2012
wird mit 20 multipliziert. Der Termin des Geldein -
gangs ist für die Höhe der Stückzinsen entscheidend. 

Zahlungen/Zahlstelle und Verzinsung/Fälligkeit
Das Bankhaus Neelmeyer in Bremen ist als Zahlstelle
für die Anleiheschuldnerin tätig. 

Das Bankhaus Neelmeyer leitet die Zinszahlungen an
die Clearstream Banking AG, Frankfurt, weiter und
von dort wird an die Depotbanken der Anleihe gläu -
biger weiter ausgezahlt. 

7 Die Zinsberechnung erfolgt nach deutscher Zinsberechnungs methode.
Demnach wird jeder Monat mit 30 Tagen und das Jahr mit 360 Tagen
erfasst.

Datum der Einzahlungsbetrag
Einzahlung pro € 1.000
30.10.2012 1.005,83
30.11.2012 1.011,66
30.12.2012 1.017,49
30.01.2013 1.023,33
28.02.2013 1.029,16
30.03.2013 1.035,00
30.04.2013 1.040,83
30.05.2013 1.046,67
30.06.2013 1.052,50
30.07.2013 1.058,33
30.08.2013 1.064,24
30.09.2013 1.070,00

Beispielrechnung
Verzinsung: 7 %
Laufzeit: 5 Jahre bis 30. 06. 2017
Datum der Einzahlung: 11.11. 2012
Anzahl Stücke: 20 je € 1000
Ausgabekurs: 100 % des Nennbetrages 

zzgl. Stückzinsen
Einzahlungsbetrag pro 1.000,- €: € 1.011,66
Gesamtkaufbetrag: € 20.233,20 

Ermittlung der Stückzinsen
Die eingehenden Teilschuldverschreibungen werden
jeweils monatlich zum 30. erfasst. 

Ihren Kaufpreis ermitteln Sie, indem Sie in der Spalte
Einzahlungsdatum Ihren Termin auswählen und mit
der gewünschten Stückzahl multiplizieren.
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Zeichnungsschein
Konto zur Überweisung des vorstehenden Kaufpreises:
Empfänger: Energiekontor AG Anleihe 2012 
Konto-Nr. 1000672152, Bankleitzahl: 290 200 00
Kreditinstitut: Bankhaus Neelmeyer AG 
Verwendungszweck: (Zeichnungsnummer, Name des Zeichners)

Die Einbuchung der Inhaber-Teilschuldverschreibung soll 
erfolgen zu Gunsten:

Depotinhaber 

Name, Vorname: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .   

Straße: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

PLZ/Ort: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Wertpapierdepot-Nr.: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

BLZ: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Name des Kreditinstituts: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Ort, Datum: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Unterschrift des Zeichners: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Den Emissionsprospekt der Energiekontor AG sowie die Verbraucher -
informationen für Fernabsatzverträge habe ich erhalten und vor
Unterzeichnung dieses Kaufauftrages zur Kenntnis genommen.

Ort, Datum . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Unterschrift des Zeichners: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Energiekontor AG, Mary-Somerville-Straße 5, 28359 Bremen
für Inhaber-Teilschuldverschreibungen, Laufzeit fünf Jahre 
bis 30. 09. 2017, WKN A1PGX7 ISIN DE000A1PGX7 6

Der/die Unterzeichnende

Name: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Vorname: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    

Straße: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

PLZ/Ort: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Telefon: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .   

Geburtsdatum: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    

Beruf: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Nennwert
Ich kaufe laut Anleihebedingungen Inhaber-Teilschuld -
verschreibungen im Nennwert von:

€ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Mindestanlage (€ 3.000)

Kaufpreis
Nennwert plus Stückzinsen (Berechnungsgrundlage ist das
Datum des Geldeinganges)

€ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Angabe nach § 3 (1) Geldwäschegesetz
Der/die Anleger/in ist der/die wirtschaftlich Berechtigte, 
sofern nichts anderes angegeben wird.
Der/die Anleger/in ist nicht wirtschaftlich berechtigt, sondern:
(bitte Name, Adresse eintragen und Ausweiskopie beifügen)

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Name, Vorname, Adresse

Besonderheiten bei Fernabsatzverträgen: 
Stellt der Abschluss des Vertrages im Ver hältnis zu Ihnen ein Fernab satz -
vertrag im Sinne des § 312 b BGB dar, weil er unter ausschließlicher
Verwendung von Fernkommu ni ka tionsmitteln (Telefon, Post, E-Mail etc.)
ohne gleichzeitige Anwe sen heit der Vertrags parteien oder deren Ver tre -
ter abgeschlossen wird, steht Ihnen in Bezug auf Ihre Ver trags erklärung
ein Widerrufsrecht gem. § 355 BGB i.V.m. § 312 d BGB zu. Hierzu erteilen
wir Ihnen folgende Widerrufsbelehrung:

Widerrufsrecht: 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe
von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist
beginnt nach Erhalt dieser Belehrung in Textform jedoch nicht vor Ver -
tragsschluss und auch nicht vor Erfüllung unserer Informations pflich ten
gem. Art. 246 § 2 i.V.m. § 1 Abs. 1 und 2 EGBGB. Zur Wahrung der
Wider  rufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

Der Widerruf ist zu richten an: 
Energiekontor AG, Mary-Somerville-Straße 5, 28359 Bremen; 
Fax: +49 421 33 04-444, E-Mail: vertrieb@energiekontor.de

Widerrufsfolgen:
Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beidseitig empfangenen
Leistungen zurückzugewähren und ggf. gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen)
herauszugeben. Können die empfangenen Leistungen ganz oder teilweise
nicht zurückgewährt werden, müssen Sie uns ggf. Wertersatz leisten. 
Dies kann dazu führen, dass die vertraglichen Zahlungsver pflich tungen
für den Zeitraum bis zum Widerruf gleichwohl erfüllt werden müssen.
Ver pflichtungen zur Erstattung von Zahlungen müssen innerhalb von 
30 Tagen erfüllt werden. Die Frist beginnt für Sie mit der Absendung
Ihrer Widerrufserklärung, für uns mit deren Empfang. 

Besondere Hinweise:
Ihr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten
auf Ihren ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr
Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Ort, Datum: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

Unterschrift des Zeichners: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Betreuung erfolgte durch: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
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Prüfung des Wertpapierprospektes, Prospektherausgeber

Prüfung des Wertpapierprospektes

Der Prospekt wurde durch die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 
Marie-Curie-Straße 24-28, 60439 Frankfurt/Main,
gemäß den gesetzlichen Be stim mungen auf Vollstän -
digkeit geprüft ein schließ  lich einer Prüfung der
Kohärenz und der Ver ständ lich keit der vorgelegten
Informationen (§ 13 Abs1 WpPG). 
Die inhaltliche Richtigkeit wird von der Bundes -
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht nicht
beurteilt. Der Wertpapierprospekt wurde bei der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
hinterlegt.

Prospektherausgeber

Energiekontor AG
Mary-Somerville-Straße 5
28359 Bremen
Telefon: +49 421 3304–0
Telefax: +49 421 3304–444

Konzeption und Gestaltung:
bäuerlegestaltung, Bremen 
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Prospektverantwortung und Vollständigkeitserklärung

Die Energiekontor AG, Mary-Somerville-Straße 5,
28359 Bremen, ist Anbieterin und Emittentin der mit
diesem Wertpapierprospekt angebotenen Anleihe. Sie
übernimmt gemäß § 5 Abs. 4 Wertpapier prospekt -
gesetz die Verantwortung für den Inhalt des Pros pek -
tes und erklärt, dass nach ihrem Wissen die Angaben
im Prospekt richtig sind und keine wesentlichen Um-
stände ausgelassen wurden.

Alle unternehmerischen Daten sowie sonstigen Anga -
ben im Prospekt wurden sorgfältig und nach bestem
Wissen auf Grundlage sachkundiger Erwartungen
zusammengestellt und entsprechen den tatsächlichen
wirtschaftlichen Verhältnissen zum Zeitpunkt der
Prospekterstellung. 

Vom Prospekt abweichende Angaben sind nur dann
verbindlich, wenn sie vom Prospektherausgeber
schrift lich bestätigt werden. Dritte sind zu abwei -
chen den Angaben nicht berechtigt. 
Etwaige Schadensersatzansprüche eines Käufers der
Teilschuldverschreibung wegen unrichtiger oder
unvollständiger Prospektangaben sind auf die Höhe
der tatsächlich geleisteten Zahlungen beschränkt. 
Die Energiekontor AG ist eine juristische Person.
Dementsprechend beschränkt sich die Haftung auf
das Gesellschaftsvermögen. 

Prospektverantwortung und Vollständigkeitserklärung

Bremen, den 26. 07. 2012

Energiekontor AG

gezeichnet gezeichnet
Peter Szabo Thomas Walther
Vorstandsvorsitzender Vorstand



Energiekontor AG

Mary-Somerville-Straße 5
28359 Bremen
Telefon +49 421 3304-0
Telefax +49 421 3304-444

Stresemannstraße 46 
27570 Bremerhaven
Telefon +49 471 140-800 
Telefax +49 471 140-209

Service-Telefon 0800 3304555
Für Sie kostenfrei.

vertrieb@energiekontor.de
www.energiekontor.de

  


